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Beginn der Sitzung: 12 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Benya, Zwei­
ter Präsident Mag. Minkowitsch. 

Präsident: Ich e r ö f f n e die Sitzung des 
Nationalrates, die auf Grund eines Verlan­
gens gemäß § 46 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
einberufen wurde. 

Die Amtlichen Protokolle der 75. Sitzung 
vom 23. Jänner wie auch der 76. und 77. Sit­
zung vom 24. Jänner 1985 sind in der Parla­
mentsdirektion aufgelegen und unbeanstan­
det geblieben. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Dr. Jolanda Offenbeck und Prechtl. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Sitzung wurden 
die schrütlichen Anfragen 1092/J bis 1115/J 
an Mitglieder der Bundesregierung gerichtet. 

Ferner sind die Anfragebeantwortungen 
1012/AB bis 1032/AB eingelangt. 

Ich gebe bekannt, daß die Regierungsvor­
lage: Bundesgesetz über die Zeichnung von 
zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Interna­
tionalen Bank für Wiederaufbau und Entwick­
lung (542 der Beilagen) eingelangt ist. 

Die weiteren eingelangten Vorlagen weise 
ich folgenden Ausschüssen zu: 

Dem Justizausschuß: 

Europäisches Übereinkommen über die 
Anerkennung und Vollstreckung von Ent­
scheidungen über das Sorgerecht für Kinder 
und die Wiederherstellung des Sorgerechts 
(484 der Beilagen); 

dem Außenpolitischen Ausschuß: 

Abkommen zwischen der Republik Öster­
reich und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien zur Änderung des 
Abkommens über den Kleinen Grenzverkehr 
vom 28. September 1967 in der Fassung des 
Änderungsabkommens vom 5. Februar 1975 
(516 der Beilagen). 

Erklärung des Bundeskanzlers 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu deren einzigem Punkt: 
Erklärung des Bundeskanzlers. . 

Ich erteile dem Herrn Bundeskanzler das 
Wort. 

12.04 

Bundeskanzler Dr. Sinowatz: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Nach all den Diskussionen und Reaktionen, 
die die Überstellung eines seit Kriegsende in 
Italien inhaftierten Kriegsverbrechers nach 
Österreich im In- und Ausland hervorgerufen 
hat, ist es mir ein Anliegen, das österreichi­
sche Parlament, die österreichische Bevölke­
rung und die interessierte Weltöffentlichkeit 
über den tatsächlichen Sachverhalt zu infor­
mieren. 

Zunächst eine grundsätzliche Feststellung. 
Italiens Ministerpräsident Craxi hat anläßlich 
der Überstellung Reders nach Österreich 
öffentlich erklärt, daß es zur Erinnerung an 
Blutvergießen und faschistischen Terror nicht 
eines alten Mannes hinter Festungsmauern 
bedürfe. Ich stelle dieses Zitat bewußt an den 
Beginn meiner Ausführungen, weil ich tiefen 
Respekt vor der Fähigkeit des Verzeihens 
empfinde, von der diese Geste Ministerpräsi­
dent Craxis 40 Jahre nach Beendigung des 
durch Hitler-Deutschland ausgelösten Zwei­
ten Weltkrieges getragen war, und weil sie 
zeigt, daß man uneingeschränkte Ablehnung 
der Verbrechen aus der Zeit des Faschismus 
mit Toleranz und Fähigkeit zum Verzeihen 
verbinden kann. 

Umso mehr bedaure ich, daß der humani­
täre Aspekt dieses Falles durch eine Reihe 
von Mißverständnissen und Fehlinterpretatio­
nen überdeckt wurde, die sich - und ich 
scheue mich nicht, dies offen auszusprechen 
- aus der Vorgangsweise des Verteidigungs­
ministers ergeben haben. Es ist mir daher ein 
Bedürfnis, Sie, meine Damen und Herren 
Abgeordneten, über den tatsächlichen Sach­
verhalt zu informieren und die gesamte Ange­
legenheit wieder ins· Lot zu rücken. 

Hohes Haus! Der ehemalige SS-Sturmbann­
führer Walter Reder wurde vom italienischen 
Militärgericht Bologna am 31. Oktober 1953 
wegen des "fortgesetzten Verbrechens des 
Mordes an italienischen Staatsbürgern und 
Zivilpersonen" sowie "des fortgesetzten Ver 
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brechens der Brandlegung und der Zerstö­
rung italienischer Dörfer" zu einer lebenslan­
gen Freiheitsstrafe verurteilt. 

Zu diesem Zeitpunkt - und das möchte ich 
hier in Erinnerung rufen - war Reder deut­
scher Staatsbürger. Erst 1955 wurde Reder 
durch einen Bescheid der oberösterrei­
chischen Landesregierung wieder die öster­
reichische Staatsbürgerschaft zuerkannt, 
trotz zunächst gegenteiliger Rechtsansicht 
der Bundesregierung beziehungsweise des 
Verwaltungsgerichtshofes. 

Am 14. Juli 1980 hat schließlich nach mehr 
als dreißigjähriger Haft das Militärgericht 
Bari entschieden, Reder bedingt zu entlassen. 
Gleichzeitig hat aber dieses Gericht verfügt, 
Reder in seiner Eigenschaft als Kriegsgefan­
gener für fünf weitere Jahre anzuhalten. Erst 
nach Ablauf dieser Frist gilt die über ihn ver­
hängte Strafe als getilgt. 

Ich beschränke mich absichtlich auf diese 
kurze Darstellung, weil ich nach der Durch­
sicht aller Unterlagen, die in den Archiven 
des Bundeskanzleramtes und der Ministerien 
reichlich vorhanden sind, aus den vielen Brie­
fen und Interventionen zugunsten Reders zu 
Recht schließen kann, daß den führenden Per­
sönlichkeiten aller drei Parlamentsparteien 
die Hintergründe dieses Falles bestens 
bekannt sind. 

Tatsächlich hat es an Interventionen für 
eine Begnadigung und seit 1980 für eine Repa­
triierung Reders nicht gemangelt. Soweit ich 
es überblicken kann, ist mehr als sechzigmal 
offiziell und inoffiziell von allen österreichi­
schen Bundesregierungen seit den fünfziger 
Jahren, verschiedensten österreichischen 
Spitzenpolitikern, Landespolitikern und Bür­
germeistern, aber auch von den Repräsentan­
ten der Katholischen Kirche sowie der ver­
schiedensten Institutionen und Vereinigun­
gen interveniert worden. 

Beginnend mit Dr. Gorbach, damals Dritter 
Präsident des Nationalrates, über Außenmini­
ster Gruber, Bundespräsident Schärf, Bun­
despräsident J onas, Außenminister Kreisky, 
Außenminister Waldheim, Bundeskanzler 
Kreisky, den verschiedensten Verteidigungs­
ministern, Kardinal König, Bischof Rusch, 
Bundespräsident Kirchschläger, Klubobmann 
Mock, Klubomann Peter, Landeshauptmann 
Ratzenböck, Bürgermeister Guggenberger, 
sie alle setzten sich - und ich zitiere aus 
einem offiziellen Schreiben dieser Jahre -
für die Rückkehr des "Major Reder, des letz­
ten österreichischen Kriegsgefangenen" ein. 

Darüber hinaus erscheint es mir erwähnens­
wert, daß sich auch mehrere Päpste, darunter 
Papst. Johannes XXIII., Papst Paul VI. und 
Papst Johannes Paul 11. für eine Begnadigung 
beziehungsweise für die Freilassung Reders 
eingesetzt haben. 

Namhafte Repräsentanten des öffentlichen 
Lebens besuchten Reder persönlich und küm­
merten sich in vielfacher Weise um den Inhaf­
tierten. 

Alle diese Schritte erfolgten - und ich 
zitiere wieder aus einem Schreiben von 
damals - "im Sinne einer mit allen im N atio­
nalrat vertretenen politischen Parteien erfolg­
ten Absprache in vertraulicher Weise, um jeg­
liche polemische Auseinandersetzung in den 
Massenmedien und die sich daraus eventuell 
ergebenden Konsequenzen ungünstiger Art 
für die Bemühungen hintanzuhalten". -
Zitatende. 

Hohes Haus! Ich selbst sah mich veranlaßt, 
die mannigfaltigen Bemühungen der fünfzi­
ger, sechziger und insbesondere der siebziger 
Jahre fortzusetzen und richtete im August 
1983 unter Hinweis auf die verschiedenen 
Kontakte meines Amtsvorgängers ein diesbe­
zügliches Schreiben an Ministerpräsident 
Craxi. Schließlich wurde im Jänner dieses 
Jahres durch den österreichischen Botschaf­
ter in Rom in meinem Auftrag eine Note über­
reicht, in der dieses österreichische Anliegen 
in Erinnerung gerufen wurde. 

Meine Damen und Herren! Am 22. Jänner 
1985 um zirka 20 Uhr teilte die österreichische 
Botschaft in Rom dem Wiener Außenamt mit, 
daß die Überstellung Reders für Donnerstag, 
den 24. Jänner, 12.30 Uhr, vorgesehen sei. Im 
wesentlichen wurden folgende Überstellungs­
modalitäten vereinbart: 

Die absolute Geheimhaltung der ÜbersteI­
lung bis zu der für 19.15 Uhr desselben Tages 
vorgesehenen Veröffentlichung eines mit Ita­
lien akkordierten Kommuniques, die völlige 
Abschirmung Reders vor der Öffentlichkeit 
für weitere zehn Tage, die Durchführung 
medizinischer Kontrolluntersuchungen wäh­
rend dieses Zeitraums, die Vermeidung jegli­
cher Publizität - insbesondere durch Inter­
views und öffentliche Erklärungen Reders -
sowie die Unterfertigung eines offiziellen 
Übergabeprotokolls durch Österreich. 

Der Bundesminister für Auswärtige Ange­
legenheiten hat im Anschluß daran umge­
hend das Bundesministerium für Inneres 
beziehungsweise den Bundesminister für 
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Landesverteidigung in dieser Angelegenheit 
befaßt, um eine ÜbersteIlung Reders im Sinne 
der mit Italien getroffenen Vereinbarungen 
zu gewährleisten. 

Mit dem Bundesministerium für Inneres 
wurde vereinbart, daß die offizielle Über­
nahme Reders, die Durchführung aller dies­

. bezüglichen Formalitäten durch einen Beam­
ten der Sicherheitsdirektion für Steiermark 
vorzunehmen sei. 

Tatsächlich wurde Reder nicht - wie 
unrichtigerweise 'immer wieder behauptet 
wurde - dem Verteidigungsminister bezie­
hungsweise dem Bundesheer , sondern - wie 
zwischen dem österreichischen Außenmini­
sterium und dem Kabinett des italienischen 
Ministerpräsidenten vereinbart - der steiri­
schen Sicherheitsdirektion übergeben. 

Um alle Legenden, die sich in diesem 
Zusammenhang gebildet haben, zu zer­
streuen, gestatten Sie mir, das offizielle Über­
gabeprotokoll wörtlich zu verlesen. Ich zitiere 
wörtlich aus dem Übergabeprotokoll: 

,.Am 24. Jänner 1985 hat der unterschrie­
bene Hauptmann der Carabinieri, Mauro 
Obinu, gemäß dem Auftrag, den er vom Mini­
sterpräsident erhalten hat, Herrn W. Reder 
übergeben an Dr. Hubert Holler, Sicherheits­
direktor von der Steiermark. Diesem Akt" -
das heißt dem Akt der offiziellen Übergabe 
beziehungsweise der offiziellen Übernahme 
Reders - "haben beigewohnt folgende Perso­
nen, die alle unterschrieben haben: Oberst der 
Carabinieri Giovanni Cascone, Carabinieri 
Micheie Flotta, der Reder eskortiert hat bis 
zur Erstellung dieses Protokolls, Leutnant 
Daniele, Arzt, sowie Rechtsanwalt Bettoni, 
Vertrauensanwalt des Herrn Reder und der 
österreichischen Botschaft in Italien." 

Sowohl aus dem zitierten Übergabeproto­
koll als auch aus dem Bericht der steirischen 
Sicherheitsdirektion an das Bundesministe­
rium für Inneres geht somit eindeutig hervor, 
daß kein Mitglied der österreichischen Bun­
desregierung die Übernahme Reders vorge­
nommen hat und es daher unrichtig ist, wenn 
in diesem Zusammenhang von einem "Staats­
empfang" durch den Verteidigungsminister 
oder von einer Übernahme Herrn Reders 
durch das Österreichische Bundesheer 
gesprochen wird. 

Hohes Haus! Der ausschließliche Grund, 
warum auch der Verteidigungsminister mit , 
der Angelegenheit Reder seitens des Bundes­
ministers für Auswärtige Angelegenheiten 

befaßt wurde, lag darin, daß die Einhaltung 
gewisser VereinbarungE!ll am ehesten durch 
die Inanspruchnahme von Einrichtungen des 
Bundesheeres gewährleistet schien. 

Ich möchte auch in diesem Zusammenhang 
eine Stellungnahme des Völkerrechtsbüros 
des Außenministeriums heranziehen, die 
Bundesminister Gratz angefordert hatte: 

Demzufolge ist die Abwicklung der Heim­
schaffung eines Kriegsgefangenen aus inner­
staatlicher Sicht als ein Akt der Durchfüh­
rung eines Staatsvertrages, und zwar des 
Dritten Genfer Abkommens über die Behand­
lung der Kriegsgefangenen anzusehen. 
Gemäß dem Bundesministeriengesetz fallen 
Maßnahmen, die zur innerstaatlichen Durch­
führung eines Staatsvertrages oder eines son­
stigen Völkerrechtsgeschäftes notwendig 
sind, soweit es sich dabei nicht um völker­
rechtliche oder außenpolitische Fragen han­
delt, in den Wirkungsbereich jeweils des Bun­
desministeriums, dem die Besorgung des 
betreffenden Sachgebietes zugewiesen ist. 
Militärische Angelegenheiten, und als solche 
ist die Heimschaffung eines Kriegsverbre­
chers mit dem Status eines Kriegsgefangenen 
wohl zu qualifizieren, fallen in den allgemei­
nen Wirkungsbereich des Bundesministe­
riums für Landesverteidigung. Die Einschal­
tung dieses Ressorts durch das Bundesmini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten bei 
der Heimschaffung Reders hatte somit ihre 
Grundlage auch in den betreffenden Regelun­
gen des Bundesministeriengesetzes. 

Wie zwischen Außen- und Verteidigungsmi­
nister vereinbart war, sollte das Bundesmini­
sterium für Landesverteidigung insbesondere 
die Landung der italienischen Militärma­
schine auf einem österreichischen Militärflug­
platz, den Weitertransport Reders in eine 
Sanitäts anstalt und die völlige Abschirmung 
vor jeder Öffentlichkeit sicherstellen. Das und 
nichts anderes war die Aufgabe, die dem Ver­
teidigungsminister gestellt war. 

Da aber der Verteidigungsminister beim 
Transport Reders von Graz nach Baden per­
sönlich anwesend war, konnte und mußte 
jener Eindruck entstehen, der im In- und Aus­
land Anlaß zu berechtigter Kritik gegeben 
hat. 

Ich selbst wurde von dieser Vorgangsweise 
des Verteidigungsministers am 24. Jänner 
nachmittags unterrichtet. Ich habe daraufhin 
öffentlich erklärt, daß ich seine persönliche 
Anwesenheit beim Transport Reders von 
Graz nach Baden für einen schweren politi-
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schen Fehler halte. Ich habe mich ausdrück­
lich von dieser Vorgangsweise distanziert und 
den Verteidigungsminister aufgefordert, mir 
ehestmöglich einen diesbezüglichen Bericht 
vorzulegen. 

Der Verteidigungsminister hat daraufhin 
sein Besuchsprogramm anläßlich seines offi­
ziellen Besuches in Kairo geändert, um recht­
zeitig vor der Sitzung des Ministerrates vom 
29. Jänner den angeforderten Bericht vorle­
gen zu können. 

Aus diesem Bericht geht hervor, daß der 
Verteidigungsminister seine persönliche 
Anwesenheit damit begründet, daß er gemäß 
den getroffenen Absprachen für den Trans­
port und die Unterbringung Reders mit der 
größtmöglichen Diskretion und Geheimhal­
tung Sorge tragen wollte; daß es auch nicht 
den Tatsachen entspräche, daß der Verteidi­
gungsminister Herrn Reder zu einem Mittag­
essen eingeladen habe. Richtig sei vielmehr, 
daß Reder und seine Begleitung nach Eintref­
fen in der Heeressanitätsstation der Marti­
nek-Kaserne mit einer Mahlzeit versorgt wur­
den, an der der Verteidigungsminister jedoch 
nur wenige Minuten teilnahm. Er habe wäh­
renddessen Telefonate mit dem Außenmini­
sterium geführt beziehungsweise Fragen 
anwesender Journalisten beantwortet, die 
durch eine vorzeitige, nicht vereinbarte 
Bekanntgabe der Überstellung Reders durch 
eine italienische NaGhrichtenagentur infor­
miert worden waren. 

Hohes Haus! Ich möchte aus dem vom Ver­
teidigungsminister Frischenschlager vorge­
legten Bericht einige mir wesentlich erschei­
nende Passagen zitieren. 

Der Verteidigungsminister schreibt: "Ich 
habe die letzten Tage benützt, um über mein 
Verhalten im Zusammenhang mit der Über­
stellung des wegen schwerer Kriegsverbre­
chen in Italien verurteilten Walter Reder 
nachzudenken - ein Verhalten, das von 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, als schwerer 
Fehler bezeichnet wurde -, und ich bin zu 
dem Ergebnis gelangt, daß ich diesen Fehler 
einzubekennen habe. 

Mir war bekannt, daß sich führende Persön­
lichkeiten aus allen politischen Lagern bei 
den Verantwortlichen unseres N achbarstaa­
tes Italien aus humanitären Gründen seit vie­
len Jahren um eine vorzeitige Haftentlassung 
von Walter Reder bemüht haben. 

Aus meiner oben gegebenen Darstellung 
geht hervor, daß ich mich bemüht habe, die 

ÜbersteIlung von Walter Reder im Sinne der 
verlangten Geheimhaltung durchzuführen; 
nichts lag mir ferner", führt der Verteidi­
gungsminister aus, "als der ÜbersteIlung 
Reders den Charakter eines regierungsoffi­
ziellen oder militärischen Empfanges zu ver­
leihen. Dennoch mußte ich erkennen, daß die 
gewählte Vorgangsweise für alle, die unter 
Kriegsverbrechen und Faschismus entweder 
selbst zu leiden hatten oder die Leiden ihrer 
Mitbürger nicht vergessen können, zu tiefer 
Betroffenheit geführt und auch im Ausland 
heftige Reaktionen hervorgerufen hat." 

Und weiter: 

"Diese meine Fehleinschätzung tut mir leid 
und ich kann sie Ihnen gegenüber, Herr Bun­
deskanzler, wie gegenüber der gesamten 
Öffentlichkeit nur bedauern. Ich tue dies auch 
unter dem Aspekt, daß mein gesamtes politi­
sches Verhalten von den Grundsätzen und 
Prinzipien geleitet wird, die das gemeinsame 
Fundament unserer demokratischen Repu­
blik bilden." - Ende des Zitats. 

Der Bericilit, das Begleitschreiben sowie die 
in den letzten Tagen erfolgten öffentlichen 
Erklärungen des Verteidigungsministers 
sprechen- wie ich meine - eine klare Spra­
che: Der Verteidigungsminister hat seinen 
politischen Fehler erkannt und ihn öffentlich 
eingestanden. Er hat sich von seiner eigenen 
Vorgangsweise distanziert und die tatsächli­
chen Motive seines Handeins deutlich 
gemacht. Ich halte seine Entschuldigung für 
aufrichtig und ehrlich. 

Dieses persönliche und offene Eingeständ­
nis eines singulären Fehlverhaltens, aber 
auch der Umstand, daß die bisherige Amts­
führung des Verteidigungsministers korrekt 
und erfolgreich war, waren ausschlaggebend 
für meinen Entschluß, den Herrn Bundesprä­
sidenten ni c h t um die Entlassung des Ver­
teidigungsministers aus dieser Bundesregie­
rung zu ersuchen. 

Ich ersuche daher das Hohe Haus, die Klar­
stellung und die Entschuldigung des Verteidi­
gungsministers ebenfalls zur Kenntnis zu 
nehmen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 12.19 

Präsident: Es liegt ein Verlangen gemäß 
§ 81 der Geschäftsordnung vor, über die 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
sogleich eine Debatte durchzuführen. 

Werden gegen den Zeitpunkt Einwendun­
gen erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

481 
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Wir gehen daher in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Dr. Mock. 

12.20 

Abgeordneter Dr. Mock (ÖVP): Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Am Donnerstag 
vergangener Woche wurde der ehemalige SS­
Sturmbannführer Walter Reder, der in Italien 
wegen schwerer Kriegsverbrechen verurteilt 
wurde und dann fünf Jahre noch als Kriegsge­
fangener im Gefängnis war, frühzeitig freige­
lassen und nach Österreich überstellt. 

Der Empfang des ehemaligen SS-Offiziers 
durch den österreichischen Verteidigungsmi­
nister persönlich hat zu einer Welle der 
öffentlichen Kritik im In- und Ausland und zu 
einem schweren Schaden für das Ansehen 
der Republik geführt. 

Die Österreichische Volkspartei hat daher 
diese Sondersitzung verlangt, um den Ver­
such zu unternehmen, in einer gemeinsamen 
nationalen Aktion den Ruf unseres Landes, 
dieser Republik als achtbaren Staat mit 
bewiesener und unbestrittener demokrati­
scher Tradition wiederherzustellen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Es ist für mich, meine Damen und Herren, 
unbestritten, daß sich die im Nationalrat ver­
tretenen politischen Parteien nicht nur zu die­
ser Demokratie bekennen, sondern daß sie 
alle einen wesentlichen Beitrag zum Aufbau 
und zum Funktionieren unserer Demokratie 
geleistet haben. Von dieser Überzeugung gehe 
ich auch bei meinem Debattenbeitrag aus. 

Da wir unsere Grundgesinnung mit Stolz 
außer Streit stellen, müßten wir um so eher 
einen gemeinsamen Weg finden, den Schaden 
der letzten Tage wieder gutzumachen. 

Ich möchte daher anfangs gleich sagen, daß 
ich sehr genau unterscheide zwischen dem 
humanitären Akt der Freilassung Walter 
Reders und dem politisch so schädlichen Akt 
eines quasi offiziellen Empfanges für einen in 
Italien wegen Kriegsverbrechen verurteilten 
ehemaligen SS-Offiziers. Nicht die Freilas­
sung Reders, nicht Akte der Humanität haben 
Österreich geschadet, sondern Handlung und 
Vorgangsweise des Verteidigungsministers. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Mit Überraschung 
habe ich nun Ihrem Bericht entnommen, daß 
mit dem Bundesministerium für Inneres ver­
einbart wurde, die offizielle Übernahme 

Reders durchzuführen. Das macht ja die 
Anwesenheit des Landesverteidigungsmini­
sters noch viel unverständlicher und uner­
klärbarer. Dann hätte er dort ja überhaupt 
nichts zu tun gehabt, muß ich sehr deutlich 
sagen, da gab es überhaupt keinen offiziellen 
Anlaß. 

Was die Geheimhaltung anbelangt, meine 
Damen und Herren, bin ich davon überzeugt, 
jeder Beamte seines Ministeriums wäre eine 
größere Garantie für die Geheimhaltung 
gewesen als die Anwesenheit des Ministers 
persönlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Auch ich möchte hier für die Begnadigung 
von Walter Reder durch die italienische 
Regierung meinen Respekt zum Ausdruck 
bringen. Ich bekenne mich zu diesem Eintre­
ten für die Begnadigung und zum Bemühen 
um Versöhnung. Wie Sie, Herr Bundeskanz­
ler, gesagt haben, haben alle österreichischen 
Bundeskanzler seit Ing. Julius Raab bis zu 
Ihnen persönlich, bis zum Heiligen Vater und 
den wichtigsten Vertretern verschiedener 
Glaubensgemeinschaften ebenso gehandelt. 

Was sollten diese Interventionen bewirken? 
- Eine frühere Rückkehr von Walter Reder, 
und es sollte ihm ermöglicht werden, seine 
restlichen Lebensjahre in Frieden in Öster­
reich zu verbringen. 

Ihre Vorgangsweise, Herr Bundesminister, 
ist auch Walter Reder in· den letzten Tagen 
auf den Kopf gefallen. 

Unsere Verantwortung, meine Damen und 
Herren, ergibt sich nun aus der Verpflichtung, 
diesen Schaden gutzumachen, und ergibt sich 
aus der Tatsache, daß heute nicht nur die 
österreichische Öffentlichkeit, sondern auch 
die internationale Öffentlichkeit mit großer 
Aufmerksamkeit die Debatte und die Ent­
scheidung in diesem Parlament verfolgt. Es 
liegt an uns Parlamentariern, mit klaren Ent­
scheidungen dafür zu sorgen, daß die Reputa­
tion unserer Republik nicht langanhaltenden 
und schweren Schaden erleidet. (Beifall bei 
derÖVP.) 

Meine Damen und Herren von den anderen 
Fraktionen! In dieser Debatte von nationaler 
Bedeutung müssen wir der Welt und vor 
allem den österreichischen Bürgern, der 
österreichischen Jugend beweisen, daß dies 
hier ein lebendiger Parlamentarismus ist, daß 
hier die österreichischen Parlamentarier aus 
eigenem handeln können, wo die Regierung 
nicht handelt, und daß das Parlament in der 
Lage ist, dort durch politische Konsequenzen 
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zu korrigieren, wo bei völlig gegensätzlicher 
Auffassung in der Bundesregierung die Soli­
darität der Regierung nur zwecks Erhaltung 
der Macht durch ein Mehrheitsvotum bestä­
tigt werden soll. Das ist unsere Aufgabe, und 
das wird auch in einem hohen Ausmaß das 
Ansehen des österreichischen Parlamentaris­
mus bestimmen. 

Man kann in dieser Frage keinen Debatten­
beitrag leisten, ohne die historische Perspek­
tive einzubeziehen. Das österreichische Volk 
und die österreichische Nation sind in diesem 
Jahrhundert wie wenige andere europäische 
Länder von besonderen Prüfungen heimge­
sucht worden. Nationale und soziale Gegen­
sätze vor dem Ersten Weltkrieg, Bürgerkrieg 
in der Zwischenkriegszeit, Auslöschung unse­
res Staates durch den Nationalsozialismus 
und 1945, ein Jahr zwar der Befreiung, aber 
nicht der endgültigen Befreiung. Diese leid­
vollen Phasen unserer Geschichte, meine 
Damen und Herren, waren oft Folgen einer 
Gesinnung des Hasses und des einseitigen 
Fanatismus gewesen. Die große politische, ja 
kulturelle Leistung unseres Volkes bestand 
darin, daß wir alle miteinander aus all diesen 
Ereignissen gelernt haben. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Die große Dichterin Ingeborg Bachmann 
hat einmal festgestellt: "Die Geschichte lehrt 
dauernd, aber sie findet keine Schüler." 

Wir können in allen Fraktionen hier mit 
Stolz sagen, daß wir als Volk aus dieser 
Geschichte gelernt haben; und das sollten wir 
in einem Jahr betonen, in dem wir besonders 
die Wiedererrichtung der Republik und den 
österreichischen Staatsvertrag feiern. Wir 
können, was immer die Mängel unserer 
Demokratie sind, auf eine arbeitsfähige und 
leistungsfähige Demokratie und auf ein hohes 
Maß an sozialer Gesprächs- und Kompromiß­
bereitschaft stolz sein, um die uns viele Län­
der beneiden. 

Mir liegt daran, das zu unterstreichen und 
mit Dank gegenüber aU" jenen Männern und 
Frauen zu verbinden, die diese Versöhnung 
über die Gräben und Gräber der Bürger­
kriegszeit und auch der Zeit vor 1945 bewerk­
stelligt haben. Ich möchte für viele in allen 
Fraktionen für meinen Teil Alfons Gorbach 
nennen. 

Darauf können wir, meine Damen und Her­
ren, stolz sein, und es wäre zutiefst beschä­
mend, wenn hier heute einer versuchen 
würde, dem anderen mangelnde Gesinnung 

zu unterstellen oder in der Vergangenheit mit 
gegenseitigen Vorwürfen herumzuwühlen. 

Herr Klubobmann! Ich bin sehr bemüht um 
eine würdige Debatte bei aller gegensätzli­
cher Auffassung, ein bißchen anders, als es 
Ihr Chefredakteur in der heutigen Nummer 
der ,,Arbeiter-Zeitung" anstrebt. 

Nicht nur die geschichtliche Erfahrung hat 
diesen Weg der Versöhnung bestätigt, son­
dern ich bin auch davon überzeugt, meine 
Damen und Herren, daß nach den furchtba­
ren Zerstörungen, nach dem Blutvergießen 
nach dem Zweiten Weltkrieg und nach Strafe 
und Sühne auch Schlußstriche gezogen wer­
den mußten. Ich möchte das auch hier sehr 
betonen. 

Ich frage mich nun, meine Damen und Her­
ren: Wie kommen wir alle miteinander heute 
dazu, uns neuerdings durch die eine oder 
andere Aussage im In- und im Ausland als 
Wiege für nationalsozialistisches Gedanken­
gut attackieren zu lassen, nur weil ein öster­
reichischer Bundesminister durch einen 
schweren politischen Fehler den humanitären 
Akt Italiens, das humanitäre Bemühen vieler 
Österreicher geradezu ins Gegenteil verkehrt 
hat? (Beifall bei der ÖVP.) 

Der Versöhnungsprozeß in Österreich war 
stets auf ein glaubwürdiges Fundament 
gestützt, nämlich die klare und gemeinsame 
Distanzierung aller Demokraten vom Natio­
nalsozialismus. Das war ein prägendes Ele­
ment des Wiederaufbaues der Zweiten Repu­
blik. 

Umso mehr ist es zu bedauern, wenn einem 
österreichischen Regierungsmitglied 
gerade in diesem Jahr des Gedenkens - die 
Sensibilität für die Geschichte unseres Lan­
des so weit fehlt, daß die Schatten der Vergan­
genheit uns neuerdings erreichen. Es ist die 
Aufgabe dieses Parlaments, meine Damen 
und Herren, dafür zu sorgen, daß aus einem 
Akt der Humanität durch das Fehlverhalten 
des Verteidigungsministers nicht ein dauern­
der Schaden für Österreich wird. Und dafür 
gibt es nur eine glaubwürdige Maßnahme: 
den Rücktritt des Verteidigungsministers, 
und dem dient auch die Stellung eines Miß­
trauensantrages. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich frage mich: 
Was ist denn überhaupt noch für den Rück­
tritt eines Ministers in diesem Land nötig? 

Parlamentarier aller drei Fraktionen haben 
die Vorgangsweise von Dr. Frischenschlager 
heftig kritisiert: 
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Die stellvertretende Vorsitzende der SPÖ, 
Offenbeck, sagte: Frischenschlager hat dem 
Ansehen Österreichs im Ausland schwer 
geschadet, er soll die Konsequenzen ziehen 
und zurücktreten. 

Der sozialistische Abgeordnete Schranz 
sagte es noch klarer: Das ist eine provokante 
politische Demonstration. 

Die freiheitliche Sozialsprecherin Partik­
Pable findet das unbegreiflich. 

Der Wiener Bürgermeister Dr. Zilk 
befürchtet: Wir werden lange brauchen, um 
diesen Vorfall wieder zu reparieren. 

Der sozialistische Finanzminister spricht 
von einer tiefen Betroffenheit. 

Der ehemalige Bundeskanzler Dr. Bruno 
Kreisky nennt das Verhalten des Ministers 
dumm und töricht, er sagt aber gleichzeitig: 
Er muß bleiben!, und kritisiert den Außenmi­
nister, mit dessen Verhalten sich Botschafter 
Steiner beschäftigen wird. 

Und nun, Herr Bundeskanzler, sagen Sie 
persönlich - das haben Sie sich sicher wie­
derholt überlegt -, daß es ein schwerer politi­
scher Fehler war, und Sie mußten sich für 
Ihren Landesverteidigungsminister vor aller 
Öffentlichkeit entschuldigen. 

Mir ist bewußt, Herr Bundeskanzler, daß 
solch eine· Feststellung und auch die Lösung 
eines solchen Problems für einen Regierungs­
chef nicht leicht ist, aber müßte sich nicht bei 
der Abwägung der Interessen die Waage auf 
jene Seite senken, auf der die Interessen 
unserer demokratischen Republik, unseres 
Volkes liegen, und nicht auf jene, auf der es 
um die Interessen der Partei oder einer Koali­
tion geht? (Beifall bei der ÖVP.) 

Die massive Kritik aus den Reihen aller 
Fraktionen, aus den Reihen der Regierung 
wurde durch offizielle Stellungnahmen der 
sozialistischen Parteizeitungen unterstützt. 
Manfred Scheuch schreibt in der ,,Arbeiter­
Zeitung" vom 25. Jänner unter anderem fol­
gendes: "Der Verteidigungsminister hat es lei­
der fertiggebracht, die Heimkehr des begna­
digten Kriegsverbrechers so zu gestalten, daß 
sie ... von allen demokratisch Empfindenden 
in Österreich als Affront betrachtet werden 
muß." 

Meine Damen und Herren! Was ich beson­
ders hervorstreichen möchte, ist: Die heftigen 
Reaktionen der höchsten Vertreter des öster-

reichischen Bundesheeres bewiesen, mit wel­
chem Entsetzen das Heer auf die Schädigung 
seines Ansehens reagiert hat. Das österreichi­
sche Bundesheer hat sich nie als Traditions­
träger der Wehrmacht und schon gar nicht 
der SS verstanden. Die Konsequenzen, die 
daraus zu ziehen sind, sollten Sie selbst, Herr 
Dr. Frischenschlager, ziehen! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich appelliere an Sie: 
Für eine Panne, für eine Unhöflichkeit, für 
eine Grobheit, für einen Ausrutscher ent­
schuldigt man sich. Für einen schweren politi­
schen Fehler tritt man als Regierungsmitglied 
zurück! (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu diesem Zeitpunkt, Herr Bundeskanzler, 
zu dem Sie erklärt haben: Der Verteidigungs­
minister hat einen schweren politischen Feh­
ler gemacht! bezeichnet der freiheitliche Lan­
desrat Jörg Haider die Haltung seines Partei­
freundes als vorbildlich, beschließt das Salz­
burger FPÖ-Präsidium, die Vorgangsweise 
des Landesverteidigungsministers voll und 
ganz zu unterstützen. Die Solidaritätskundge­
bungen der FPÖ werden aber völlig unver­
ständlich und fordern schärfste Kritik heraus 
durch die Feststellung des Dritten Präsiden­
ten des Nationalrates Dr. Stix, er hätte das 
auch getan. 

Herr Präsident! Bei allem Respekt vor Ihrer 
Person und Ihrem Amt muß ich an Sie die 
Frage stellen: Warum bekennen Sie sich zu 
einer Vorgangsweise, die unser Ansehen im 
In- und im Ausland schädigt, für die sich der 
Landesverteidigungsminister entschuldigt 
und die der Bundeskanzler als schweren poli­
tischen Fehlet bezeichnet? 

Meine Damen und Herren! Ich erspare es 
mir hier, die internationalen Stimmen dazu 
zu zitieren, die sich auch in den österreichi­
schen Zeitungen fanden. Vielleicht nur ein 
Beispiel. 

Wie kommt das österreichische Volk dazu 
- bei allem Respekt vor jedem Parlamenta­
rier -, in einer international renommierten 
amerikanischen Publikation, dem "Christian 
Science Monitor", eine Darstellung lesen zu 
müssen, die folgendermaßen lautet: 

"So eine Geste wäre in Westdeutschland 
undenkbar und hätte gewiß zum Rücktritt 
eines jeden Ministers geführt. Österreich 
allerdings, das seine Beteiligung an Hitlers 
berüchtigter SS übertünchen will, zog es vor, 
es mehr als Opfer denn als Komplize für Hit­
lers Aggression zu betrachten. Es gibt dort 
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keine ähnliche Abscheu gegenüber den 
Nazis." - Ende des Zitats. 

Meine Damen und Herren! Dieses Land 
war auch, international anerkannt das erste 
Opfer des Nationalsozialismus. Dieses Land 
hat ungeheure Opfer für seine Befreiung 
gebracht, und die Leiden und die Toten in den 
Konzentrationslagern sind nur der schmerz­
lichste und größte Beitrag gewesen. Ich weise 
daher solche Beschuldigungen zurück, sehe 
aber nicht ein, warum ein Mann - aus wel­
chen Gründen immer - trotz der Verantwor­
tung, die er trägt, für eine solche Bewertung 
Österreichs nicht bereit ist, gegenüber dieser 
massiven Kritik aus dem Lager seines Regie­
rungspartners sowie aus der Öffentlichkeit 
die notwendigen Konsequenzen zu ziehen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Welch eine groteske 
Situation ist das: Der Verteidigungsminister 
entschuldigt sich bei Ihnen als dem Regie­
rungschef in aller Form für seine Handlun­
gen, die von seiner eigenen Partei als beispiel­
haft dargestellt und voll und ganz unterstützt 
werden. Sie, Herr Bundeskanzler, entschuldi­
gen sich vor aller Welt für einen Verteidi­
gungsminister , um ihn andererseits durch 
Ihre eigene Rücktrittsdrohung im Amt zu hal­
ten. Allein steht Minister Frischenschlager 
mit seiner Entschuldigung in seiner Partei, 
und Sie, Herr Bundeskanzler, stehen in 
einem hohen Ausmaß mit Ihrem Festhalten 
an Minister Frischenschlager als Chef des 
Verteidigungsressorts allein. 

Herr Bundeskanzler! Sie können doch nicht 
allen Ernstes annehmen, daß angesichts der 
anderen großen Probleme unseres Landes 
hier noch die notwendige Arbeitsfähigkeit der 
Bundesregierung gegeben ist. 

De facto, Herr Bundeskanzler, ist es ja so, 
daß die Freiheitliche Partei durch die vollin­
haltliche Billigung der Vorgangsweise des 
Verteidigungsministers Sie, der Sie die glei­
che Vorgangsweise als schweren politischen 
Fehler bezeichnet haben, glatt desavouiert 
hat. Sie wissen genau, wie diese Vorgangs­
weise von Ihren Parteifreunden beurteilt 
wird, und dennoch zwingen Sie Ihre Abgeord­
neten heute dazu, sich mit jenen zu solida­
rlSleren, die dieser Vorgangsweise von 
Dr. Frischenschlager Beifall geklatscht und 
ihn voll und ganz unterstützt haben. 

Ist Ihnen nicht aufgefallen, Herr Bundes­
kanzler, daß durch diese Haltung der Freiheit­
lichen Partei die Vorgangsweise von Dr. Fri­
schenschlager zu einer grundsätzlichen Hal-

tung Ihres Koalitionspartners geworden ist? 
Diesen politischen Aspekt haben Sie in Ihrem 
Bericht überhaupt nicht behandelt. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Wir haben Ihnen in hefti­
gen Debatten sicherlich oft vorgeworfen und 
auch durch Zitate belegt, daß für viele Soziali­
sten die Partei das Wichtigste ist und daß die 
Interessen der Partei über den Interessen des 
Staates stehen. Das waren heftige politische 
Diskussionen. 

Heute glaube ich, meine Damen und Her­
ren, daß der Rücktritt des Landesverteidi­
gungsministers und Ihre Entscheidung für 
diesen Rücktritt im Interesse der Demokra­
ten aus allen Fraktionen, aber auch im Inter­
esse Ihrer Geschichte und Ihrer gegenwärti­
gen Verantwortung liegt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Minister Frischenschlager! Trotz sub­
stantieller politischer Differenzen sage ich 
hier, daß Sie in den Monaten seit Ihrem Amts­
antritt um das Bild eines aufrechten und 
demokratischen Politikers bemüht waren. Sie 
sind heute zu einer Belastung für die Regie­
rung. geworden. Das müßte vor allem die 
Sorge des Bundeskanzlers sein. Sie sind 
heute zu einer Belastung für das österreichi­
sche Bundesheer geworden. Und Sie sind 
heute zu einer Belastung für das politische 
Ansehen unseres Landes in der Welt gewor­
den. 

Sie haben einen schweren Fehler gemacht, 
und die Haltung Ihrer Partei und der gefes­
selte Bundeskanzler legen die Entscheidung, 
diesen Schaden zu reparieren, in Ihre Hände 
zurück. Leisten Sie unserem Land einen 
Dienst, indem Sie die verbleibenden Stunden 
nützen, um durch Ihren Rücktritt, auch durch 
Ihren Rücktritt zu beweisen, daß es Ihnen mit 
Ihrem Bekenntnis zu Österreich, zu seinem 
Ansehen und zum Ansehen des Bundesheeres 
ernst ist! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich stelle am 
Beginn dieser Debatte zusammenfassend ein 
hohes Maß an Gemeinsamkeit in der Beurtei­
lung der Vorgangsweise von Bundesminister 
Frischenschlager fest. Ich betone, daß sich 
Vertreter aus allen demokratischen Parteien 
für eine Begnadigung Walter Reders einge­
setzt haben. Wir alle, glaube ich, bekennen 
uns zu diesem humanitären Akt, und nie­
mand will, daß durch die Erfüllung dieses 
Wunsches Österreichs Ansehen in der Welt 
leidet. 
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Der schwere Fehler, in Graz einen offiziel­
len Empfang zu bereiten, ist einbekannt wor­
den, und die Folgen für die Reputation unse­
res Landes sind erkannt worden. Die Mehr­
heit der Abgeordneten dieses Hauses will als 
Konsequenz zur Wiederherstellung unserer 
Reputation in der Welt den Rücktritt des 
Ministers. Da braucht man nur verschiedene 
Erklärungen, vor allem von sozialistischen 
Abgeordneten, zu lesen. 

Weil das so ist, meine Damen und Herren, 
wird es niemand in Österreich und wird es 
niemand im aufmerksamen Ausland verste­
hen, wenn der Nationalrat heute mit Ihrer 
Mehrheit den Landesverteidigungsminister 
hält. 

Ich appelliere daher an alle Abgeordneten 
der Regierungsfraktion und vor allem an die 
Damen und Herren der SPÖ: Folgen Sie 
Ihrem Gewissen! Lassen Sie nicht zu, daß die 
gewählten Vertreter des österreichischen Vol­
kes einem Minister das Vertrauen ausspre­
chen, der der Republik schweren Schaden 
zugefügt hat, der nach den Worten des Bun­
deskanzlers einen schweren Fehler begangen 
hat, der aber nicht bereit ist, die demokrati­
schen Konsequenzen daraus zu ziehen! (Star­
ker Beifall bei der ÖVP.) 12.44 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Wille. 

12.44 

Abgeordneter Wille (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe in mei­
ner ersten Wortmeldung als Klubobmann 
Karl Popper zitiert über die Thesen zur 
Berufsethik und habe damals gesagt, daß in 
der These 10 Popper die Auffassung vertritt: 
"Wir müssen uns klar werden, daß wir andere 
Menschen zur Entdeckung und Korrektur von 
Fehlern brauchen und sie uns, insbesondere 
auch Menschen, die mit anderen Ideen und 
anderen Atmosphären aufgewachsen sind." 

Ich glaube, daß gerade die gegenwärtige 
Spannung, die zwischen den Fraktionen und 
unter den Fraktionen besteht, sehr deutlich 
zeigt, daß diese Erfahrungen, die hier ver­
langt werden, von uns immer noch nicht voll 
bewältigt worden sind und auch vom Verteidi­
gungsminister nicht gesehen wurden. 

In der 12. These verlangt Popper: "Ratio­
nale Kritik muß immer spezifisch sein. Sie 
muß spezifische Gründe angeben, warum spe­
zifische Aussagen und spezifische Argumente 
unrichtig sind." 

Und da, Kollege Mock, möchte ich Ihnen 
zwar vorerst danken für die Bemühung, 
unsere Diskussion sehr sachlich zu führen. 
Wir werden uns in der gleichen Weise bemü­
hen. Ich muß aber dazusagen zu den spezifi­
schen Gründen, die eine spezifische Kritik 
erlauben, daß Sie einmal in Ihrer Rede von 
einem "Empfang" durch den Verteidigungs­
minister geredet haben, daß Sie einmal von 
einem "quasi offiziellen Empfang" geredet 
und schließlich das letzte Mal von einem "offi­
ziellen Empfang". 

Was uns trennt in der Auseinandersetzung, 
ist nichts anderes als die Tatsache: Es hat 
einen Händedruck gegeben. Ein Verteidi­
gungsminister ist einem begnadeten Verbre­
cher entgegengegangen ... (Rufe: Begnadigt!) 
Er ist einem entlassenen Verbrecher entge­
gengegangen, nachdem es Dutzende Gnaden­
gesuche des offiziellen Österreich gegeben 
hat, aber er hat keinen "Empfang", er hat kei­
nen "quasi offiziellen Empfang" und schon 
gar nicht einen "offiziellen Empfang" veran­
staltet. 

Warum sich heute - und mir ist das anders 
nicht erklärlich - so viele Menschen im In­
und Ausland empören über diesen Vorgang, 
der bei uns rein technisch gesehen worden ist 
- das war eine technische Aufgabe, bei der 
ein schwerer Fehler passiert ist -, daß der 
eine derartige Emotion loslösen kann, ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß in der 
Öffentlichkeit sofort propagiert worden ist, es 
wäre quasi ein Empfang oder ein offizieller 
Empfang einem zurückgekommenen Kriegs­
verbrecher bereitet worden. Und da liegen 
eben Welten dazwischen, zwischen dem, was 
geschehen ist, und dem, was behauptet wird. 

Ich möchte auch in aller Deutlichkeit fest­
stellen, daß wir in den jahrelangen harten 
Auseinandersetzungen, die wir in diesem 
Hohen Haus geführt haben, nie mehr daran 
gezweifelt haben in den letzten Jahren, daß es 
sich hier um demokratische Parteien handelt, 
die alle miteinander auf dem Boden unseres 
Rechtsstaates stehen. Nur habe ich geglaubt, 
daß wir auch in einem stärkeren Maße die 
Vergangenheit bewältigt haben. Und ich 
werde dann noch versuchen, etwas riskant 
ein Problem aufzuzeigen, von dem ich glaube, 
daß wir alle miteinander im Widerspruch 
dazu leben, nicht nur Ihre Fraktion, vielleicht 
auch unsere. 

Aber glauben Sie uns: Uns war in dieser 
Entscheidung, wenn wir Ihren Antrag ableh­
nen werden, nicht einfach die Macht wichti­
ger als der Staat, sondern natürlich mußten 

78. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)12 von 44

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 78. Sitzung - 1. Feber 1985 6973 

Wille 

wir auch sehen, nachdem Sie unsere Emotio­
nen, unsere Widerstände gegen diesen Vor­
gang gesehen und gespürt haben, daß Sie als 
Opposition ja geradezu provoziert sind, auch 
diesen Widerstand und diese Opposition von 
unserer Seite aufzunehmen und in Ihre Über­
legungen miteinzubeziehen - dafür größtes 
Verständnis. 

Wenn aber der Bundeskanzler in einer so 
eindeutigen Weise feststellt, es handle sich 
um einen schweren politischen Fehler, und 
der Verteidigungsminister bereit ist, in einer 
klaren Erklärung zu sagen, wo er steht, dann 
nehmen wir das hin. Und ich habe eben schon 
geäußert: Wir nehmen es vor allem dann lie­
ber hin, wenn wir wissen, daß das ein Mann 
sagt, der uns in den letzten Jahren bewiesen 
hat, daß wir an seiner Gesinnung nicht zwei­
feln sollen und nicht zweifeln können. 

Würden wir seine Entschuldigung nicht 
akzeptieren, müßten wir unterstellen, in sei­
ner Aktion waren Sympathien sichtbar mit 
dem Faschismus oder mit den Kriegsverbre­
chen. Das wäre eine so schwerwiegende Ver­
dächtigung, daß wir sie einfach nicht vermu­
ten können, daß wir sie einfach nicht anneh­
men können. 

Deswegen sind wir der Meinung, daß wir 
trotz all dieser Bedenken, die auch in unseren 
Reihen da waren, der Auffassung sein kön­
nen, daß es Frischenschlager ehrlich meint 
und daß er in der Regierung seine Politik, die 
in vieler Hinsicht in den letzten Jahren bei­
spielhaft war, wird fortsetzen können. 

Ich habe bereits auf den Widerspruch Emp­
fang und den Widerspruch Handschlag oder 
Händedruck hingewiesen. Ich möchte viel­
leicht zur technischen Erläuterung, weil näm­
lich der Eindruck entstanden ist, daß Beamte 
für die Geheimhaltung besser gewesen 
wären, nur noch sagen: Das Verteidigungsmi­
nisterium ist in die Überlegung überhaupt nur 
miteinbezogen worden, weil es darum ging, 
einen Heeresflughafen, ein Heeresflugzeug 
zu finden und schiießlich eine Heeresunter­
kunft. 

Als sich herausstellte, daß nur bei militäri­
schen Flügen alle Insassen den Luftfahrtbe­
hörden namentlich zu melden sind, war das 
Ministerium, waren die Berater des Ministers 
und schließlich der Minister selbst der Auffas­
sung, daß der Ministerflug die Geheimhaltung 
garantiert. 

Das war der wahre Grund und das waren 
die wahren Überlegungen, zu denen wir eben 

sagen müssen, daß das technische Vorgänge 
waren. 

Schließlich hat Frischenschlager unterstel­
len oder annehmen müssen - nachdem von 
uns verlangt worden ist, daß wir diese Aktio­
nen bis 19.15 Uhr deswegen zu organisieren 
haben, damit bis 19.15 Uhr Stillschweigen in 
der Öffentlichkeit gewahrt wird, damit 
Demonstrationen da oder dort nicht durchge­
führt werden können -, daß die Öffentlich­
keit von dieser ganzen Aktion gar nicht Notiz 
nehmen kann. 

Die Indiskretion kam nicht von uns, sie 
kam von außen. Wenn Frischenschlager dann 
quasi dort ist, wo er sein soll, und bereits von 
Journalisten und von Medien empfangen 
wird, dann ist es ganz offensichtlich, daß eine 
derartige Aktion nicht mehr richtig funktio­
nieren kann. Lassen Sie mich ganz kurz 
zurückkommen auf die - ich glaube - rund 
60 Interventionen in 34 Jahren. 

Niemand von uns hat das Recht, aber auch 
niemand von uns hat die Absicht, Verbrechen, 
Kriegsverbrechen, wo immer sie begangen 
worden sind, zu verharmlosen, zu verniedli­
chen oder gar zu verdrängen oder zu verges­
sen. Aber wir müssen uns eben doch verge­
genwärtigen, daß es einen tieferen Sinn 
haben muß, wenn von 1951 angefangen bis 
1985 alle Kanzler, die Bundespräsidenten, die 
Bischöfe, der Erzbischof, der Kardinal, um 
Gnade bitten. 34 Jahre lang! 

Daß das dann letztlich einem jungen Men­
schen, der zu der Zeit, als diese Interventio­
nen schon von allen Seiten vorgetragen wur­
den, noch in der Volksschule saß und lesen 
und schreiben gelernt hat, eben auch ein 
anderes Bild vermittelt als denen, die diese 
Problematik insgesamt überblicken, ist klar. 

Aber unter denen, die für Reder interve­
niert haben, waren viele Funktionäre, staatli­
che Funktionäre, die zutiefst in das Elend des 
Faschismus integriert waren und vom 
Faschismus in dieses Elend hineingezogen 
wurden, und sie haben trotzdem Gnade erbe­
ten. 34 Jahre nach der ersten Intervention 
wurde diese Gnade dann schließlich wahr. 

Wenn aber beispielsweise in verschiedenen 
Briefen - und wenn ich Ratzenböck sage, 
dann will ich damit nicht sagen, daß einer von 
uns das möglicherweise anders geschrieben 
hätte - zum Jahreswechsel die aufrichtigsten 
Glück- und Segenswünsche übermittelt wer­
den oder wenn ein italienischer Erzbischof 
sagt, er bitte um Gnade, damit wir in diesem 
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Jahr sorgenfreier Weihnachten feiern kön­
nen, dann, glaube ich, will man wirklich 
Gnade haben. 

Da auch Europaratsabgeordnete den Rück­
tritt des Verteidigungsministers verlangt 
haben, meine ich, daß wir in vielen Fragen 
noch nicht schlüssig geworden sind. 

Wir alle wissen, welche Schwierigkeiten wir 
mit der Todesstrafe haben. Wir alle sind Geg­
ner der Todesstrafe, aber die Todesstrafe ist 
noch immer nicht in allen Kreisen der Bevöl­
kerung voll verarbeitet. 

Nun verlangt der Europarat nicht nur, daß 
die Todesstrafe in allen Ländern beseitigt 
wird, sondern er verlangt von den Regierun­
gen auch, daß sie eine lebenslängliche Strafe 
bereits nach 8 bis 14 Jahren einer Revision 
unterziehen. 

In der Resolution 76 des Ministerrates über 
die Behandlung von Langzeitgefangenen for­
dert das Ministerkomitee die Regierungen 
der Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, daß 
eine lebenslängliche Strafe einer Revision 
unterzogen wird, und zwar spätestens 8 bis 
14 Jahre nach der Festnahme. Was kann denn 
das heißen? Auch wenn die Nationen beschlie­
ßen, daß der, der zu lebenslänglichem Kerker 
verurteilt wird, nach 30, nach 35, nach 25 oder 
nach 40 Jahren begnadigt werden soll, wer 
hat dann den Mut und wer hat das Recht die­
sem Begnadigten oder dem Haftentlass~nen 
entgegenzugehen und ihm die Hand zu 
geben? 

Kann es Gnade sein, die wir alle verlangen, 
die einen als Christen, die anderen als Huma­
nisten? Kann es Gnade sein, daß eines Tages 
ein Verbrecher begnadigt oder entlassen wird, 
und dann findet sich keiner, der die Möglich­
keit hat, ihm die Hand zu geben? 

Wir sollten darüber nachdenken. Ich weiß, 
wie stark und emotional dieses Thema besetzt 
ist. Gustav Heinemann, der deutsche Bundes­
präsident, hat eines Tages gesagt: 

"Es muß aufhören, daß sich unsere Wohl­
standsgesellschaft in die Gerechten und die 
Gerichteten teilt." Er wird sich dabei sehr 
ernste Gedanken gemacht haben. 

Ich meine, auch wenn an unserer Gesin­
nung kein Zweifel aufkommen darf, wenn 
unsere Gesinnung hinsichtlich der Grund­
werte der Freiheit und der Demokratie unbe­
stritten ist, gibt es eben auch Grundwerte der 

Humanität, die wir in diesem Zusammenhang 
auch überlegen sollten. 

Schließlich wurde gefragt: Ist diese Koali­
tion arbeitsfähig? Wird diese Koalition in der 
Lage sein, die noch offenen Aufgaben zu 
lösen? 

Dazu möchte ich sagen, daß wir heute 
schon nach zwei Jahren nachweisen und bele­
gen könnten, daß wir einen sehr wesentlichen 
Teil der Regierungserklärung bereits bewäl­
tigt haben, und ich hoffe, daß die offenen Fra­
gen in eben solcher Weise bewältigt werden. 

Die wirtschaftliche Entwicklung insgesamt 
ist günstig, wir haben den sozialen Frieden im 
Land, wir haben sehr viel getan in der 
Umweltpolitik. Wir haben die Sozialversiche­
rung einer Reform unterzogen, und wir sind 
dabei, die Budgetkonsolidierung kräftig vor­
anzutreiben. Eine der ganz großen Aufgaben 
für uns alle wird es sein, dafür zu sorgen, daß 
die Friedenspolitik für uns alle im Vorder­
grund steht. Wenn die Kriegsmaschinerie 
irgendwo und wann immer wieder in Betrieb 
genommen wird, dann werden garantiert 
auch wieder die Frauen, die Kinder und die 
Greise darunter zu leiden haben. 

Ich glaube also, daß wir die letzten 40 Jahre 
gemeinsam bewältigt haben und daß wir die 
Zukunft in der gleichen Weise bewältigen soll­
ten. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 13.00 

Präsident: Zum Wort kommt der Herr 
Abgeordnete Steger. 

13.01 

Abgeordneter Dr. Steger (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Eine Debatte wie diese 
birgt viele Gefahren. Mißverständnisse liegen 
in der Luft, Vorwürfe sind schneller zur Hand 
als Zukunftsaussagen. Ich sehe aber gerade 
in dieser Sitzung auch eine neue Chance; eine 
neue Chance für das Regierungsbündnis, aber 
auch für Österreich. Doch dazu später. 

Ich habe nicht sosehr vor, mich mit den 
Details des Vorgefallenen näher zu beschäfti­
gen, denn das alles ist auf Grund des Berich­
tes, den der Herr Verteidigungs minister dem 
Herrn Bundeskanzler erstattet hat, sowie auf 
Grund der heutigen Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers hinlänglich bekannt gewor­
den. 

Worum es mir - und sicher nicht nur mir 
- hier und heute in allererster Linie geht, 
sind die grundsätzlichen Aspekte all dessen, 
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was sich rund um die vorzeitige Entlassung 
und Überstellung Walter Reders nach Öster­
reich zugetragen hat. Lassen Sie mich eines 
gleich vorausschicken und damit auch aus 
freiheitlicher Sicht unmißverständlich klar­
stellen: 

Dieser Fall hat eine Dimension angenom­
men, die wir alle gar nicht ernst genug neh­
men können. Wer hier bagatellisieren wollte, 
der würde sich moralisch disqualifizieren. 
Damit habe ich wohl deutlich genug den 
Standort bestimmt, von dem aus ich mir das 
Recht zu einer Feststellung nehme: Das, was 
die Österreichische Volkspartei aus einer 
Fehleinschätzung, auS einem erstmaligen, 
unbestreitbar ganz und gar vereinzelten Feh­
ler des Verteidigungsministers im wahrsten 
Sinne des Wortes gemacht hat, zeigt in seiner 
Verzerrtheit die Handschrift der Opposition. 

Aber ohne Zweifel ist bei der Fehleinschät­
zung, die mein Freund Frischenschlager 
unumwunden zugegeben und dem Herrn 
Bundeskanzler gegenüber ebenso wie gegen­
über der Öffentlichkeit ausdrücklich bedauert 
hat, Gravierendes außer Betracht geblieben. 
So wurde unter anderem außer acht gelassen 
die - im Rückblick sagt dies der Verteidi­
gungsminister ja selbst - naheliegende Mög­
lichkeit des Mißverständnisses und damit der 
Verletzung von Gefühlen, denen wir jeden 
Respekt und jede Achtung schulden; aber 
auch die Möglichkeit einer selbstverständlich 
nicht beabsichtigten irreführenden Optik. 

Und noch etwas blieb in dieser falschen 
Einschätzung eben völlig unberücksichtigt: 
die Gefahr einer absichtlichen Fehldeutung, 
eben die Gefahr einer mit Vorbedacht herbei­
geführten politischen Verdrehung. Es wird 
mir nicht erspart bleiben, darauf noch zurück­
zukommen. Im Augenblick möchte ich noch 
bei der Frage Fehleinschätzung verweilen. 

Man bliebe sicher zu sehr an der Oberflä­
che, wollte man statt von der Ursache nur 
noch von der Wirkung sprechen. Nach einem 
sehr langen Gespräch mit Dr. Frischenschla­
ger , bei dem wir beide zu ein und demselben 
Ergebnis gelangt sind, möchte ich Ihnen 
sagen, was aus unserer heutigen Sicht ein 
besonders gravierender Punkt in der Fehlein­
schätzung des Verteidigungsministers war. 

Es war eine falsche Einschätzung, zu glau­
ben, daß dann, wenn man sich selbst unbefan­
gen weiß, Behutsamkeit des Vorgehens nicht 
mehr ganz so wichtig ist. Auch der Unbefan­
genheit von uns Jüngeren, die wir heute um 
die 40 oder noch jünger sind, sind Grenzen 

gesetzt, und zwar auch dann, wenn sich diese 
Unbefangenheit auf guten Willen und lauter­
ste Absicht gründet. Diese Grenzen, die ich 
meine, fordert der Respekt vor den Gefühlen 
jener, die unter Diktatur, Krieg und Kriegs­
verbrechen selbst zu leiden hatten und dar­
über hinaus Zeugen all dessen waren, was 
damals geschehen ist. 

Und ein Freiheitlicher wird ein Verbrechen 
immer als das sehen, was es ist, egal in wel­
chem Regime es passierte, egal in welcher 
Zeit es erfolgte. Ein Freiheitlicher wird da~er 
auch die Verbrechen der N8-Zeit nie wegleug­
nen, verkleinern oder relativieren. Nur wer 
diese unfaßbaren Ereignisse der Vergangen­
heit vor 1945 kennt, kann jene Politik 
machen, die die Ursachen verhindert, aus 
denen Faschismus wieder entstehen könnte. 
Denn wenn er wiederkommt, dann nicht im 
selben Kleid. 

Die Unbefangenheit der Jüngeren, die all 
das nicht erlebt haben, hat aber auch eine 
mehr als positive Seite. Diese Unbefangenheit 
kann ohne Falschheit oder Verschweigen die 
Versöhnung erleichtern und den Brücken­
schlag begünstigen. Gerade unser Verteidi­
gungsminister steht für diesen versöhnenden 
Brückenschlag. Er hat ja darüber in Mauthau­
sen und im Karl Marx-Hof beeindruckende 
Signale gesetzt. 

Diese Unbefangenheit der Jüngeren, schon 
wegen ihrer Jugend damals weder unschuldig 
noch schuldhaft verstrickt, hat aber - und 
mir ist es sehr ernst mit dieser Betrachtung 
- offenbar auch eine andere Seite. Diese 
Unbefangenheit bewirkt Sinne, die vielleicht 
nicht mehr so geschärft sind für das, was den 
Gefühlen der Älteren, derjenigen, die dabei 
waren, die es erlebt und erlitten haben, zuge­
mutet werden kann! 

Wir Jüngeren können und sollen uns um 
den Brückenschlag bemühen, aber wir dürfen 
eines nie vergessen: Nicht wir haben zu ver­
zeihen, nicht wir haben zu vergessen. Das zu 
tun oder auch zu verweigern, ist einzig und 
allein das Recht der damals vom Schicksal 
Getroffenen und ihrer Angehörigen. 

Daß guter Wille und lauterste Absicht allein 
noch nicht genügen, daß Respekt, Rücksicht­
nahme, Sensibilität und Behutsamkeit dazu­
kommen müssen, das ist für mich - und 
wahrscheinlich für alle aus jüngeren Genera­
tionen - eine wichtige und sehr ernst zu neh­
mende Lehre aus dem Fall, der das Parlament 
heute beschäftigt. 

482 
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Der diesem Fall zugrundeliegende Sachver­
halt besteht, kurz gesagt, darin, daß der Bun­
desminister für Landesverteidigung die Über­
stellung Walter Reders persönlich durchge­
führt hat, weil er - ich sage es zum letzten 
Mal: in Fehleinschätzung der möglichen Fol­
gewirkungen - glaubte, die italienischerseits 
damit verknüpften Auflagen, vor allen auch 
jene der raschen Durchführung und Geheim­
haltung, auf diese Weise bestmöglich erfüllen 
zu können. 

Alles übrige, was sich darum herumrankt, 
sind Mißverständnisse, und zwar zu einem 
erheblichen Teil echte und ernsthafte Mißver­
ständnisse, die wir umsomehr zu bedauern 
haben. Sie sind darüber hinaus teilweise auch 
Mißverständnisse und Fehlinterpretationen, 
hinter denen eindeutig politische Absicht 
steht. 

Verteidigungs minister Dr. Frischenschla­
ger wider besseres Wissen zu unterstellen, er 
hätte Walter Reder tatsächlich einen regie­
rungsoffiziellen oder militärischen Empfang 
bereitet, er hätte - so Dr. Busek im ÖVP­
Pressedienst vom 25. Jänner 1985 - Reder 
feierlich "eingeholt" und damit etwas getan, 
was - ich zitiere - "demokratiefeindlich" 
ist, er hätte versucht - so Dr. Graff im ÖVP­
Pressedienst vom 29. Jänner 1985 - "aus 
einem Akt der Humanität politisches Kapital 
zu schlagen", und dergleichen mehr, ihm sol­
ches wider besseres Wissens zu unterstellen, 
ist eine Entgleisung, die ich für die Freiheitli­
che Partei mit Nachdruck zurückweise. 

Und daraus den Schluß zu ziehen, ausge­
rechnet jener Verteidigungsminister , der sich 
wie kaum einer seiner Vorgänger und mit gro­
ßem Erfolg um den gesellschaftspolitischen 
Stellenwert des Bundesheeres - im besonde­
ren bei der Jugend - bemüht hat, hätte - ich 
zitiere - "dem demokratischen Heer der 
Zweiten Republik schweren Schaden zuge­
fügt" - so Dr. Graff ebenfalls am-29. Jänner 
1985 -, ist schlicht und einfach politische Dif­
famierung! Wir Freiheitlichen weisen diese 
und alle anderen ÖVP-Vorwürfe mit Empö­
rung zurück! 

Es ist ein allzu durchsichtiges und unwürdi­
ges Spiel, wenn in den letzten Tagen versucht 
wurde, der Freiheitlichen Partei verkappte 
Sympathien für eine Vergangenheit anzudich­
ten, die in der historischen Tradition unserer 
Partei keinen Platz hat. Selbstachtung verbie­
tet es uns Freiheitlichen, uns auf die Ebene 
einer derartigen Kontroverse zu begeben. 

Als Liberaler, dessen Bekenntnis zu Öster-

reich, zu Demokratie und Rechtsstaat über 
jeden Zweifel erhaben ist, habe ich es auch im 
Namen meiner Partei nicht nötig, mit langen 
Erklärungen in die Defensive zu gehen. Wir 
nehmen für uns in Anspruch, genauso gute 
Österreicher zu sein wie alle anderen, und wir 
wissen, daß wir als liberale Partei in unserem 
Vaterland Österreich eine wichtige, ja unver­
zichtbare Funktion zu erfüllen haben. 

Von allem, was der Begriff Faschismus 
meint, sind wir Freiheitlichen genauso mei­
lenweit entfernt wie andere aufrechte Demo­
kraten. Es gibt daher auch für uns nichts, 
wovon wir uns eilig-beflissen zu distanzieren 
brauchten. 

Meine Damen und Herren! Wenn ein Mini­
ster einmal einen falschen Schritt gesetzt hat, 
dann wird dessen· Dimension von Regierung 
und Opposition wohl immer sehr unterschied­
lich beurteilt werden. Zu den Rechten der 
Opposition gehört unbestritten auch das 
Recht der Übertreibung. Ob man dem, was 
Sie von der ÖVP an die Adresse des Verteidi­
gungsministers, an die Freiheitliche Partei 
Österreichs als Regierungspartei und darüber 
hinaus an die Adresse der ganzen Bundesre­
gierung an Vorwürfen vom Stapel lassen, 
allerdings mit dem Ausdruck "Übertreibung" 
noch gerecht wird, möchte ich entschieden 
bezweifeln. Und ob Sie von der ÖVP mit die­
ser Ihrer Taktik noch glaubwürdig sind, ist 
eine Frage, die Sie mit sich selbst auszuma­
chen haben. (Abg. Graf: Aber die Sie nicht 
stellen sollten! Glaubwürdigkeitf) 

Um es gleich zu sagen: Ich habe nicht vor, 
die Frage der materiellen und sozialen Absi­
cherung Walter Reders in Diskussion zu zie­
hen - auch nicht um den Preis, daß es im 
Zusammenhang nicht zuletzt mit dieser Frage 
interessant wäre, die Glaubwürdigkeit der 
Österreichischen Volkspartei näher zu 
beleuchten. Wir alle - und ich bekenne mich 
persönlich auch heute dazu - haben uns 
nicht um die vorzeitige Entlassung dieses 
70jährigen Mannes bemüht, damit er - nach 
vierzigj ähriger Haft - dann in Österreich vor 
dem Nichts steht. Das war weder die Absicht 
des Herrn Bundespräsidenten oder die 
Absicht Kardinal Königs, noch die Absicht 
führender Persönlichkeiten aus allen drei 
Parteien, darunter die Bundeskanzler Figl, 
Kreisky und Sinowatz. Möge der humanitäre 
Aspekt, der allen Interventionen zugrunde 
lag, nicht bei der Beurteilung untergehen. 

Ich bin mir jedenfalls darüber im klaren, 
daß beim Fall Reder längst die Dimensionen 
aus den Fugen geraten sind. Eine Ursache 
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wurde durch die Folgewirkungen in eine über­
große Optik gerückt. Es gab Kritik - und ich 
sage: berechtigte Kritik, wie die des Herrn 
Bundeskanzlers, und es gab Kritik, hinter der 
der Wunsch erkennbar war, aus der Sache 
politisches Kapital zu schlagen. 

Daß das auch Solidarisierungseffekte 
gezeigt hat, darf nicht verwundern. Wenn wir 
Freiheitlichen uns hinter Minister Frischen­
schlager gestellt haben, dann war diese Soli­
darität - wie könnte es anders sein - sicher 
auch emotional von den großen Sympathien 
zu unserem freiheitlichen Minister Frischen­
schlager getragen. Was immer von freiheitli­
cher Seite dazu ausgesagt wurde, dahinter 
stand die Überzeugung, daß so viel jedenfalls 
über jeden Zweifel erhaben bleiben muß: die 
demokratische Lauterkeit unseres Freundes 
Frischenschlager als wesentlicher Bestandteil 
seiner Ehre und seiner politischen Achtbar­
keit. Es ist nur natürlich, daß er mehr und 
länger über den Fall nachgedacht hat, als 
viele von uns das getan haben. Aber jeder von . 
uns Freiheitlichen ist bereit, das Ergebnis die­
ses Nachdenkens zu respektieren und die 
Erklärung des Herrn Verteidigungsministers 
zu akzeptieren. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es gibt noch ein besseres Beispiel, um die 
Glaubwürdigkeit der ÖVP zu beleuchten, und 
zwar anhand von drei Stellungnahmen ihres 
Bundesparteiobmannes Dr. Mock zur N ach­
richt über den Hergang der Haftentlassung 
und Überstellung Walter Reders: 

So sagte Dr. Mock am 24. Jänner 1985 um 
18 Uhr: "Ich bin äußerst überrascht, werde es 
aber nicht in den politischen Streit ziehen." 
(Abg. Dr. Mo c k: Habe ich auch nicht!) 

Dann Dr. Mock, zirka eine Stunde später, in 
einer Presseaussendung: "Ich habe Verständ­
nis für den humanitären Akt der Freilassung 
Reders. Aber der Verteidigungs minister hätte 
keine Polit-Show daraus machen sollen." 

Und Dr. Mock am 27. Jänner 1985 in einer 
Pressestunde des ORF: Da verlangte er 
bereits die Einberufung einer Sondersitzung 
des Nationalrates zur Abberufung des Mini­
sters. (Zustimmung bei der ÖVP.) Was ist das 
für eine Taktik? Wer hat Herrn Dr. Mock 
wann beraten? (Heiterkeit bei der ÖVP.) Wir 
alle wissen es. 

Es war seine eigene Ansicht, als er am 
24. Jänner, um 18 Uhr, zunächst vom "politi­
schen Streit" nichts wissen wollte. Und wer 
ihn dann in der einen Stunde zwischen 18 und 

19 Uhr beraten hat? - Auch das wissen wir! 
(Zwischenrufe bei der ÖVP.) Die "Salzburger 
Nachrichten" haben diesen Vorgang ja mit 
allen Details abgedruckt. Gilt der Vorwurf: 
Mock spricht aus, was andere denken? Ich 
sage Ihnen frei heraus, meine Damen und 
Herren von der Österreichischen Volkspartei: 
Ihre Taktik ist unglaubwürdig! Sie paßt aber 
nahtlos in jenes Bild, das Sie der österreichi­
schen Öffentlichkeit nunmehr bereits seit lan­
gem bieten: 

Während sich der Bundesparteiobmann Dr. 
Mock zum Bau des Kraftwerkes Hainburg 
bekennt, läßt sein Stellvertreter in Wien wir­
kungsvoll das Nein der Volkspartei zu eben 
diesem Kraftwerk plakatieren. 

Während der Abgeordnete König seinen 
Wunsch nach der Inbetriebnahme von Zwen­
tendorf nicht verhehlt, lehnen Heinzinger, 
Hubinek und andere ÖVP-Politiker das Kraft­
werk entschieden ab. 

Während der Abgeordnete Graf eine 
Steuerreform propagiert, die mindestens 30 
Milliarden Schilling kosten würde, verlangt 
die Volkspartei gleichzeitig Mehrausgaben 
aus dem Budget und einen Abbau der Schul­
den. 

Wen wundert es da noch, daß die Volkspar­
tei auch im Fall Reder die gleichzeitige Ableh­
nung und Zustimmung als den geraden Weg 
verkaufen möchte? 

Umso klarer und glaubwürdiger ist Ihre 
Strategie, die hinter all dieser Taktik hervor­
leuchtet: Sie wollen endlich wieder in die 
Regierung. Sie wollen selbst in die Koalition. 
Dafür ist Ihnen kein Mittel zu schlecht und -
das unterstelle ich Ihnen - kein Eintritts­
preis zu hoch. Auch nicht der Preis, daß in 
dem Fall, der uns heute beschäftigt, noch 
zusätzliches Porzellan zerschlagen wurde. 
Eines ist doch klar: Zu den Scherben, die 
schon am Boden lagen, hat die Volkspartei 
mit beiden Händen weiteres Porzellan dazu­
geschmissen. Wenn die ÖVP heute den trauri­
gen Mut aufbringt, von einem Schaden zu 
Reden, welcher der österreichischen Demo­
kratie zugefügt worden sei, dann für einen 
Teil dieses Schadens nach der Methode "Hal­
tet den Dieb"! (Abg. Graf: Meinen Sie den 
Dr. Haider?) 

Wären Sie von der Österreichischen Volks­
partei hier und heute zu einer echten Diskus­
sion bereit, zu einer Diskussion, in der es um 
Argumente zur echten Vergangenheitsbewäl­
tigung geht, würde ich an Sie appellie-
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ren, Ihren Standpunkt noch einmal zu über­
denken, den wahren Sachverhalt zur Kennt­
nis zu nehmen, die ehrliche Erklärung, die 
Minister Dr. Frischenschlager abgegeben hat, 
in Betracht zu ziehen. Sie könnten mit gutem 
Gefühl der Aufforderung des Herrn Bundes­
kanzlers folgen, die richtigen Relationen wie­
der herzustellen. Ich würde an Sie appellie­
ren, von einem Mißtrauensantrag Abstand zu 
nehmen. Aber ich bin - leider! - zutiefst 
davon überzeugt, daß Sie in Ihrer Sehnsucht 
nach Ihrer eigenen Regierungsbeteiligung 
keinem Sachargument zugänglich sind. Wo 
immer Sie Rauch wittern, sind Sie mit der 
Ölkanne zur Stelle. Wer versucht hier, politi­
sches Kapital herauszuschlagen? 

Wir werden - ich zweifle nicht darari 
heute über Ihren Mißtrauensantrag abstim­
men, und ich versichere Ihnen, wir Freiheitli­
chen werden Ihre Stimmabgabe gegen den 
Verteidigungsminister richtig zu deuten wis­
sen: als Votum für Ihren eigenen Regierungs­
eintritt. Es wird ihn, so hoffe ich, auch dies­
mal nicht geben! (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Ihre 
furchtbare Angst!) 

Kollege Dr. Fischer hat am 29. Jänner in 
einem Fernsehinterview zutreffend festge­
stellt, daß die sozialistisch-freiheitliche Koali­
tionsregierung bedeutend erfolgreicher arbei­
tet, als viele wahrhaben wollen. Er hat recht: 
Wir haben das Budget im Griff, und die Wirt­
schaft wächst: um 2,5 Prozent 1984, um 3 Pro­
zent real 1985. Das ist die Basis, durch die die 
neue Umweltpolitik finanziert wird. Wir wer­
den auch das schaffen! (Abg. Graf: Lieb' 
Vaterland, magst ruhig sein, kann man nur 
sagen!) Diese sozial-liberale Koalition arbei­
tet, auch wenn Sie es zehnmal, Herr Abgeord­
neter Graf, nicht wahrhaben wollen, sehr effi­
zient und erfolgreich. Sie ist mit Erfolg dabei, 
die Lebensgrundlagen für morgen und damit 
die Zukunft unseres Landes zu sichern. (Abg. 
G r a f: Schämen Sie sich doch! Das ist doch 
lächerlich!) 

Wenn Dr. Mock in einer seiner sattsam 
bekannten Palaisreden Anfang 1984 prophe­
zeite, daß diese Regierung Arbeitslosigkeit 
verursachen wird, die doppelt so hoch sein 
wird wie im Durchschnitt der westeuropäi-

. sehen OECD-Staaten, so steht fest: Er hat sich 
geirrt! Wir haben mit 4,5 Prozent nicht einmal 
den halben Prozentsatz. Das ist unser Erfolg, 
es ist der Erfolg dieser Regierung. (Abg. Dr. 
B 1 e n k: Arme SPÖ!) 

Ich bin zutiefst davon überzeugt: Diese 
sozial-liberale Koalition hat eine große Auf­
gabe von durchaus historischer Dimension: 

Die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß es in und 
mit Österreich weitergeht auf einem fort­
schrittlichen und zukunftsorientierten Kurs 
im Interesse aller Österreicher. 

Ich habe bei meiner ersten Wahl zum Bun­
desparteiobmann der Freiheitlichen Partei 
Österreichs am 2. März 1980 in Linz erklärt -
ich zitiere -: "Wir wissen um unseren Stel­
lenwert, wir sind nicht die stärkste und auch 
nicht die zweitstärkste Partei. Wir wissen 
aber, daß es unsere Aufgabe ist, Anstoßgeber 
für Veränderungen im inhaltlichen Bereich 
und Anstoßgeber für Macht- und Strukturver­
änderungen zu sein." - Dies wollen wir mit 
unserer freiheitlichen Regierungsarbeit be­
wirken. 

Zur gemeinsamen Aufgabe der beiden Koa­
litionsparteien gehört es aber auch, alle Ver­
suche der Opposition abzuwehren, die öster­
reichische Politik zu radikalisieren, den politi­
schen Gegner verächtlich zu machen und den 
demokratischen Kompromiß zu verteufeln. 
Ich glaube zuversichtlich daran, daß die bei­
den Parteien, die in Österreich ein Regie­
rungsbündnis gebildet haben, einem solchen 
Stil, einer solchen Vergiftung der Atmosphäre 
etwas Besseres entgegenzusetzen vermögen, 
daß sie eine zukunftsorientierte Alternative 
anzubieten haben und daß Sie gemeinsam 
dazu aufgerufen sind, den Verfall unserer 
demokratischen und parlamentarischen Kul­
tur zu verhindern. 

Ich glaube weiters daran, daß es eine echte 
gemeinsame Aufgabe der beiden Regierungs­
parteien ist, überlebte und verkrustete Struk­
turen aufzubrechen, für mehr Durchlässigkeit 
und Transparenz zu sorgen und unserer 
Demokratie Schritt für Schritt jene modernen 
Strukturen zu geben, für die es - bei allem, 
was uns unterscheidet - in den Programmen 
beider Koalitionsparteien einen sehr deutli­
chen und tragfähigen gemeinsamen Nenner 
gibt. Denn wie ich schon sagte: Die Freiheitli-

. che Partei ist eine Veränderungspartei. Sie 
weiß, daß sie dabei schon von ihrer Größe her 
um den demokratischen Kompromiß und um 
politische Toleranz bemüht sein muß. Und sie 
baut auf auf liberalen Traditionen. 

Auch die Sozialisten tragen in sich den 
Kern des Wissens um den ständigen Zwang 
zur Erneuerung der Gesellschaft. Stillstand 
ist dabei Rückschritt. Nur wer ständig bereit 
ist, Überholtes aufzuspüren und zu erneuern, 
entwickelt die Gesellschaft so weiter, daß sie 
auch den Anforderungen von morgen gewach­
sen ist. Totalitäre Systeme gedeihen nicht in 
der offenen Gesellschaft, die zur ständigen 
Erneuerung bereit ist. Offen und durchlässig 
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auch dann, wenn sich Machtträger dadurch 
selbst in Frage stellen. 

Das ist der Geist dieses Regierungsbünd­
nisses: Die Bereitschaft zur sozial-liberalen 
Veränderung im Geiste der gegenseitigen 
Achtung und Toleranz! Gemeinsam werden 
wir verkrustete Machtstrukturen überprüfen, 
den Rechtsstaat weiterentwickeln und neue 
Strömungen in der Gesellschaft offen aufgrei­
fen und aufarbeiten. Die erfolgreiche Wirt­
schaftspolitik sichert dafür die notwendigen 
Finanzierungsgrundlagen und bietet Lebens­
chancen für alle. 

Die Sozialdemokratie und der Liberalismus 
müssen diese Bereitschaft zur Veränderung 
ständig nachweisen. Dann ist Konservatives, 
dann ist Reaktionäres, dann ist vor allem aber 
Totalitarismus auch in Hinkunft nicht 
gefragt. Der Unfehlbarkeitsglaube zählt nicht 
zu den Grundlagen sozialdemokratischer oder 
liberaler Denkweise. Wir wissen um unser 
aller Fehlerhaftigkeit, und wir leisten es uns 
in diesem Wissen auch, diese Fehler offen ein­
zubekennen - in der sicheren Erwartung, 
diese Fehler nicht zu wiederholen. 

In diesem Sinne fordere ich Sie auf, das 
Einbekenntnis von Minister Frischenschlager 
ernst zu nehmen und den Mißtrauensantrag 
abzulehnen. Was als Schwächung der Regie­
rung gedacht war, fällt so auf die Urheber 
zurück und kann zu einer Stärkung des 
Regierungsbündnisses führen. Wir Freiheitli­
chen sind dazu ehrlichen Herzens bereit. (Bei­
fall bei FPÖ und SPÖ. - Ironische Heiterkeit 
bei der ÖVP.) 13.28 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Herr Abgeordnete Stix 
gemeldet. 

13.28 

Abgeordneter Dr. Stix (FPÖ): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bitte um Ihre 
geschätzte Aufmerksamkeit für eine ganz 
kurze tatsächliche Berichtigung. 

Der Herr Bundesparteiobmann der Öster­
reichischen Volkspartei, Abgeordneter Dr. 
Mock, hat mich zitiert. Er hat dabei einen 
Satz, den ich tatsächlich gesagt habe, nicht 
zur Gänze wiedergegeben, sondern von die­
sem Satz, der einunddreißig Worte umfaßt, 
die letzten fünf Worte allein zitiert. Diese Ver­
kürzung aus dem Gesamtzusammenhang her­
ausgerissen - die Verkürzung lautet: "Ich 
hätte es auch getan" -, erweckt einen völlig 
anderen Eindruck, als Sie mir bestätigen wer­
den, daß er entsteht, wenn man den ganzen 

Satz kennt. Daher erlaube ich mir, den gan­
zen Satz vorzulesen. Er stammt aus einer 
Tonbandabschrift aus meinem Hörfunkinter­
view vom 27. Jänner, also vor fünf Tagen, und 
der ganze Satz lautet wie folgt: 

Wäre ich Regierungsmitglied gewesen, 
hätte man mich etwa wie Frischenschlager 
durch den Außenminister aufgefordert, diese 
Bedingungen abzuwickeln, die zwischen zwei 
Staaten vereinbart worden sind, ich glaube, 

. ich hätte es auch getan. - Ende des Zitates. 

Und damit entsteht ein völlig anderer Ein­
druck als in der verkürzten Wiedergabe. (Iro­
nische Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Aber diese Situation gibt mir die Gelegen­
heit, auf einen Informationsfehler hinzuwei­
sen. Ich habe davon gesprochen: wäre ich 
Regierungs mit g I i e d. Das entsprang mei­
nem Informationsstand vor fünf Tagen. Erst 
nachher hörte ich, daß Regierungs ver t r e -
te r gemeint war. Das ändert natürlich auch 
die Beurteilungskriterien. Daher ist es für 
mich eine logische Folge - als Folge eben 
dieser geänderten Beurteilungskriterien -, 
im Rückblick die Situation auch mit den 
Augen des Herrn Landesverteidigungsmini­
sters zu sehen und mich seiner dem Herrn 
Bundeskanzler gegebenen Erklärung voll 
anzuschließen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ.) 13.30 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Kohlmaier. 

13.31 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (ÖVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich habe ein gewisses 
Verständnis dafür, daß Herr Dr. Stix die Aus­
sagen, auf die Dr. Mock hingewiesen hat, nun­
mehr in einem etwas anderen Licht erschei­
nen lassen beziehungsweise - darf ich es so 
sagen - relativieren möchte. 

Es ist aber nicht nur das von meinem Herrn 
Vorredner gesagt worden, worauf Dr. Mock zu 
sprechen kam, sondern ich sehe mich veran­
laßt, dem Hohen Haus auch zwei Zeitungsbe­
richte in Erinnerung zu rufen, die jeweils mit 
Anführungszeichen wörtliche Zitate von Aus­
sagen des Dritten Nationalratspräsidenten 
wiedergeben. 

"Tagblatt" vom 30. Jänner 1985: ,,Als Fri­
schenschlager Reder die Hand reichte, hat er 
zutiefst menschlich gehandelt. Hätte er dies 
nicht getan, würde ich mich nicht mehr zu sei­
nen Freunden zählen." 

Zitat vom "Kurier", 30. Jänner 1985: "Wenn 
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da ein alter, siebzigjähriger weinender Mann 
als Wrack zurückkommt, dann geht das unter 
die Haut. Wer ihm da nicht die Hand gibt und 
ihn nicht zum Essen einlädt, ist nicht mehr 
mein Freund." 

Das im Anhang zur tatsächlichen Berichti­
gung des Herrn Abgeordneten Dr. Stix. (Abg. 
Dr. Hub i n e k: Das klingt ein bißehen 
anders!) 

Hohes Haus! Sie werden sicher Verständnis 
dafür haben, wenn ich auf die Rede des Herrn 
Dr. Steger nicht Bezug nehme und mich 
bemühen möchte, mich mit einigen Gedanken 
des Herrn Klubobmanns Wille auseinander­
zusetzen, der auch ein wenig das getan hat, 
was ich beim freiheitlichen Parteiobmann 
vermerken mußte, nämlich die Taktik der 
Ablenkung zu beschreiten, dem Motto zu fol­
gen: Reden wir von etwas anderem! 

Herr Klubobmann Wille! Diese Debatte 
bezieht sich nicht auf den Herrn Walter 
Reder. Das hat er nicht verdient - in mehrfa­
cher Bedeutung des Wortes. Diese Debatte 
soll der Klarstellung und nicht der Verwir­
rung dienen. 

Vor allem muß ich einer Aussage bezie­
hungsweise Meinung von Ihnen wirklich ent­
schieden entgegentreten. Sie haben, sehr 
geschätzter Kollege Wille, gemeint, die techni­
sche Abwicklung dieser Einholung war kein 
Empfang, geschweige denn ein offizieller 
Empfang. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Es 
ist mir bisher nicht und, wie ich glaube, nie­
mandem noch klargeworden, auch nicht 
durch die Erklärung des Herrn Bundeskanz­
lers, was der Verteidigungsminister, vor allem 
angesichts der Tatsache, daß die Abwicklung 
beim Innenministerium lag, bei der Einho­
lung des Herrn Reder zu suchen hatte. 

Die Theorie von der Gewährleistung der 
Geheimhaltung widerlegt sich nicht nur 
dadurch, daß das Auffälligste, was man in die­
ser Republik überhaupt tun kann, ist, einen 
Minister auf Reisen zu schicken. Sie wird 
auch durch die Tatsache widerlegt, daß ein 
Mittagessen stattgefunden hat. Und man 
höre: Es konnte Herr Dr. Frischenschlager 
nur kurz daran teilnehmen, weil er Journali­
stenfragen beantworten mußte. So stelle ich 
mir optimale Geheimhaltung vor, Hohes 
Haus! (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich muß hier auch 
Ihre Berichterstattung an das Hohe Haus als 

nicht korrekt bezeichnen. Sie sagten, Reder 
wurde mit einer Mahlzeit versorgt, aber nicht 
eingeladen. Soll ich daraus entnehmen, daß 
Herr Reder den Bundesminister und die 
anderen Herren eingeladen hat oder daß man 
ihn gebeten hat, die auflaufenden Kosten 
selbst zu bedecken? Hier ist ein bißchen eine 
tendenziöse Darstellung zu vermerken. Aber 
bitte, ich habe auch gewisses Verständnis 
dafür. 

Hohes Haus! Es gibt in allen Kulturen der 
Menschheit eine Symbolik des Entgegenkom­
mens. Wenn jemand eintrifft, geht man ihm 
umso weiter entgegen, je mehr Ehre, Aus­
zeichnung und Anerkennung man ihm erwei­
sen will. Und ein Staatsoberhaupt empfängt 
man auch dort, wo es den Boden des Landes 
betritt. 

Das Verhängnisvolle und Unerklärliche ist, 
daß Sie, Herr Verteidigungsminister , diese 
Geste der Aufwertung und Anerkennung in 
einem so hohen Maß gesetzt haben, daß, 
wenn es ein Minister tut, von einem persön­
lich menschlichen Verhalten wohl nicht mehr 
die Rede sein kann. Denn ein Minister muß 
wissen, was seine Schritte, auch im, buchstäb­
lichen Sinn des Wortes, Schritte nämlich, 
bedeuten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich rufe die Ver­
fassung in Erinnerung bei dieser wichtigen 
Debatte des Hohen Hauses; die Verfassung, 
die vorsieht, daß sich ein Minister gegenüber 
der Volksvertretung zu verantworten hat. Ich 
rufe in Erinnerung, daß ein Minister gegen­
über dem Staat eine hohe Verantwortung hat, 
vor allem auch gegenüber dem Staats inter­
esse. Und das trifft für das Verteidigungsres­
sort wohl besonders zu. Denn die Selbstbe­
hauptung der Demokratie Österreich, deren 
geographische Lage am Rande der freien 
Welt situiert ist, ist wesentlich und auch dem 
Verteidigungsminister überlassen. Dieses 
Österreich soll ein Hort der Freiheit sein, ein 
Hort der Wahrung der Menschenrechte und 
der Humanität. Die Achtung aller Verpflich­
tungen, die damit verbunden sind, ist eine 
hohe Aufgabe für den Verteidigungsminister , 
konkret für den Verteidigungsminister Dr. 
Frischenschlager . 

An sein Verhalten als Inhaber' dieses wich­
tigen Amtes ist ein strengster Maßstab zu 
legen. Er hat untadelig zu handeln und, über 
jeden Verdacht erhaben, seine Maßnahmen 
zu setzen. Und, Herr Minister Dr. Frischen­
schlager, durch keine Handlung eines Vertei­
digungsministers darf auch nur ein Schatten 
auf das fallen, was uns wichtig ist und was wir 
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gemeinsam zu wahren und zu verteidigen 
haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Hohes Haus! Es gibt nun - ich möchte hier 
wirklich die Debatte noch einmal auf das 
Wesentliche zurücklenken - diese Theorie 
von der einmaligen Fehlleistung. Dr. Sino­
watz hat gesagt: singuläres Fehlverhalten. 
Und der freiheitliche Parteiobmann hat 
gesagt: Fehleinschätzung. 

Sehr wesentlich ist, Herr Klubobmann 
Wille, daß Sie gesagt haben, die Entschuldi­
gung, die Dr. Frischenschlager ausgesprochen 
hat, beweise, daß es sich um eine einmalige 
Fehlleistung gehandelt hat und daß keine 
unrechte Gesinnung hinter dieser Handlung 
steht. Das ist sehr wesentlich. Sie gehen also 
mit Ihrer Fraktion davon aus: Mit der Ent­
schuldigung ist klargestellt, es war kein böser 
Gedanke dahinter, keine unrechte Gesin­
nung. Es war - darf ich es so einfach sagen 
- ein Ausrutscher. 

Aber gegen diese Theorie von der einmali­
gen Fehlleistung sprechen zwei erhebliche 
Tatsachen, Hohes Haus, die ich hier vorbrin­
gen muß. 

Erstens: Dr. Frischenschlager ist im Zusam­
menhang mit der SS nicht das erste Mal ins 
Zwielicht geraten. Er hat am 1. November 
1983 an einem Gedenken für Gefallene der SS 
teilgenommen. Er sagte damals: Nur am 
Rande. - Er hat sich damals schon am Rande 
auch anderer Dinge befunden, Hohes Haus! 

Weil bekannt wurde, daß er an einer Veran­
staltung teilnahm, wo unter Bezug auf die 
Ehrenpflicht die Leute zusammengerufen 
wurden, wurde er damals öffentlich darüber 
belehrt, daß die sogenannte Waffen-SS nicht 
ein Teil der Deutschen Wehrmacht war, son­
dern zu Hitlers persönlicher Verfügung stand 
und daß sie oft von den Regeln der Kriegsfüh­
rung abwich und für schreckliche Greueltaten 
im Hinterland verantwortlich war. 

Frischenschlager muß also in der Frage: 
Kann man mit der Tradition der SS in Berüh­
rung kommen? äußerst sensibilisiert gewesen 
sein, zumindest seit diesem 1. November 1983. 
Und trotzdem sagte er jetzt wörtlich, daß der 
letzte Kriegsteilnehmer nach Österreich 
heimgekehrt ist. Das ist keine einmalige Fehl­
leistung, meine Damen und Herren, sondern 
das ist unverzeihlich! 

Zweites Faktum, Herr Klubobmann Dr. 
Wille: Warum spricht man heute nicht dar­
über in den Fraktionen, die das Verhalten des 

Dr. Frischenschlager zu rechtfertigen suchen, 
daß man von einer einmaligen Fehlleistung 
nicht reden kann, wenn eine ganze Partei 
diese Handlung als richtig bezeichnet und 
sich mit ihr ausdrücklich solidarisiert? (Bei­
fall bei der ÖVP.) Wenn sich also, meine 
Damen und Herren - verzeihen Sie, wenn es 
ein bißchen zynisch klingt -, eine Partei, die 
in der Regierung sitzt, mit einer einmaligen 
Fehlleistung solidarisiert, dann ist das keine 
einmalige Fehlleistung, dann ist das viel 
mehr. 

Wenn ich etwas erwartet habe bei der Rede 
des Parteiobmannes Dr. Steger, dann war es 
eine Distanzierung seiner Partei vom Vorge­
hen eines Ministers dieser Partei, um eben zu 
bestätigen, daß es sich um eine einmalige 
Fehlleistung handelt. Und diese Distanzie­
rung ist nicht erfolgt! Im Gegenteil, meine 
Damen und Herren, Dr. Steger hat sich im 
höchsten Maße, das nur denkbar ist, mit dem 
Verteidigungsminister auch persönlich soli­
darisiert, indem er sein persönliches Verblei­
ben in der Regierung vom Verbleiben des Dr. 
Frischenschlager abhängig gemacht hat. Es 
gibt kein höheres Maß der Identifikation mit 
der Handlung eines Menschen. 

Was sollen die Bürger dieses Staates den­
ken und glauben, wenn auf der einen Seite 
eine Handlung als einmalige, verzeihbare 
Fehlleistung qualifiziert wird und auf der 
anderen Seite eine ganze Partei, ihre Gre­
mien und Spitzenpolitiker sagen: Es war rich­
tig, ich hätte auch so gehandelt, wir solida­
risieren uns mit diesem Vorgehen? 

Meine Damen und Herren! Das ist unlo­
gisch, das ist niemandem verständlich zu 
machen, das reicht ins Groteske! 

Ich muß leider sagen, Herr Bundeskanzler: 
Auch Sie haben sich mit Ihrer Rücktrittsan­
kündigung, wenn der Mißtrauensantrag eine 
Mehrheit findet, in einem hohen Maße soli­
darisiert mit dem Verhalten eines freiheitli­
chen Ministers, der offenbar die volle Dek­
kung seiner politischen Partei hat. Das ist 
weitreichend in seiner Bedeutung, und auf 
diese wesentlichen Fakten haben wir heute 
hinzuweisen, Hohes Haus. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich möchte nur am Rande noch erwähnen, 
daß sich Dr. Steger nicht nur jetzt nicht 
distanziert, sondern sogar wörtlich gesagt hat: 
Es gibt nichts, wovon man sich zu distanzie­
ren hätte. 

Hohes Haus! Ich fasse zusammen. Ich stelle 
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nochmals außer Streit, wie es mein Partei­
und Klubobmann getan hat, daß Walter Reder 
ein alter, kranker Mann ist, der bitter gebüßt 
hat, dem man heute menschlich begegnen 
muß. Auch Schluß striche müssen gezogen 
werden. 

Ebenso gibt es aber auch Trennungslinien, 
Hohes Haus, nach wie vor. Österreich als 
Staat braucht diese klaren Trennungslinien; 
Trennungslinien gegenüber dem Nationalso­
zialismus, seinem schweren Unrecht, seiner 
Gewalt, seiner Grausamkeit. Diese Tren­
nungslinien wurden 1945 gezogen, ebenso 
1955 beim Abschluß des Staatsvertrages -
Dr. Mock hat darauf hingewiesen -, und sie 
müssen auch heute, 1985, klar sichtbar sein. 
(Beifall bei der ÖVP.) . 

Jeder Abgeordnete dieses Hauses, meine 
Damen und Herren - j e der Abgeordnete 
dieses Hauses -, hat die hohe Verpflichtung, 
darüber zu wachen, daß Österreich einen Ver­
teidigungsminister hat, der diese Trennungs­
linien genauso verteidigt wie die Grenzen 
unseres Staates. 

Ich bringe daher den E n t s chi i e -
ß u n g san t rag der Abgeordneten Dr. 
Kohlmaier und Kollegen ein: 

"Der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem Bundesminister für Landesverteidi­
gung wird gemäß Artikel 74 Abs.1 Bundes­
Verfassungsgesetz durch ausdrückliche 
Entschließung des Nationalrates das Ver­
trauen entzogen." (Anhaltender Beifall bei 
der ÖVP.) 13.46 

Präsident: Der soeben vorgelegte Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Kohlmaier 
und Genossen ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Verhandlung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Schranz. 

13.46 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPÖ): Meine 
Damen und Herren! Es ist kein Geheimnis, 
daß es in der sozialistischen Fraktion dieses 
Hauses Diskussionen über die Vorgangsweise 
bei der Übernahme des Kriegsverbrechers 
Reder durch Österreich gegeben hat. 

Es hat auch die Meinung gegeben, vor der 
Entschuldigung des Verteidigungs ministers , 
daß sein Rücktritt die richtige Lösung wäre. 

Aber innerhalb der sozialistischen Fraktion 

hat es keine Diskussionen über die Grund­
sätze gegeben. Gegen Faschismus und Nazis­
mus sind alle 90 sozialistischen Abgeordne­
ten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Für viele, meine Damen und Herren, ist das 
heutige Thema eine gefühlsbetonte Frage. 
Auch für mich. Unsere Vorgänger im Kampf 
für diesen Staat sind in den Konzentrationsla­
gern gepeinigt und zum Teil ermordet wor­
den. Vor allem unter diesem Aspekt will ich 
zu der Frage, die wir heute diskutieren, Stel­
lung nehmen, auch deshalb, weil ich aus 
einem Bezirk komme, in dem fast die Hälfte 
der Bewohner von den Nazis ermordet wurde. 

Meine Damen und Herren! Eine Koalition 
besteht aus verschiedenen Parteien. Es hat 
bei uns in Österreich 21 Jahre lang eine große 
Koalition gegeben, und innerhalb dieser gro­
ßen Koalition und in der Öffentlichkeit fan­
den scharfe Auseinandersetzungen ~schen 
den Koalitionsparteien ÖVP und SPÖ statt. 
Und wenn wir jetzt eine kleine Koalition 
haben, bedeutet das nicht, daß wir in allen 
Fragen gleicher Meinung sind, daß wir einan­
der lieben und daß die beiden Parteien ver­
schmelzen. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) Diese 
Regierung besteht aus zwei Parteien, und 
diese heiden Parteien unterscheiden sich 
nach ihren Programmen, nach den persönli­
chen Auffassungen ihrer Exponenten und in 
vielen anderen Punkten voneinander. So soll 
das, so muß das ja sein. 

Daher gibt es gewiß auch Situationen, die 
uns Sozialisten, wie mich, verpflichten, Kritik 
an einem Fehlverhalten von Exponenten des 
Koalitionspartners zu üben. Und das tue ich, 
indem ich so feststelle wie der Herr Bundes­
kanzler und so feststelle wie der Verteidi­
gungsminister , der das selbst einbekannt hat, 
daß seine Vorgangsweise ein schwerer politi­
scher Fehler war. Diese Feststellung des Bun­
deskanzlers, der sich überhaupt hervorragend 
in dieser Frage geschlagen hat, anerkennt 
und sichert die internationale Reputation 
Österreichs. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. 
Zwischenruf des Abg. Dr. Li c h a 1.) 

Meine Damen und Herren! Es liegt eine 
Entschuldigung- des Verteidigungsministers 
vor. Er hat sie dem Bundeskanzler übergeben. 
Dieser hat sie angenommen, und ich bin 
namens meiner Fraktion der Meinung, daß 
diese Entschuldigung zu akzeptieren ist. 

Ich will auch glauben, daß bei all den Vor­
gängen um den Empfang Reders keine politj­
sehen Absichten im Spiel waren. Gestern hat 
es eine Sitzung des Bundesparteipräsidiums 
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der Sozialistischen Partei gegeben, diese Sit­
zung hat eine Entschließung verabschiedet, 
und in dieser Entschließung wird eindeutig 
das zurückgewiesen, was an gewissen Reak­
tionen von seiten der Freiheitlichen Partei zu 
diesem Vorfall veröffentlicht wurde (Abg. Dr. 
G r a f f: Wollen Sie sich jetzt auch entschul­
digen?); und damit möchte ich mich noch 
genauer auseinandersetzen. 

Wenn, meine Damen und Herren, zur Vor­
gangsweise des Verteidigungsministers, für 
die er sich entschuldigt hat und die er selbst 
als schweren politischen Fehler bezeichnet 
hat (Abg. Dr. G r a f f: Er hat gesagt, er hat 
müssen!), eine Äußerung aus einer Ecke 
kommt, die das als vorbildliche Haltung 
bezeichnet, dann besteht hier ein nicht zu 
übersehender Widerspruch: Was war vorbild­
lich - der Fehler? Was war vorbildlich - der 
Grund für die Entschuldigung? Oder ist diese 
Äußerung nicht eine politische Demonstra­
tion (Zwischenruf bei der ÖVP), und sollten 
Sie sich, meine Herren von der Freiheitlichen 
Partei, davon nicht distanzieren? (Abg. Dr. 
G r a f f : Ja? - Zwischenruf bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Aus einer ande­
ren Ecke ist die Meinung gekommen, das Ver­
halten des Verteidigungsministers sei ein 
mutiger Schritt gewesen. Was war, bitte, 
mutig (Ruf bei der ÖVP: Eben!): das, was er 
als schweren politischen Fehler einbekannt 
hat (Abg. Dr. K 0 h 1 mai er: Sehr richtig!), 
oder handelt es sich hier nicht auch um eine 
politische Demonstration - die ich in keiner 
Weise verstehen kann -? (Ruf bei der ÖVP: 
Auch wir nicht!) Und auch hier frage ich mich: 
Wäre nicht eine Distanzierung der Freiheitli­
chen Partei als Ganzes von solchen Äußerun­
gen fällig? (Beifall bei der SPÖ und demon­
strativer Beifall bei der ÖVP.) Sollten Sie, 
meine Damen und Herren, sich von einer fal­
schen Solidarisierung nicht distanzieren? 

Und wenn gesagt wird, die Haltung des 
Ministers, die gleichzeitig als Fehler einbe­
kannt wird, ist voll und ganz zu unterstützen, 
dann erhebt sich die gleiche Frage, ob hier 
nicht eine Distanzierung notwendig wäre. Ich 
meine, im Interesse des Ansehens unseres 
Landes und seiner Glaubwürdigkeit sollten 
Sie überlegen, ob Sie sich nicht distanzieren 
sollen und können. 

Ich war über manche dieser Reaktionen 
ehrlich erschrocken, und ich meine, es liegt 
im Interesse des Verteidigungsministers, es 
liegt im Interesse des Vorsitzenden der Frei­
heitlichen Partei, und es liegt im Interesse 
Österreichs, wenn hier eine KlarsteIlung 

erfolgt, denn aus dem Wortschatz des Wörter­
buches einer schrecklichen Vergangenheit 
wollen wir nichts mehr hören. Es soll nichts 
verdrängt werden, meine Damen und Herren, 
es soll nichts verschwiegen werden. Wir 
haben im Interesse der jungen Menschen die­
ses Landes unsere Vergangenheit aufzuarbei­
ten und zu bereinigen! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Meine Zuwendung - ich nehme an, das 
können alle Mitglieder dieses Hauses unter­
schreiben - gilt in erster Linie den Opfern 
von Marzabotto und nicht denen, die sie zu 
Opfern gemacht haben. (Beifall bei der SPÖ.) 
Und darüber sollte in Österreich Einigkeit 
bestehen. 

Meine Damen und Herren! Der frühere SS­
Führer Reder ist wegen Kriegsverbrechen 
verurteilt worden, und er wurde jetzt vorzeitig 
freigelassen. Ich bin der Meinung, daß diese 
Freilassung, diese Begnadigung richtig ist. 
Denn Rache bringt nichts nach 40 Jahren, 
und es ist Zeit, in diesem Fall die Humanität 
sprechen zu lassen. Aber wir sollten auch 
sagen, daß es die Wohltat der Gnade nur in 
der Demokratie gibt. Gnade hat nicht das 
Regime gekannt, dem Reder so führend 
gedient hat. Das ist der große Unterschied, 
meine Damen und Herren! (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Nach 40 Jahren soll man aber vergeben. 
Und die Opfer des Faschismus, soweit sie 
überlebt haben, sind bereit zu vergeben. Aber 
vergessen werden sie nie. (Zwischenruf bei 
der ÖVP.) 

Wir haben nun einen Mißtrauensantrag der 
ÖVP gegen den Verteidigungsminister vorlie­
gen, und dieser Mißtrauensantrag steht in 
eigenartigem Widerspruch zu dem, was der 
Obmann der Österreichischen Volkspartei vor 
einigen Tagen noch gesagt hat. Er hat gesagt: 
Reder soll in Frieden gelassen werden, aber 
keiner soll sich politisch daranhängen und 
Kapital daraus schlagen. - Was tun Sie denn, 
als politisches Kapital daraus schlagen, oder 
das ist sogar zuviel gesagt: Sie machen partei­
politisches Kleingeld aus dieser Frage, meine 
Damen und Herren, und das dient der Diskus­
sion und der Aufarbeitung der Vergangenheit 
in keiner Weise! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Dazu kommen etwa die jüngsten Äußerun­
gen des oberösterreichischen Landeshaupt­
mannes Dr. ,Ratzenböck (Zwischenruf des 
Abg. Dr. BI e n k), der seine Weihnachts- und 
Neujahrswünsche an Reder nicht still 
geschickt hat - eine humanitäre Geste, was 
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ich gern verstehen würde -, sondern in den 
oberösterreichischen Zeitungen veröffentlicht 
hat! Wer will jetzt politisches Kapital aus der 
Freilassung oder Nichtfreilassung Reders 
schlagen ? Warum tun das die Herren der ÖVP 
(Zwischenruf bei der ÖVP), und warum 
distanzieren Sie sich davon nicht? (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Zwischenruf des Abg. 
S tau d i n ger.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe die 
Freiheitliche Partei gefragt, ob sie sich nicht 
von manchen Äußerungen distanzieren will. 
Ich frage jetzt Sie von der ÖVP, ob Sie sich 
nicht distanzieren wollen von solchen klaren 
politischen Aktionen, die nichts anderes sind 
als großer Schaden für diese Diskussion um 
Grundwerte in Österreich! (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ. - Zwischenruf des Abg. B r an d -
s tä tter.) 

Und dann, meine Damen und Herren, 
kommt der Herr Abgeordnete Dr. Gorton mit 
seiner politischen Aktion (Zwischenruf bei 
der SPÖ), und dann kommt der Herr Landes­
hauptmann-Stellvertreter Knafl mit einer 
Äußerung vor Wahlen. Das ist politisches 
Kleingeld, das Sie aus einer ernsten Grund­
satzfrage in Österreich machen wollen! Und 
dem kann man nicht folgen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Blenk.) 

Meine Damen und Herren! Wir werden 
gegen den Mißtrauensantrag stimmen, aber 
dieses Stimmverhalten bedeutet kein Ver­
trauensvotum für alles, was geschehen ist. Es 
ist manche gefährliche Tendenz hochgekom­
men, manches an Opportunistischem, an 
Antidemokratischem, sogar an N azistischem 
hat man in der letzten Zeit gehört, und dage­
gen sollten wir uns alle miteinander, alle, die 
in diesem Haus vertreten sind, wenden. Wir 
sollten für die jungen Menschen ein Vorbild 
sein können als Demokraten und als Antifa­
schisten, und wir sollten den Kampf gegen 
den Nazismus und die Aufklärung über ihn 
weit intensiver gestalten, als das bisher der 
Fall war. (Anhaltender Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. Zwischenruf des Abg. Dr. 
B 1 en k.) 13.59 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Ermacora. 

13.59 

Abgeordneter Dr. Ermacora (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
zolle meinem Vorredner in manchen seiner 
Passagen Respekt. Ich glaube, er hat einige 
wichtige, sehr grundlegende Fragen ange­
sprochen, die von der Gemeinsamkeit dieses 

Hauses getragen werden können. Aber ich 
möchte doch hinzufügen, daß wir hier nicht 
den Fall Reder diskutieren, sondern den Fall 
Frischenschlager! (Beifall bei der ÖVP. -
Präsident Mag. Mi n k 0 w i t sc h über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich glaube, meine Damen und Herren, daß 
die Anlage Ihrer Reden, die den Fall Reder 
herausstellen, den Fall Frischenschlager zu 
verdecken sucht. Ich möchte hinzufügen: Ver­
wechseln Sie nicht aufrichtiges humanitäres 
Bemühen mit politischem Kleingeld. Ich halte 
das, wenn ich mich so ausdrücken darf, für 
ungemein kleinkariert, um nicht zu sagen: 
schäbig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, das Faktum ist 
klar: Der Herr Bundesminister für Landesver­
teidigung reist auf seinen eigenen Wunsch 
und in Absprache mit Außenminister Gratz 
nach Graz, um einen SS-Sturmbannführer 
abzuholen und ihn nach Baden zu begleiten. 
Es wird dort auch ein Essen gegeben, acht 
Personen nahmen daran teil. Dafür entschul­
digt sich der Minister gegenüber dem Bundes­
kanzler und übt - ich würde sagen: in einer 
eher peinlichen Weise - Selbstkritik. Aber 
hier möchte ich hervorheben, daß es nicht 
genügt, wenn ein Bundesminister Entschuldi­
gungen ausspricht, und es genügt auch nicht, 
wenn politische Parteien in einem solchen 
Falle Entschuldigungen entgegennehmen. 
Solche Entschuldigungen mögen in persönli­
chen Beziehungen ihren Wert haben, aber, 
Herr Bundesminister für Landesverteidigung, 
Sie können den Eindruck, den Sie erweckt 
haben, nicht entschuldigen. Der ist ein Fak­
tum. (Beifall bei der ÖVP.) Sie haben mit 
Ihrer Anwesenheit in Graz und in Baden den 
Eindruck erweckt, daß es der Landesverteidi­
gungsminister ist, der symbolisch hier das 
Bundesheer vertritt. 

Meine Damen und Herren! Wenn die Mehr­
heit der Österreicher, wozu ich mich zähle, 
die Begnadigung des ehemaligen SS-Sturm­
bannführers durch Italien aus humanitären 
Gründen begrüßt, so kann aber nur die Uner­
fahrenheit - der Herr Vizekanzler und Abge­
ordnete Steger hat von "Unbefangenheit" 
gesprochen -, die Unkenntnis der Fakten, 
die Unkenntnis der Welt, in der wir leben, 
dazu geführt haben, nicht zu erkennen, daß 
der ehemalige SS-Sturmbannführer kraft 
Anklage und Verurteilung inder Welt zu 
einem Symbol für die Verletzung der Kriegs­
gesetze und der Kriegsgebräuche geworden 
ist. Man kann darüber nicht hinwegsehen. So 
wird er gesehen, auch wenn wir es nicht 
sehen woll t e n, meine Damen und Herren! 
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Und diese Unbefangenheit, die Ihnen, Herr 
Bundesminister, zugesprochen wird, die kann 
einen Minister in seinem Amt, der sein Amt 
voraussehbar führen soll, nicht tragen. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Daß man Reder in der Welt so ansieht, ist 
ein Faktum. Aber ich übersehe nicht - und 
hier möchte ich das ganz deutlich herausstel­
len -, daß Strafe und Sühne im Falle Reder 
eintrat, aber in Tausenden anderen ähnlich 
gelagerten Fällen aus rein politischen Grün­
den der Mantel der Vergessenheit über 
Kriegsverbrechen und Menschenrechtsverlet­
zungen gezogen wird. Damit möchte ich deut­
lich machen, daß es viele, viele andere Fälle 
Reder gibt und gäbe, die es ebenso zu verfol­
gen gälte. 

Meine Damen und Herren! Es ist ein Fak­
tum, daß bei aller Aufklärung, die der Bericht 
des Herrn Bundeskanzlers geben soll, und 
auch in Ihrem Schreiben, Herr Bundesmini­
ster, Sie gegen einen Anschein auftreten, und 
den können Sie so ohne weiteres nicht zerstö­
ren. Ich würde meinen, Herr Bundesminister, 
daß gerade die Berufung auf diese jugendli­
che Unerfahrenheit - wenn ich mich so aus­
drücken darf -, die auch ins Treffen geführt 
wurde, im Hinblick auf Zehntausende junge 
Soldaten, Herr Bundesminister, denen politi­
sche Bildung und Moral gelehrt wird, nach 
meiner Meinung kontraproduktiv gewirkt 
hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn Sie haben bei Ihren Auftritten und 
Aussagen den Eindruck erweckt, als müßten 
gerade Sie als liberaler Frischenschlager das 
Bundesheer mit etwas versöhnen, womit die­
ses Bundesheer aber auch gar nichts zu tun 
hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte drei Punkte herausheben, Herr 
Bundesminister. Sie haben unglaubwürdig 
gehandelt, Sie haben in Ihrer Eilfertigkeit 
nach meiner festen Überzeugung Grundsätze 
unseres Staatsrechtes mißachtet und Sie 
haben als Befehlshaber des Heeres so dilet­
tantisch gehandelt, daß ich Sorge hege, Sie in 
einer Krisensituation herumfuhrwerken zu 
sehen. (Beifall bei der ÖVP.) Denn, Herr Mini­
ster, Sie haben selbst bestätigt, daß Sie das 
als eine Art Krisensituation gesehen haben. 
Sie sagten nämlich, Sie hätten in wenigen 
Stunden handeln müssen, und Sie haben 
zugleich schriftlich zugegeben, daß Sie Ihr 
Verhalten als einen schweren Fehler einbe­
kennen. Das heißt, Sie haben etwas als eine 
Krisensituation hingestellt und haben - was 
ich bedauere - offen zugeben müssen, daß 
Sie diese Krisensituation nicht bewältigt 

haben. Sie müßten als Verteidigungsminister 
möglicherweise ganz andere Krisensituatio­
nen bewältigen! 

Sie haben unglaubwürdig gehandelt, Herr 
Bundesminister. Sie haben junge Soldaten, 
die auch mit ihrem Idealismus Pflichten erfül­
len, symbolhaft nach Mauthausen geführt -
ich war anwesend -, um sozusagen das Heer 
an sich mit den Opfern der KZ zu versöhnen. 
Aber Sie haben eineinhalb Jahre später als 
Minister und nicht als Privatmann einen SS­
Sturmbannführer empfangen, von dem es 
heißt, daß er auch in Dachau Dienst getan 
habe. 

Herr Bundesminister! Sie haben junge Sol­
daten in den Kar! Marx-Hof geführt und sie 
dort, was ich bedauere und Sie auch, 
Beschimpfungen und Demonstrationen aus­
gesetzt. Und nun erzeugen Sie durch Ihre Hal­
tung im Heer eine Stimmung, die es dem 
Armeekommandanten angelegen erscheinen 
läßt, sich in einem Tagesbefehl faktisch von 
Ihrer Haltung zu distanzieren. Herr Bundes­
minister! Wie das nun mit Ihrer Stellung als 
Befehlshaber des Bundesheeres zusammen­
hängt, kann ich mir nicht zusammenreimen. 

Herr Bundesminister! Sie predigen die poli­
tische Bildung und müssen selbst einbeken­
nen - schriftlich haben Sie das getan -, daß 
Sie politisch gefehlt haben. Spaßhaft möchte 
ich in dieser ernsten Situation fast sagen: da 
lassen Sie Lieder komponieren, die das öster­
reichische Soldatenlied erneuern sollen, und 
auf der anderen Seite sind Sie nicht imstande, 
den Beginn dieses Gedächtnisjahres mit grö­
ßerer Sensibilität zu feiern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Und eine Folge, die Sie zu verantworten 
haben, ist schon eingetreten. In der Presse 
war gestern zu lesen, daß Sie die für die Mar­
tinek-Kaserne angesetzte Angelobung verle­
gen mußten, weil Sie Sorge trugen, daß 
Demonstrationen aufbrechen; aber nicht nur 
dort, sondern Sie haben auch eine andere 
Angelobung verlegen müssen. Herr Bundes­
minister! Das ist, wenn Sie so wollen, die Aus­
wirkung des Anscheines, den Sie erzeugt 
haben. 

Zweitens: Sie haben Grundsätze unseres 
Staatsrechtes mißachtet. Wer hat Ihnen die 
Ermächtigung gegeben, so über Einheiten des 
Bundesheeres und Anstalten des Heeres zu 
verfügen? Das müßte erklärt werden. Welches 
Recht gibt Ihnen auch die Ermächtigung, 
einen österreichischen Staatsbürger, der 
Reder ist, in einer überwachten Freiheit zu 
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halten? Wie begründen Sie die Zuständigkeit 
Ihres Ressorts, Herr Bundesminister? 

Der Herr Bundeskanzler hat in einer - ich 
würde sagen: schamhaften - Formulierung 
in seinem Bericht gesagt, es ist wohl möglich, 
daß das Bundesministerium für Landesvertei­
digung zuständig ist. Ich bin auf Grund dieses 
"Wohl möglich" dem Text nachgegangen. 
Man findet dort überhaupt keine Zuständig­
keit, daß Sie kompetenzmäßig in dieser Sache 
hätten handeln müssen. 

Warum hat der Innenminister nicht gehan­
delt? 

Ich möchte hier - an die Adresse des 
Herrn Dritten Präsidenten des Nationalrates 
gerichtet - sagen, daß er in einer Presseaus­
sendung gesagt hat, daß Walter Reder in 
Österreich von einem Regierungsmitglied 
übernommen werden sollte. Wir hatten heute 
das Vergnügen, über diese Geheimdepesche 
informiert zu werden: Kein Wort steht drin­
nen, Herr Dritter Präsident des Nationalrates 
(Zwischenrufe), daß man seitens Italiens von 
einem Empfang durch ein Regierungsmit­
glied gesprochen hat! Es steht dort drinnen, 
daß Funktionäre des Innenministeriums oder 

-des Bundesheeres empfangen würden. Sie 
haben eine falsche Aussage gemacht, Herr 
Dritter Ptäsident. (Abg. G ra f: Das wurde 
berichtigt von Stix!) Dann entschuldige ich 
mich, Herr Dr. Stix, daß ich Ihnen diese Äuße­
rung zum Vorwurf gemacht habe. 

Ich möchte hervorheben, daß Sie, obwohl 
Sie ein voll ausgebildetes Bundesministerium 
haben, selbst erklärten, sich um die Rechts­
frage nicht gekümmert zu haben. Warum 
haben Sie nicht den Justizminister infor­
miert? Wir wurden ja heute intern informiert, 
daß auch das Bewährungshilfegesetz heran­
zuziehen sei. Der Justizminister ist dafür 
zuständig! 

Die Abdeckung des Landesverteidigungs­
ministeriums als kompetenzmäßig zuständi­
ges Ministerium scheint mir völlig abwegig zu 
sein. Wenn der Herr Bundeskanzler auf die 
Genfer Konvention aufmerksam gemacht hat, 
auf die man hier Bedacht nehmen müsse, so 
steht auch in dieser Geheimdepesche kein 
Wort über die Genfer Konvention. Ich bin 
wohl informiert, daß man früher einmal damit 
argumentiert hat, aber in der Geheimdepe­
sche steht das nicht drin. Herr Bundeskanz­
ler, Sie hätten sich die Unterlagen von Ihren 
Fachleuten besser zusammenstellen sollen. 

Drittes Problem. Herr Bundesminister, Sie 

haben dilettantisch gehandelt. Herr Minister, 
ich werfe Ihnen vor, daß Sie einen Generatio­
nenkomplex in Ihrem Ministerium haben, 
weil Sie die erfahrenen Offiziere und Beam­
ten Ihres Hauses, eine ausgebildete Rechts­
sektion nicht zu Rate gezogen haben. Sie 
haben zwar Ihren eigenen Angaben nach 
Herrn Divisionär Segur und den Herrn Gene­
ral Philipp technisch informiert - aber nicht 
mehr! Ich weiß nicht, ob die Herren Offiziere 
so _ befehlsverbunden sind, daß sie Sie nicht 
gefragt hätten, warum diese technischen Vor­
kehrungen erfolgen. Aber es ist Ihnen nicht in 
den Sinn gekommen, Ihren kompetenzmäßig 
unmittelbarsten Berater, den Generaltrup­
peninspektor , oder andere Persönlichkeiten 
zu Rate zu ziehen. 

Bitte, das zeigt nach meiner Meinung, wie 
wenig Sie auf Ihre Heeresstruktur und auf 
Ihre Beamten bauen, wenn es in einer ern­
sten Situation zu einer solchen Entscheidung 
kommt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister! Sie sagten, Sie woll-
-ten geheim handeln. Diese Geheimnistuerei 
- das zeigt sich ja deutlich - hat zu nichts 
geführt. Und nun entschuldigen Sie sich, Herr 
Minister, Sie entschuldigen sich der Koalition 
gegenüber - und das bedauere ich um des 
Heeres willen. Sie machen einen Kniefall vor 
der Koalition. 

Herr Bundesminister Frischenschlager! Die 
"Sicherheit", mit der Sie Ihren Schritt in der 
vorigen Woche noch zu rechtfertigen versuch­
ten - ich würde fast sagen: in einer recht 
anmaßenden Weise -, ist zu einem Kniefall 
vor der Koalition geworden. Das haben Sie 
mit Ihrem Brief und mit Ihrem Verhalten an 
den Tag gelegt! 

Die "Neue Zürcher Zeitung" schreibt: "eine 
österreichische Lösung". Der Herr Bundes­
parteiobmann hat heute ja sehr klar gesagt: _ 
Was muß in unserem Lande alles passieren, 
damit ein Minister zurücktritt? Es könnte 
natürlich gesagt werden: Wir weichen nicht 
ausländischem Druck, wir sind wir. Aber, 
Herr Minister, Sie müßten Ihr Fehlverhalten 
verteidigen können, wenn Sie diese Argumen­
tation haben, aber das trauen Sie sich nicht, 
weil Sie den Kniefall gesetzt haben - und mit 
Ihnen alle anderen! 

Herr Bundesminister, Sie berühmen sich, 
daß der Herr Bundeskanzler Ihre bisherige 
Arbeit- als gut bewertete, der Herr Bundes­
kanzler sagte "erfolgreich", der Herr Klubob­
mann Wille verwendete das Wort "beispiel­
haft". Ich will Ihnen zugestehen, Herr Mini-
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ster, daß Sie sich in der Frage der Anschaf­
fung von Abfangj ägern mehr bemühen als 
Ihre Vorgänger, aber ich möchte Sie fragen: 
Was haben Sie in der politischen Bildung 
geleistet, nachdem Sie sich selbst ihr entge­
genstellen? Was haben Sie in der Personal­
politik bis jetzt nicht an Selbstherrlichkeit -
ohne Rücksicht auf Verluste - an den Tag 
gelegt? Der Zeitsoldat erfüllt alle Befürchtun­
gen, die wir hegten. 

Was bleibt also, meine Damen und Herren? 
- Ein geschlagener Oberkommandant und 
eine Person, die, gestärkt von Kirchschläger, 
dem Oberstkommandanten, zurückgekehrt 
ist. Ich hoffe, er hat Ihnen Mut zugesprochen. 
Ich bin überzeugt davon, daß Sie den brau­
chen. 

Herr Bundesminister Frischenschlager! 
Wenn Sie Ihre Staatsbesuche absolvieren, so 
hoffe ich, daß es nicht Partner geben wird, die 
Sie zurückweisen. In einem stimme ich mit 
dem Armeekommandanten voll und ganz 
überein: Die Soldaten sollten nicht verzagen! 
Der Minister ist nicht das Bundesheer, auch 
wenn er nach der Verfassung der Befehlsha­
ber des Bundesheeres ist! (Beifall bei der 
ÖVP.) Die Soldaten dienen nicht ihm, sondern 
unserem Vaterland, der Republik Österreich. 
(Beifall bei der ÖVP.) 14.17 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Hintermayer. Ich erteile es ihm. 

14.17 

Abgeordneter Hintermayer (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Vertre­
ter der Österreichischen Volkspartei haben in 
den vergangenen Tagen unter Beweis gestellt, 
daß sie auch die von ihnen selbst immer wie­
der genannte Sorge um das Ansehen der 
Republik nicht davon abhalten kann, die 
Ereignisse rund um die Freilassung Walter 
Reders - trotz vorheriger gegenteiliger 
Ankündigung ihres Parteiobmannes - in den 
politischen Streit zu ziehen. 

Ich kann mich des Eindruckes nicht erweh­
ren, daß es Ihnen, meine Damen und Herren 
von der Österreichischen Volkspartei, heute 
und hier nicht mehr um die Verhaltensweise 
des Verteidigungsministers geht, sondern 
vielmehr darum, eine Regierung, die Sie, 
Herr Dr. Mock, schon deshalb bekämpfen, 
weil Sie nicht in ihr vertreten sind, mit aller 
Gewalt aus den Angeln zu heben. Dies wird 
Ihnen nicht gelingen, es wird Ihnen schon 
deshalb nicht gelingen, weil die österreichi-

schen Bürger - trotz Ihrer gegenteiligen Pro­
paganda - längst erkannt haben, was diese 
sozialistisch-freiheitliche Regierung für die­
ses Land geleistet hat. (Ruf bei der ÖVP: Das 
sehen wir!) 

Eines ist Ihnen jedoch gelungen: Während 
Sie der Freiheitlichen Partei ständig vorwer­
fen, sie wolle aus der Freilassung Reders poli­
tisches Kapital schlagen, versuchen Sie von 
der ÖVP permanent, aus den politischen Fehl­
einschätzungen anderer für sich parteipoliti­
schen Gewinn zu schlagen. 

Es ist zwar durchaus legitim, daß eine Par­
tei versucht, Fehler des politischen Gegners 
für sich selbst auszunützen, was aber tut die 
Österreichische Volkspartei? - Sie wirft 
genau das der Freiheitlichen Partei vor, ver­
sucht aber gleichzeitig mit allen Mitteln, aus 
dem Verhalten von Verteidigungsminister 
Frischenschlager politisches Kapital zu schla­
gen, indem Sie die Dinge so aufschaukeln, 
daß letztlich gesamtösterreichische Interes­
sen gefährdet werden. Und es ist eine Gefähr­
dung gesamtösterreichischer Interessen, 
wenn der Abgeordnete Graff dem Verteidi­
gungsminister unterstellt, er hätte durch die 
technische Abwicklung der Aktion - ich 
zitiere wörtlich - "das österreichische Bun­
desheer in die Nähe der SS gerückt". Diese 
Unterstellung ist einfach ungeheuerlich! 

Völlig unfaßbar ist jedoch, was am 29. Jän­
ner im Leitartikel der ÖVP-Volkszeitung 
"Neues Volksblatt" steht - ich zitiere -: 
"Bleibt Frischenschlager aber oberster Chef 
des Bundesheeres, dann darf und kann man 
keinen einzigen jungen Mann kritisieren, der 
es ablehnt, in diesem Bundesheer Dienst zu 
tun. Es ist, solange Frischenschlager Minister 
bleibt, geradezu Gewissenspflicht, den Wehr­
dienst zu verweigern." 

Meine Damen und Herren von der Österrei­
chischen Volkspartei! Sie haben damit partei­
politische Interessen über die des Staatsgan­
zen gestellt und jene Grenze überschritten, 
die eine Partei, die sich selbst als "staatstra­
gend" bezeichnet, ganz einfach nicht über­
schreiten darf. 

Verteidigungsminister Frischenschlager 
hat dem Herrn Bundeskanzler und der 
Öffentlichkeit gegenüber erklärt, er habe 
erkennen müssen, daß die gewählte Vor­
gangsweise für alle, die unter Kriegsverbre­
chen und Faschismus entweder selbst zu lei­
den hatten oder die Leiden ihrer Mitbürger 
nicht vergessen können, zu tiefer Betroffen­
heit geführt hat. 
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Wir alle mußten erkennen, daß im Laufe 
der Ereignisse der humanitäre Aspekt, der 
allen Bemühungen um die Freilassung Walter 
Reders zugrunde lag, zu Unrecht in den Hin­
tergrund getrete·n ist. Wenn wir uns aber alle 
darüber einig sind, daß die Freilassung 
Reders nach 40j ähriger Haft ein Akt der 
Humanität und des Verzeihens war, warum 
ist es Ihnen, Herr Dr. Mock, dann offensicht­
lich unmöglich, die Erklärung des Verteidi­
gungsministers zu akzeptieren? 

Nur wenn Sie die ehrliche Erklärung des 
Verteidigungsministers nicht akzeptieren 
könnten, wäre Ihr Mißtrauensantrag gerecht­
fertigt. Da ich Ihnen dies aber noch immer 
nicht unterstellen will und da Sie diese Ihre 
Ablehnung im Verlauf der heutigen Debatte 
auch nicht überzeugend darlegen konnten, 
fordere ich Sie auf, den Mißtrauensantrag 
gegen den Bundesminister für Landesvertei­
digung zurückzuziehen! 

Bedenken Sie auch, daß dieser Mißtrauens­
antrag gegen einen Mann gerichtet ist, an 
dessen demokratischer Gesinnung nicht 
gezweifelt werden kann! Seine gesamte bishe­
rige politische Tätigkeit war geprägt von der 
Achtung der Grundsätze, die unser demokra­
tisches System bestimmen. Sowohl als Parla­
mentarier als auch als Regierungsmitglied 
hat Dr. Frischenschlager dies immer wieder 
unter Beweis gestellt. Nicht zuletzt die Ange­
lobungen in Mauthausen und im Karl Marx­
Hof haben uns seine Bereitschaft vor Augen 
geführt an der Bewältigung der Vergangen­
heit aktiv mitzuwirken. 

Hohes Haus! Verteidigungs minister Fri­
schenschlager ist einer Fehleinschätzung 
unterlegen, wenn er geglaubt hat, durch seine 
persönliche Anwesenheit bei der Überstellung 
von Walter Reder eine Sache zu einem guten 
Ende zu bringen, für die, wie auch der Herr 
Bundeskanzler ausgeführt hat, Bundespräsi­
denten und Bundeskanzler der Republik, 
auch maßgebliche Politiker der ÖVP sowie 
höchste kirchliche Würdenträger eingetreten 
sind. 

Was sich am 24. Jänner ereignet hat, war 
kein Staatsempfang und war auch kein Schie­
len auf bestimmte Wählerschichten. Es war, 
wie Frischenschlager das in seiner Erklärung 
ausgeführt hat, das Bemühen, die ÜbersteI­
lung von Walter Reder im Sinne der verlang­
ten Geheimhaltung durchzuführen. 

Die vom Minister gewählte Vorgangsweise 
- dies muß hier unmißverständlich klarge­
stellt werden - hätte weder alte Wunden auf-

reißen noch eine Welle von Emotionen auslö­
. sen sollen. Gerade das aber - ich bedauere 

dies zutiefst - ist in einem hohen Maße ein­
getreten. 

Wir sollten daher alle gemeinsam bemüht 
sein, die Wogen, die der Fall Reder ausgelöst 
hat, zu glätten. Der Herr Bundeskanzler hat 
dies in vorbildlicher Art und Weise getan, 
indem er die Erklärung von Bundesminister 
Frischenschlager zur Kenntnis genommen 
hat. Darf ich Ihnen, sehr geehrter Herr Bun­
deskanzler, für Ihre Haltung meinen größten 
Respekt ausdrücken. 

Hohes Haus! Die Freiheitliche Partei hat 
seit ihrem Bestehen aktiv an der Gestaltung 
dieser Republik mitgewirkt. Freiheitliche Per­
sönlichkeiten in höchsten Ämtern dieser 
Republik - ich denke etwa an die Präsiden­
ten Kandutsch und Broesigke sowie Volksan­
walt Zeillinger - haben dies genauso unter 
Beweis gestellt wie jene freiheitlichen Politi­
ker, die heute Mitverantwortung für Öster­
reich tragen. 

Diese Tatsache hat der Herr Bundespräsi­
dent aus Anlaß des 25jährigen Bestehens der 
Freiheitlichen Partei Österreichs unmißver­
ständlich anerkannt, indem er sagte: "Nicht 
aus Festeshöflichkeit also, sondern in meiner 
Verantwortung als Bundespräsident gratu­
liere ich Ihnen zum 25jährigen Bestand der 
FPÖ und danke Ihnen dafür, daß Sie sich in 
Programm und Praxis immer als demokrati­
sche Partei erwiesen und damit zur Anzie­
hungskraft und zur Lebensfähigkeit unserer 
Demokratie beigetragen haben." 

Bundespräsident Kirchschläger schloß 
seine Festrede mit folgenden Worten: "Möge 
es der FPÖ und auch. den anderen im Natio­
nalrat vertretenen politischen Parteien gelin­
gen, über all den dort und da immer wieder 
erschreckend aufflammenden Haß und auch 
über die sich immer stärker ausbreitende 
Gleichgültigkeit hinweg, der Demokratie in 
Österreich jene faszinierende Kraft zu geben, 
die ihr als der nach wie vor besten aller 
Staats-, Regierungs- und Gesellschaftsformen 
zukommt. In der Liebe zu Österreich, in der 
Achtung vor der Würde und der Freiheit des 
Menschen und im Glauben an eine europäi­
sche Funktion unserer Republik werden wir 
uns immer finden." - Dem möchte ich nichts 
hinzufügen. (Beifall bei FPÖ und SPÖ.) 14.29 

Präsident Mag. Minkowitsch: Is nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Steiner. Ich erteile es. 
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14.30 

Abgeordneter Dr. Steiner (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Wie die Vorredner 
bekenne ich mich dazu, die Begnadigung des 
Sturmbannführers Reder als einen humanitä­
ren Akt zu werten. Man kann schon sagen: 
Seit Jahrzehnten wurde für diese Begnadi­
gung interveniert und - soweit ich aus mei­
ner früheren beruflichen Tätigkeit über diese 
Interventionen Bescheid weiß und sie über­
blicken kann - ist nie bei diesen Interventio­
nen übersehen worden, daß die ganze Anteil­
nahme in erster Linie den Opfern der grausa­
men Vorgänge in Marzabotto zu gelten hat 
(Beifall bei der ÖVP) und daß es fur uns alle 
wohl selbstverständlich ist, die in Marzabotto 
begangenen grausamen Verbrechen nicht 
herunterzuspielen, sondern sie schärfstens zu 
verurteilen. Bei der Aktion des Verteidigungs­
ministers kommt mir dieser Aspekt in der 
Angelegenheit etwas zu kurz. 

Der Verteidigungsminister war durch keine 
internationale Verpflichtung verhalten, den 
aus der italienischen Militärhaft überstellten 
Sturmbannführer persönlich zu empfangen. 
Der Bundeskanzler stellt ja auch in seinem 
Bericht einwandfrei fest, daß zur Übernahme 
Reders der Sicherheitsdirektor der Steier­
mark vorgesehen war. Selbstverständlich war 
er auch dafür da, die Übernahmepapiere zu 
unterzeichnen. Frischenschlager wurde - um 
es so zu sagen - von Amts wegen dort sicher­
lich nicht gebraucht. 

Das österreichische Bundesheer ist weder 
eine Nachfolgeorganisation der deutschen 
Wehrmacht noch der Waffen-SS. 

Verteidigungsminister Frischenschlager 
hat meiner Meinung nach mit seiner Aktion 
- für alle Welt demonstrativ sichtbar - den 
Eindruck eines optischen Zusammenhanges 
dort erweckt, wo es tatsächlich keinen Zusam­
menhang gibt. Das bringt die gesamte öster­
reichische Verteidigungspolitik in weltweites 
Gerede und auch in Verdächtigungen. Es hat 
schließlich Jahrzehnte gedauert, bis das Bun­
desheer eine allgemein anerkannte und 
bejahte Institution wurde. Ich glaube daher: 
Der Verteidigungsminister hat mit seiner 
Handlung dem Ansehen des Heeres im In­
und Ausland einen schweren Schaden zuge­
fügt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wer immer es in der Bundesregierung 
gewesen sein mag, der diese unsinnige Idee 
hatte, das Bundesheer bei dieser Übernahme 
des begnadigten Sturmbannführers ins Spiel 
zu bringen, der hat sicherlich der Republik 
einen Bärendienst erwiesen. Wen wer wo 

warum in dieses Abenteuer gej agt hat, das 
sollen sich die Damen und Herren der Bun­
desregierung unter sich selbst ausstreiten. 
Gehandelt hat - weil sichtbar für die Öffent­
lichkeit - jedenfalls der Bundesminister für 
Landesverteidigung. Der Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten hätte natürlich 
schon die Pflicht gehabt, den Bundesminister 
für Landesverteidigung von Unsinnigkeiten 
zurückzuhalten und ihn nicht noch dazu zu 
ermuntern, wie es heißt. 

Aus dieser Verantwortung kann man ihn 
nicht entlassen, weil er offensichtlich ein kla­
res Wort zur rechten Zeit zu sprechen ver­
säumt hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundesminister Gratz! Warum haben 
Sie Ihrem Kollegen nicht ganz klar und deut­
lich gesagt, daß für die Übernahme Reders 
der steirische Sicherheitsdirektor vollauf 
genügt? Das wäre doch wichtig gewesen, denn 
dann hätte man sich außerordentlich viel 
erspart. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie dies aber auch immer sei, der Bundes­
minister für Landesverteidigung trägt für 
seine Handlungen die volle politische Verant­
wortung. Er hat die Handlungen gesetzt, die 
wir kritisieren. Er kann sich nicht ausreden, 
der oder jener Kollege hätte ihn in etwas hin­
eingehetzt. 

Es hat sich eine lebhafte Auslandstätigkeit 
des Verteidigungsministers in letzter Zeit ein­
gebürgert. Ich glaube aber, in Zukunft wird er 
es nicht leicht haben, die österreichischen 
Interessen im Ausland mit wirklicher Glaub­
haftigkeit zu vertreten. 

Zu den ausländischen Reaktionen möchte 
ich folgendes feststellen: Freilich müssen wir 
in Österreich in erster Linie selbst mit diesem 
Scherbenhaufen fertig werden, aber die nega­
tiven Folgen im Ausland dürfen und können 
uns nicht gleichgültig sein. 

Der Herr Vizekanzler Steger spricht von 
einem Scherbenhaufen, der angeblich durch 
die Reaktionen auf diese Haltung des Bundes­
ministers Frischenschlager hervorgerufen 
worden sei. Dazu muß ich eines sagen: Den 
größten Scherbenhaufen hat die Regierung 
selbst angerichtet! (Beifall bei der ÖVP.) 

Schon ein ganz kurzer Blick in die 
Auslandspresse zeigt, welcher Schaden Öster­
reich mit dieser Aktion im Ausland zugefügt 
wurde. Liest man die ausländischen Zeitun­
gen, die von einer gewissen Bedeutung sind, 
die "Neue Zürcher Zeitung", die "Frankfurter 
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Allgemeine", den "Guardian", "Le Monde", 
amerikanische Zeitungen, so sieht man, die 
negative Berichterstattung hält leider immer 
noch an. Ich rede schon gar nicht von den 
Pressereaktionen in Osteuropa, dort sollte 
man besser vor der eigenen Türe kehren. 

Wenn wir die Pressereaktionen in Ländern 
unserer Freunde sehen, so müssen wir doch 
sagen, daß dieses ganze Unternehmen wirk­
lich nur negative Reaktionen ausgelöst hat. In 
der Zeitung "The Times" etwa liest man, "es 
gibt einige Fehler, die durch eine Entschuldi­
gung nicht, wieder gutzumachen sind." Man 
kann in allen möglichen Zeitungen, Schwei­
zer Zeitungen, französischen Zeitungen, nach­
lesen, welch negative Reaktionen, welche Flut 
von negativen Reaktionen es darauf gibt. Man 
könnte es sich schließlich in der Begründung 
einfach machen, man bräuchte nur den Tauf­
paten dieser Koalition, Altbundeskanzler 
Kreisky, zu zitieren, der da in einer wirklich 
wahrhaft "rührenden Bescheidenheit" laut 
"Kurier" vom 30. Jänner 1985 sagte: "Immer­
hin hab' ja ich Österreich in der Welt einen 
Namen gegeben ... " Und dann fährt er in die­
sem Kuriergespräch fort: " ... daß sie" -
offenkundig die Bundesregierung oder die 
handelnden Minister - "nicht voraussehen 
konnten, daß es diese Dimensionen geben 
wird, das ist mir unverständlich. Anzuneh­
men, daß so etwas geheimgehalten werden 
kann, ist doch unsinnig." Es wäre sehr leicht, 
die Äußerungen des Altbundeskanzlers fort­
zusetzen, aber vollkommen richtig ist natür­
lich die Behauptung des Altbundeskanzlers 
Kreisky, daß dem Ansehen Österreichs im 
Ausland ein großer Schaden zugefügt wurde. 

Diese Behauptung ist ja nicht eine Teufelei 
der ÖVP,sondern das ist von vielen Abgeord­
neten, auch von jenen der Sozialistischen Par­
tei, immer wieder ausgesprochen worden. Sol­
chen Äußerungen über den Schaden des 
Ansehens Österreichs im Ausland begegnet 
man immer wieder auch' in Gesprächen mit 
maßgebenden ausländischen Parlamenta­
riern und Politikern. 

Ich komme gerade von einer Sitzung der 
Parlamentarischen Versammlung des Euro­
parates in Straßburg und kenne daher sehr 
gut die Meinung von Kollegen anderer Län­
der. Immer wieder ist man auf diese Vor­
gänge angesprochen worden, ist man Vorwür­
fen ausgesetzt gewesen, ist man dem Gespött 
ausgesetzt worden. 

Nun ist etwas geschehen, was besonders 
bemerkenswert ist. Es hat zum erstenmal in 
der Parlamentarischen Vers-ammlung des 

Europarates von Kollegen verschiedener Län­
der eine Aufforderung gegeben, gegen den 
Verbleib des Verteidigungsministers Fri­
schenschlager in seinem Amt aufzutreten und 
seine Abberufung zu verlangen. Wenn also die 
Abgeordneten der SPÖ und auch die der Frei­
heitlichen Partei dem Bundesminister für 
Landesverteidigung heute das Vertrauen aus­
sprechen wollen, so müssen sie wissen, was 
das vor der Weltöffentlichkeit bedeutet. 

Die SPÖ-Mehrheit des österreichischen 
Parlaments würde sich in diesem Fall mit 
dem Verhalten des Ministers indentifizieren, 
wie es die Führung der FPÖ bereits in sehr 
eigenartiger Weise immer wieder getan hat. 

Eine Landesorganisation der FPÖ hat sogar 
in die Welt hinausposaunt, wie stolz sie auf 
das Verhalten des Ministers sei; und für die­
ses Verhalten mußte sich der Minister dann 
entschuldigen. 

Trotz der Ministerentschuldigung halten 
Vizekanzler Steger und auch der Dritte Präsi­
dent des Nationalrates an der Billigung der 
Handlung des Verteidigungsministers fest: 
Die Berichtigung von Präsident Dr. Stix hat 
nicht entkräftet, daß diese Herren das Verhal­
ten des Bundesministers für Landesverteidi­
gung immer noch für richtig halten. 

Was gilt also in der Koalition: die Entschul­
digung Frischenschlagers, oder die Haltung 
der FPÖ-Führung? (Beifall bei der ÖVP.) 

Wie sieht nun die Sache in der europäi­
schen Öffentlichkeit wirklich aus? - Es 
waren Abgeordnete aller Parteien, die Delega­
tionen in die Parlamentarische Versammlung 
des Europarates entsenden, die sich zu einem 
einmaligen Schritt entschlossen und eine zur 
weiteren Unterfertigung aufgelegte Deklara­
tion beim Präsidenten der Versammlung hin­
terlegt haben. Diese aufgelegte Deklaration 
liegt noch bis in das nächste Jahr hinein zur 
Unterzeichnung offen. 

Die unterzeichneten Mitglieder der Parla­
mentarischen Versammlung bringen in dieser 
Deklaration ihre Empörung über den persön­
lichen Empfang Reders durch den Verteidi­
gungsminister zum Ausdruck. Sie drücken die 
Ansicht aus, daß sie erwarten, daß daraus 
Konsequenzen gezogen werden und der Bun­
desminister zurücktritt, um weiterhin in offe­
ner freundschaftlicher Zusammenarbeit mit 
den Ministern, mit den Abgeordneten, mit der 
Regierung arbeiten zu können. 
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Was ist das nun für eine politische Gruppie­
rung, die sich dieser Sache angenommen hat? 
- Alle politischen Gruppierungen im Europa­
rat haben sich in der letzten Woche mit die­
sem Problem Frischenschlager befaßt, und 
einige davon haben eine eindeutige Stellung 
dazu bezogen. Es gab- auch in der christlich­
demokratischen Fraktion eine Welle der 
Empörung, und nur unserem Freund Blenk 
ist es zu verdanken, daß nicht hier auch noch 
Erklärungen abgegeben wurden, und zwar 
waren wir Österreicher der Meinung, daß wir 
den Scherbenhaufen, der angerichtet wurde, 
hier in diesem Hause zu behandeln haben 
und nicht in anderen Gremien. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Die Unterzeichner sind aus verschiedenen 
Nationen: 14 Franzosen, 6 Briten, 2 Spanier, 3 
ltaliener,l Holländer, 2 Belgier, 3 Luxembur­
ger, 1 Grieche. Davon sind drei Viertel Soziali­
sten. Es sind auch Konservative, Liberale, 
Kommunisten und Unabhängige dabei. 

Es wird vielleicht die Damen und Herren 
der SPÖ-Fraktion interessieren, welche Sozia­
listen im Europarat diese Deklaration unter­
schrieben haben. Erstens einmal der Präsi­
dent und zwei Vizepräsidenten der sozialisti­
schen Gruppe, dann zwei Vizepräsidenten der 
Parlamentarischen Versammlung des Euro­
parates, die Sozialisten sind, des weiteren von 
den Gaullisten der Präsident der Politischen 
Kommission, ein weiterer Sozialist, der 
zweite Vizepräsident der Politischen Kommis­
sion, der Präsident der Umwelt- und Regional­
kommission, und es hat auch der Präsident 
der Flüchtlingskommission unterschrieben. 
Also immerhin Leute, die nicht irgend Daher­
gelaufene in diesem internationalen Gre­
mium sind. 

Und noch etwas: Nach einer Sitzung des 
Europarates sind mehrere Delegierte gekom­
men, besonders Niederländer, Belgier, aber 
auch Engländer, die sagten, unter solchen 
Umständen wollen sie nicht an einem Emp­
fang des österreichischen Botschafters teil­
nehmen. Wir haben sie unsererseits darauf 
aufmerksam gemacht, daß sie nicht wegen 
dieses Fehlverhaltens des Ministers etwa eine 
Geste gegen Österreich setzen sollten. 

Ein weiterer Vorfall von internationaler 
Bedeutung war in den letzten Tagen eine Sit­
zung des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
in Brüssel. Auch dort wurde vehement gegen 
die Haltung des Verteidigungsministers Stel­
lung genommen. 

Nun, bei einem solchen europäischen Echo 

sagt der Herr Vizekanzler - ich zitiere 
Wenn die ÖVP den traurigen Mut aufbringt, 
von einem Schaden für die Demokratie zu 
sprechen, so ist das reiner Opportunismus. -
Ich glaube, es ist ein schlechtes Zeugnis für 
eine Regierung, die die Realitäten ganz ein­
fach nicht mehr sehen will. Der Herr Abge­
ordnete Schranz sagt zum Beispiel: Die Zur­
kenntnisnahme der Entschuldigung Frischen­
schlagers bedeutet und sichert die internatio­
nale Reputation Österreichs. Herr Abgeordne­
ter Schranz! Da sind Sie aber wirklich auf 
dem Holzweg. Davon kann überhaupt nicht 
die Rede sein. Dies ist genau die Haltung, 
warum uns Vorwürfe oder zynische Bemer­
kungen im Ausland treffen. Wir sind, kurz 
gesagt," wieder dort angelangt, wo Österreich 
wieder alle Hände voll zu tun haben wird, ein 
falsches und verzerrtes Österreichbild 
zurechtzurücken. Wieder wird es der Fall sein 
- es ist ja so weit gekommen -, daß in 
beschämender Weise Entschuldigungs- und 
Beknirschungstouren weltweit unternommen 
werden müssen. 

Das in mühsamer, jahrzehntelanger Arbeit 
aufgebaute Prestige Österreichs ist durch 
diese Aktion in Frage gestellt worden; ein Pre­
stige, das durch alle sieben Millionen Öster­
reicher aufgebaut wurde und nicht allein 
durch einen einzigen Bundeskanzler, der sich 
das einredet. 

Das Erfreuliche der letzten Tage ist die Hal­
tung des Bundesheeres, das sich in großer 
Disziplin nicht in die Tagespolitik einge­
mischt, aber klar zu erkennen gegeben hat, 
wie fassungslos es der Aktion des Verteidi­
gungsministers gegenübersteht. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Bei dieser klaren Haltung des Heeres ist es 
erst recht unverständlich, warum sich der 
Verteidigungsminister , bevor er umgeschnallt 
und sich zur Aktion nach Graz begeben hat, 
nicht mit erfahrenen Beamten und Offizieren 
besprochen hat. Wenn ein Minister und wenn 
eine Partei die politische Bedeutung und Wir­
kung eines solchen Schrittes nicht einschät­
zen kann und nicht einsehen will, dann haben 
sie nicht und hatten sie nie die Qualifikation 
für die Übernahme der Verantwortung im 
Staate. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wird vom Bundeskanzler und anderen 
Herren der Bundesregierung so getan, als 
wäre dieser "schwere politische Fehler", wie 
ihn der Herr Bundeskanzler nennt, ein singu­
läres Ereignis oder als wäre der Verteidi­
gungsminister von einem Ministerkollegen 
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sozusagen in die Sache hineingezogen wor­
den. Und dann kommt immer wieder diese 
Bemerkung: Ja mein Gott, man müsse halt 
doch die Jugend des Ministers berücksichti­
gen. 

Ich meine, die Bundesregierung ist ja nicht 
ein Betrieb, bei dem Lehrlinge eingestellt 
werden. Die Lehrzeit sollte doch wohl vorher 
abgedient werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und ich meine auch, die Naivität, von der in 
den letzten Tagen im Zusammenhang mit der 
Aktion Frischenschlager so oft die Rede war, 
und worin diese Naivität tatsächlich liegt, die 
da vorhanden sei, müßte eigentlich ein Kündi­
gungsgrund für einen Bundesminister für 
Landesverteidigung sein. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Der Verteidigungsminister hat von einem 
Dienst gesprochen, den er dem Land mit sei­
nem Verbleiben in der Regierung erwiesen 
habe. Ein Minister hat in erster Linie den 
Interessen unserer Republik zu dienen, nicht 
den Interessen einer Partei und vor allem 
auch nicht dem Interesse der Verlängerung 
des Siechtums einer ohnedies schon kaputten 
Koalition. (Beifall bei der ÖVP.) 

Der beste Dienst, den der Bundesminister 
für Landesverteidigung in der gegenwärtigen 
Lage der Republik erweisen kann, das ist sein 
Rücktritt. Es wäre ein mutiger Schritt. Mut 
steht nicht nur den Soldaten gut an, Mut steht 
auch dem Verteidigungsminister sehr gut an. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Die internationale Öffentlichkeit wird mit 
großem Interesse die nun bald folgende heu­
tige Abstimmung in diesem Hause verfolgen. 
Dies sollten Sie, meine Damen und Herren 
der SPÖ-Fraktion, überdenken. Viele von 
Ihnen wissen es ohnehin sehr genau, welche 
Bedeutung dem zukommt, und ich weiß von 
sehr vielen von Ihnen, daß sie genauso den­
ken wie ich. Ich fordere Sie auf: Lassen Sie 
die Interessen der Republik vor den Parteiin­
teressen gehen! Geben Sie Ihre Stimme dem 
Entschließungsantrag der Österreichischen 
Volkspartei! (Beifall bei der ÖVP.) 14.47 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Cap. Ich erteile es ihm. 

14.47 

Abgeordneter Cap (SPÖ): Ich möchte zual­
lererst meine tiefe Betroffenheit zum Aus­
druck bringen. Ich habe heute Telephonge­
spräche mit Opfern des Nazifaschismus 

geführt. Ich bekomme - wie viele hier -
Briefe und Telegramme. Ich glaube, daß diese 
Diskussion hier in ihrem Stellenwert ganz 
wesentlich die Opfer, die Marzabotto bringen 
mußte, berücksichtigen muß. 

Wir müssen hier an den latenten Antisemi­
tismus denken. Wir müssen an die Jugend 
dieses Landes denken. Eigentlich hätte der 
heutige Tag die Chance gebracht, daß wir auf­
arbeiten, daß wir hier eine Diskussion führen 
über den Nationalsozialismus und seine Auf­
arbeitung in Österreich, über die Wiederein­
gliederung Ehemaliger in Politik, Wirtschaft 
und andere Bereiche. Und eigentlich müßte 
man sich hierhersteIlen und sagen: Die Verar­
beitung dieses Themas, dieses Problems, die­
ses Teils unserer Geschichte ist uns in Wirk­
lichkeit bis heute noch nicht vollständig 
gelungen. 

Reder war ein Symbol und Reder ist ein 
Symbol. Er ist dieses Symbol geworden, weil 
es einen Wettlauf um seine Freilassung gege­
ben hat. 

Herr Minister Frischenschlager! Sie erin­
nern sich, ich war einer derjenigen, der Sie 
auch einmal öffentlich gelobt hat. Das war 
damals, als Sie die Angelobung im KZ Maut­
hausen und im Karl Marx-Hof gemacht 
haben. Ich habe das getan in der Hoffnung, 
daß Sie Signale setzen können für eine libe­
rale Entwicklung innerhalb der FPÖ. 

Ich war schon etwas pessimistischer, als 
Sie über die Anbringung der Tafel in der Uni­
versität Graz Kommentare abgegeben haben. 
Sie wissen: "Die Opfer von 1934 bis 1955" hat 
es plötzlich auf dieser Tafel geheißen. 

Ich will auch bis heute noch nicht glauben, 
daß Sie einer nationalsozialistischen Gesin­
nung nahestehen. Ich habe auch nicht deswe­
gen Ihren Rücktritt gefordert, weil ich glaube, 
daß Sie dieser Gesinnung nahestehen, aber 
Sie habEm einen Schritt, eine Symbolik 
gesetzt, die in Wirklichkeit mit dem Amt eines 
Ministers der Zweiten Republik unvereinbar 
ist. Und ich bleibe daher auch dabei, daß ein 
freiwilliger Rücktritt eine richtige Antwort 
darauf gewesen wäre. 

Ich muß auch hier an dieser Stelle sagen: 
Ich habe mir die Reden sehr genau angehört, 
vor allem die Rede des Vizekanzlers Steger 
und seinen Passus, daß es nichts zu distanzie­
ren gibt, und ich finde, diese Rede war heute 
peinlich und unpassend. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte aber auch auf das allgemeine 
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Diskussionsklima eingehen, auf die Art und 
Weise, wie hier darüber diskutiert wird: mit 
Zwischenrufen, mit Bemerkungen, mit 
Gelächter, und ich schäme mich dafür, weil 
das Beispiel, das hier gegeben wird, vor allem 
gegenüber der Jugend unseres Landes, ein 
denkbar schlechtes Beispiel ist. Wir sollten 
hier versuchen, ein anderes Bild zu entwik­
keIn. 

Aber was mich noch mehr betroffen 
gemacht hat, das waren die Claqueure, das 
waren die öffentlichen Meinungen, die es 
dann noch dazu gegeben hat, das waren die 
Solidarisierungen, die es dann noch gegeben 
hat. Dafür schäme ich mich ganz besonders, 
daß das in der heutigen Zeit möglich war und 
mitgeholfen hat, dieses Bild zu entwickeln. 

Ganz besonders hervorheben möchte ich 
Jörg Haider, der von Ihnen immer gehät­
schelt wurde in den Medien als der "große 
Gegenspieler dieser Koalition" und der sich 
in der jetzigen Situation entpuppt hat als 
einer, der dieser Gesinnung der Ewiggestri­
gen offensichtlich wirklich nahesteht und der 
meiner Auffassung nach eine echte Gefähr­
dung für die weitere demokratische Entwick­
lung darstellt. 

Aber ich möchte hier auch etwas zu der 
Taktik, die die ÖVP eingeschlagen hat, 
einbringen. Wenn der Klubobmann der ÖVP, 
Dr. Mock, im ersten Moment sagte, es handle 
sich um eine politische Show, und dann im 
nächsten Moment plötzlich von der Einberu­
fung einer Sondersitzung sprach, dann hat er 
weder im ersten noch im zweiten Moment die 
politische und moralische Dimension dieses 
symbolischen Schrittes begriffen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Denn was hat er sich anderes erwartet, als 
daß auf ein taktisches Spiel taktisch gegenge­
spielt wird? Was haben Sie sich anderes 
erwartet, als daß es in der heutigen Sondersit­
zung - und bis jetzt bestätigt dies das Ergeb­
nis - auch bei diesem ernsten Thema, das die 
Substanz unserer Demokratie, unserer Par­
teien, unserer Ideologien betrifft, nicht zu 
einer ernsthaften Aufarbeitung kommt, son­
dern daß das in übliches Hickhack, in Klein­
krämerei ausartet und daß es keinen Bei­
trag ... (Abg. S tau d i n ge r: Das ist ja nicht 
wahr!) Sagen Sie das, wenn Sie schon hier 
einen Zwischenruf machen, dem Abgeordne­
ten Gorton zum Beispiel (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ), der hier sitzt, schweigt und die Glaub­
würdigkeit Ihres heutigen Handeins in Wirk­
lichkeit untergraben hat wie einige andere 
auch noch! (Neuerlicher Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Ich möchte Ihnen daher heute folgendes 
vOIwerfen: Sie kennen die Gewissenskon­
flikte, die hier alle haben. Wir haben heute 
eine Klubsitzung gehabt, in der nach der 
Reihe Abgeordnete aufgestanden sind, der 
eine, der Verwandte in den Konzentrationsla­
gern verloren hat, der andere, der selbst ver­
haftet wurde von der Gestapo. Nach der 
Reihe! Und ich finde es unverantwortlich, daß 
Sie hier ein Spiel mit unserem Gewissen ver­
anstalten mit der Frage: Wer wird hier den 
Klubzwang durchbrechen und wer nicht? 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Heftige Zwi­
schenrufe.) 

Wenn ich sage: taktisches Spiel, dann 
möchte ich das auch konkretisieren. (Abg. Dr. 
Tau s: Wie werden Sie abstimmen, Herr 
Abgeordneter? - Abg. Dr. B 1 e n k: Die Arro­
ganz des Außenseiters haben Sie!) Auf der 
einen Seite ist die Regierungsmacht und auf 
der anderen Seite die Opposition. Und auf 
dem Rücken der Emotionen der Antifaschi­
sten, auf dem Rücken der Opfer der Zeit von 
1938 bis 1945 machen Sie das taktische Spiel: 
Wie komme ich wieder in die Regierung hin­
ein? Und das ist widerlich, sage ich Ihnen, 
wirklich widerlich! (Beifall bei SPÖ und FPÖ. 
- Abg. Dr. Tau s: Wie werden Sie abstim­
men, Herr Abgeordneter? - Abg. S tau d i n -
ger: Das ist eine Rabulistik!) 

Die Emotionen, die Sie mit gelegt haben, 
können meiner Auffassung nach doch eines 
zumindest leisten - es hat "Club 2"-Diskus­
sionen gegeben, und es wird jetzt in ganz 
Österreich diskutiert -, nämlich daß wir wie­
der stärker beginnen, dieses Thema aufzuar­
beiten, uns diesem Thema zu stellen. Aber 
das bedeutet eine ehrliche Diskussion und 
auch Kritik gegenüber den eigenen Reihen. 

Ich habe vorhin gesagt, wenn die Entnazifi­
zierung in dem Ausmaß nicht funktioniert 
hat, wie ich das gerne gehabt hätte - als Jun­
ger kann ich das ja nur beurteilen aus den 
Erzählungen der Älteren -: die Wiederein­
gliederung der Ewiggestrigen, und nicht 
immer mit der Bedingung, daß sie ihre Gesin­
nung auch wirklich ablegen, und ich habe 
gesagt: in die gesamte politische Landschaft. 
Und diese Kritik möchte ich hier wirklich 
noch einmal mit Nachdruck einbringen! 

Aber, bitte, ich lasse einen Eindruck nicht 
entstehen, nämlich den Eindruck, daß Sie 
heute die Chance haben zu differenzieren, 
daß es zwei, drei, vier, fünf, sechs, sieben, 
acht oder neun Antifaschisten gibt, und die 
restlichen 80 sind keine Antifaschisten. Ich 
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stelle fest: Hier sitzen Antifaschisten (der 
Redner zeigt auf die SPÖ-Reihen), und sie 
werden sich auch in Zukunft entsprechend 
ihrer Gesinnung verhalten! (Beifall bei SP(j 
und FPÖ. - Abg. Graf: Das ist ja direkt 
lächerlich!) 

Wenn es heute ein Votum, eine Abstim­
mung gibt, dann bedeutet das keine Solida­
risierung mit den Äußerungen von Präsident 
Stix oder Jörg Haider oder Horst Sehender 
oder wie sie alle heißen, dann bedeutet das 
auch keine Solidarisierung mit Frischenschla­
ger, auch nicht mit den Claqueuren (Abg. 
S te in bau er: Aber die Bettwärme der Ko­
alition!), die es hier gegeben hat, sondern 
dann ist das ein Votum gegen dieses taktische 
Spiel, das Sie hier eingeleitet haben, dann ist 
das ein Votum - und das möchte ich hier 
auch aussprechen und noch eindeutig einbrin­
gen - gegen die Verkommenheit der politi­
schen Moral in Österreich, gegen die Verkom­
menheit auch der parteipolitischen Auseinan­
dersetzungen, und zum Teil ist auch mein 
Votum, meine Rede hier gegen den Stil, wie 
hier politische Auseinandersetzungen stattzu­
finden pflegen. (Abg. Graf: Legen Sie Ihr 
Mandat zurück, wenn Sie sich hier nicht 
wohlfühlen!) 

Wenn Sie hier Zwischenreden machen und 
wenn Sie glauben, daß es gut ist, dieses 
Thema für diese Art von Zwischenreden zu 
mißbrauchen (Abg. G ra f: Aber natürlich! 
Ihre Rede provoziert mich dazu! Legen Sie Ihr 
Mandat zurück, Sie Lehrmeister der Demo­
kratie!), so bitte ich Sie, eines in Zukunft zu 
berücksichtigen: Es gibt Themen, wo man 
sich sehr wohl in Rededuellen und Rede­
schlachten und in Klein-klein auseinanderset­
zen kann. Mag sein, daß das eine oder andere 
tagespolitische Thema vielleicht das Salz in 
der Suppe ist; mag sein. Aber bei diesem 
Thema mit dieser Sensibilität möchte ich mit 
aller Vehemenz dagegen auftreten: Das darf 
nicht sein! (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 14.59 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete 
Marsch. Ich erteile es ihm. 

14.59 

Abgeordneter Marsch (SPÖ): Hohes Haus! 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren] Wenn es der ÖVP wirklich so ernst 
wäre, wie sie es heute vorgibt, so müßte sie 
doch die Widersprüchlichkeiten in ihren eige­
nen Reihen aufzeigen und ihnen ein Ende 
bereiten. Das Thema ist zu ernst, als daß man 
hier einfach mit Demagogie und mit Spott 
antworten kann. 

Sehr geehrte Damen und Herren von der 
ÖVPl Sie verurteilen den Mann, der Reder die 
Hand gegeben hat, und sagen, er solle gehen. 
Sie goutieren die Haltung des Stellvertreten­
den Parteiobmanns der ÖVP, der diesem 
Kriegsverbrecher mit Rat und Tat zur Seite 
stehen will. Sie behaupten, wie es der Gene­
ralsekretär der ÖVP tut, der Verteidigungsmi­
nister habe das Bundesheer in die Nähe der 
SS gebracht. Und auf der anderen Seite sagt 
Ihr Kärntner Parteiobmann: Wir haben für 
diesen Herrn Reder einen Arbeitsplatz, eine 
eingerichtete Wohnung, und auch für eine 
Jagdhütte ist gesorgt. - Sehen Sie nicht 
selbst den Widerspruch, den Sie damit lie­
fern? 

Ich gehe jetzt gar nicht so weit zurück; eine 
Reihe von denen, die hier sitzen, können sich 
noch erinnern: Heute werfen Sie das dem 
Herrn Verteidigungsminister vor, was er 
getan hat, was wir - und das ist ausdrücklich 
gesagt worden - als schweren politischen 
Fehler bezeichnen. Aber, meine Damen und 
Herren, so lange ist es nicht her, da waren Sie 
noch stolz, daß man einen Kriegsverbrecher 
- ich denke an den General Windisch, der 
von den Jugoslawen zum Tode verurteilt, 
dann zu zwanzig Jahren Zwangsarbeit begna­
digt und nur wegen seiner schweren Krank­
heit dann vorzeitig entlassen wurde - durch 
den damaligen Landesverteidigungsminister , 
damals war er noch Staatssekretär im Innen­
ministerium, Herrn Graf, eingeholt hat. 

Und ich denke an die Zeilen, die Sie damals 
geschrieben haben: "Zu einer Zeit also" -
wie es da heißt -, "da eine gewisse Presse 
mit Nachdruck von Kriegsverbrechern 
sprach" - der ja Windisch war, bitte! -, 
"holte der heutige Bundesminister für Lan­
desverteidigung" - so heißt es in der Zeitung 
"Der Soldat" aus dem Jahr 1957 - "und der 
damalige Staatssekretär im Innenministe­
rium Ferdinand Graf den eben aus jugoslawi­
scher Gefangenschaft heimgekehrten Sieger 
von Narvik, General Alois Windisch, am 
Grenzbahnhof Rosenbach ab und hieß ihn in 
der Heimat herzlich willkommen." - Da ist 
das Bild dazu. ( Red n erweist es vor.) 

Ich weiß schon, daß auch ein Unterschied 
ist zwischen einem SS-Offizier und einem 
General, aber, meine Damen und Herren, Sie 
waren darauf stolz, als Sie damals einen 
Kriegsverbrecher abgeholt haben, und daran 
müssen Sie, bitte, auch denken! Ich möchte 
nicht gegenseitig Schuld vorrechnen. Aber in 
einer solchen Weise eine Debatte zu führen, 
alles andere zu unterdrücken, was Sie selbst 
in Ihren Widersprüchlichkeiten getan haben 
- damals, heute, in der letzten Zeit -, das ist 
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zuviel, meine Damen und Herren, und damit 
haben Sie diesem Parlament wahrlich keinen 
guten Dienst erwiesen! (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Denn darin - und das hat mein Vorredner 
gesagt -, darin läge wirklich eine Chance, 
das Thema dorthin zu lenken, wo es hinge­
hört. Es wollte der Zufall des zeitlichen 
Zusammenfalles, und damit hat der Herr 
Bundeskanzler begonnen, als er in der Sit­
zung des Jüdischen Weltkongresses die Fest­
stellung und Entschuldigung dort vorgebracht 
hat für das, was geschehen ist. Das hat jenen, 
die so viele Opfer in ihren Reihen gehabt 
haben, genügt, und man hat es damit bewen­
den lassen. 

Ihr Parteiobmann sagte, man solle keine 
Politshow machen. Ihr Parteiobmann sagte, 
man werde das nicht politisch nützen. Und 
was Sie in den letzten Tagen und heute 
gezeigt haben, ist das Gegenteil! 

Meine Damen und Herren! Aber es ist nicht 
nur das eine, was der Herr Bundeskanzler 
getan hat, ich erwähne noch ein zweites Bei­
spiel. Ich glaube, unsere "Kinderfreunde" -
die Familienministerin, Frau Sandner, ist ja 
die Vorsitzende dieser großartigen Organisa­
tion - haben ein Zeichen der Versöhnung 
gesetzt und werden eine soziale Einrichtung 
für Kinder in Marzabotto schaffen. 

Und ich kann Ihnen sagen, weil ich selbst 
Teilnehmer einer Konferenz unserer Ver­
trauensleute in Wiener Neustadt war, daß 
eine Wiener Neustädter Gemeinde eine 
Freundschaft und Partnerschaft mit Marza­
botto beginnen wird und dazu einladen wird 
- angesichts dieser Schrecken, die damals 
geschehen sind, und dieses Verbrechens, das 
damals geschehen ist -, von österreichischer 
Warte her - aber wir waren nicht kriegfüh­
rende Nation, das möchte ich dazusagen! -, 
von österreichischer Seite her ein Zeichen zu 
setzen. 

Sehr geschätzte Damen und Herren! Über­
legen Sie sich auch. eines: Da hat der Herr 
Unterrichts minister , damals der Herr Unter­
richtsminister Sinowatz, in Fortsetzung der 
Herr Unterrichtsminister Moritz, im Zeitge­
schichte-Unterricht Medienkoffer eingeführt 
und andere Einrichtungen, durch die unsere 
Schüler, unsere Jugend die Gefahren aus der 
Vergangenheit erkennen und aus ihnen ler­
nen sollen. Ich schlage Ihnen eines vor - und 
das sage ich besonders an die Salzburger 
Abgeordneten dieses Hauses von der ÖVP­
Seite -: Kommen Sie und gehen Sie zu Ihrem 

Präsidenten des Landesschulrates, dem 
Herrn Landeshauptmann Haslauer, und 
sagen Sie ihm, er möchte auch in den Schulen 
von Salzburg die Möglichkeit dafür geben, 
daß wir unserer heutigen Nachfolgegenera­
tion, den Schülern der Hauptschulen und der 
Mittelschulen, die Gelegenheit geben, aus die­
ser Vergangenheit zu lernen! Das wäre ein 
wahrer Dienst, den Sie damit auch an unserer 
Geschichte tun könnten. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube -
ich möchte das heute nicht unterlassen, weil 
es aus verschiedenen Ecken Europas gekom­
men ist, daß man uns einiges nachgesagt und 
unterstellt hat -, man soll sich in der euro­
päischen Welt in Erinnerung rufen, daß Öster­
reich das erste Opfer des Hitler-Faschismus 
war und seine Selbständigkeit verloren hat, 
und nicht Österreich hat den Krieg geführt, 
wie ich es schon gesagt habe, weil es unseren 
Staat gar nicht gegeben hat. Aber Österreich 
hat jenen Gruppen von Menschen in den letz­
ten drei Jahrzehnten so sehr geholfen, in die 
Freiheit zu gelangen, wie kein anderer Staat 
in Europa! Ich glaube, das muß man heute 
auch feststellen, wenn man dann die Berichte 
aus den ausländischen Zeitungen hört. 

Und ich darf sagen: Die ersten diesbezügli­
chen Berichterstattungen in den ausländi­
schen Zeitungen waren ja Berichte über 
Österreich, über die Ereignisse in Österreich. 
Und aus diesen Berichten wurden dann die 
Kommentare der ausländischen Zeitungen 
gemacht. 

So haben wir in diesen Tagen - auch das 
war eine der Grundlagen unserer Entschei­
dung - sehr aufmerksam auf die Stimmen 
der Bürger in diesem Lande geachtet, in unse­
rer Partei, in Österreich überhaupt. Ebenso 
aufmerksam haben wir Stimmen aus dem 
Ausland registriert, die zu dieser in ihrer 
Essenz österreichischen Frage generell Stel­
lung genommen haben. Herr Kollege Steiner, 
ich glaube, da haben Sie es sich ein bißehen 
zu leicht gemacht, denn es ist auch eine Tatsa­
che, daß zum Beispiel heute im Europarat 
drei der Unterzeichner bereits ihre Unter­
schrift zurückgezogen haben, nachdem sie 
informiert wurden, wie es wirklich ist. 

Aber ich möchte sagen: So wie wir bereit 
sind, uns mit der öffentlichen Meinung unse­
res Landes auseinanderzusetzen, so sind wir 
auch bereit, uns mit der internationalen 
öffentlichen Meit;mng auseinanderzusetzen, 
mit allen jenen, die in diesen Tagen ernste 
Besorgnis geäußert haben. Dies allerdings 
nur dann, wenn sich in eine solche Kritik 
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nicht Töne einschleichen, wie wir sie etwa 
heute in der ansonsten so ausgewogen berich­
tenden Pariser Tageszeitung "Le Monde" 
lesen mußten. Wenn nämlich diese Zeitung in 
ihrem Leitartikel behauptet, daß ,,Antisemi­
tismus und Pangermanismus" - ich zitiere 
jetzt -, "wie man weiß, nach wie vor Teile 
der österreichischen Geisteshaltung" seien, 
dann müssen wir eine solche globale 
Beschimpfung zurückweisen! (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) 

Mit Kritik, besonders von Freunden, wer­
den wir uns auseinandersetzen. Beschimpfun­
gen dagegen weisen wir mit Empörung 
zurück! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
komme zum Schluß. Jawohl: Wir werden man­
ches zur Wiedergutmachung zu tun haben, 
und das wird auch geschehen, so wie es der 
Herr Bundeskanzler bereits getan hat. 

Aber Ihre Haltung heute, meine Damen 
und Herren, trägt wenig dazu bei. 

Und lassen Sie sich auch das sagen: Es 
wäre dem Ernst der Stunde und der Situation 
und dem Ansehen Österreichs mehr genützt, 
wenn Sie sich hier anders verhalten hätten! 
(Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 15.11 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Neisser. Ich erteile es ihm. 

15.11 

Abgeordneter Dr. Neisser (ÖVP): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Diese heu­
tige Diskussion berührt mich in vielen persön­
lichen Auffassungen, sodaß ich um Ihr Ver­
ständnis dafür bitte, daß ich, entgegen einer 
parlamentarischen Übung, meinen Diskus­
sionsbeitrag mit einigen ganz persönlichen 
Bemerkungen beginne.· 

Meine Damen und Herren! Ich gehöre einer 
Generation an, für die der Zweite Weltkrieg 
ein Teil ihres Kindheitserlebnisses war. Mir 
hat e,s ein gütiges Geschick erspart, selbst 
Opfer des damaligen Systems zu sein, und 
auch meiner Familie blieb das erspart. Für 
mich ist die Zeit 1938 bis 1945 ein Teil der 
Geschichte, allerdings nicht einer Geschichte, 
die ich bloß als Faktum zur Kenntnis nehme, 
sondern die auch ich, glaube ich, aufzuarbei­
ten habe. Und damit trennt mich in einem 
ganz wesentlichen Punkt meine politische 
Auffassung von der des Herrn Vizekanzlers 
Dr. Steger, der heute gemeint hat, die Aufar-

beitung dieser Probleme sei Sache der davon 
Betroffenen. 

Herr Dr. Steger: Keineswegs! Die Aufarbei­
tung der Geschichte - sie wurde heute mehr­
fach gefordert - ist ein Anliegen für uns alle, 
auch für die jüngeren Generationen, in beson­
derer Weise für diejenigen, die politische Ver­
antwortung in diesem Staat tragen. 

Ich möchte auch hier in aller Deutlichkeit 
sagen: Diese Aufarbeitung der Geschichte 
kann für mich nicht nur darin bestehen, 
geschichtliche Vorgänge unter einem Recht­
fertigungszwang zu erklären und zur Kennt­
nis zu nehmen, sondern das bedeutet eine 
höchstpersönliche Beurteilung der Geschichte 
unter Zugrundelegung eines bestimmten 
Unrechtsbewußtseins. 

Es ist für mich persönlich keine Frage, daß 
diese Aufgabe der Aufarbeitung der 
Geschichte eine aktuelle Herausforderung für 
uns alle ist, und die Diskussion um das heu­
tige Thema beweist es nicht zuletzt. 

Meine Damen und Herren! Ich halte nichts 
von einem Revanchismus, der nicht in der 
Lage ist zu verzeihen. Und ich habe vor jedem' 
Respekt, am meisten vor denjenigen, die die 
Opfer dieses Regimes waren, die in der Lage 
sind zu einem Akt echter menschlicher Ver­
zeihung. Ich habe Respekt auch vor denjeni­
gen, die damals in diesem Regime verblendet 
waren und sich engagiert haben und die nach­
her klüger geworden sind. Ich habe Respekt 
vor ihnen. Sie sitzen in allen drei Parteien. 
Das soll man auch einmal ganz offen sagen. 

Wofür ich kein Verständnis habe, meine 
Damen und Herren, sind die Ewiggestrigen, 
die hie und da immer wieder zum Vorschein 
kommen. Und mein Verständnis reduziert 
sich völlig auf Null, wenn man phasenweise 
den Eindruck hat, daß diese Ewiggestrigen 
nicht nur in den hinteren Wäldern sitzen, son­
dern unter Umständen sogar auch in politi­
schen Gremien tätig und sichtbar werden. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, daß das Anliegen der Humani­
tät auch im Fall Reder ein selbstverständli­
ches Anliegen ist. Die Freilassung Walter 
Reders war ein humanitärer Akt, für den sich 
viele eingesetzt haben. Der Empfang durch 
den Verteidigungsminister hat mit Humanität 
nichts zu tun. Wobei ich Ihnen gleich sagen 
möchte, meine Damen und Herren, daß es mir 
egal ist, ob das "Empfang", "Übernahme", 
"Eskorte" heißt. Die Tatsache, daß ein öster­
reichischer Verteidigungsminister Walter 
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Reder begleitet hat, in Obhut genommen hat, 
ist für mich allein schon Symptom einer 
Instinktlosigkeit sondergleichen! (Beifall bei 
derÖVP.) 

Ich möchte noch etwas sagen. Die heutige 
Diskussion ist für mich eine höchstpersönli­
che Frage, und es spielt für mich keine Rolle, 
ob mein Standpunkt durch Meinungsumfra­
gen zu legitimieren ist oder nicht. Selbst 
wenn ich wüßte, daß ein Großteil der österrei­
chischen Öffentlichkeit nicht meiner Meinung 
ist, müßte ich diese Diskussion heute in der 
Form, wie ich es nun tun will, führen. 

Meine Damen und Herren! Der Verteidi­
gungsminister dieser Republik ist für mich 
als Verteidigungsminister untragbar. Untrag­
bar schon allein deshalb, weil er in einem 
Fall, der, wenn man genügend Instinkt gehabt 
hätte, problemlos über die Bühne gegangen 
wäre, bewiesen hat, daß er instinktlos ist. Und 
das Urteil hat eigentlich, Herr Verteidigungs­
minister , Ihr Parteiobmann gesprochen, als er 
in einer seiner ersten Reaktionen gesagt hat, 
es handle sich um einen Einschätzungsfehler. 

Meine Damen und Herren in diesem Haus! 
Sind Sie sich bewußt, was es heißt, einen Ver­
teidigungsminister zu haben, der permanent 
Gefahr läuft, Einschätzungsfehlern zu unter­
liegen? -

Herr Verteidigungsminister! Ihnen hat die­
ses Land, diese Verfassung eine sehr qualifi­
zierte Aufgabe übertragen. Sie sind nicht nur 
für die nationale Sicherheit verantwortlich, 
sondern Ihr Verhalten ist auch entscheidend 
dafür und wird maßgeblich danach beurteilt, 
wie Sie dieses Land im Ausland repräsentie­
ren. 

Ich möchte hier ganz deutlich sagen: Ich 
gehöre nicht zu den Politikern, die sich vom 
Ausland vorschreiben lassen, wie sie das 
Ansehen ihres Landes zu vertreten haben. 
Aber es ist für mich als Parlamentarier und 
Politiker eine selbstverständliche Pflicht, daß 
es mir nicht egal sein kann, welches Ansehen 
dieses neutrale Österreich in der internatio­
nalen Gemeinschaft hat! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Herr Verteidigungsminister! Das ändert 
nichts an Ihrer persönlichen Intellektualität, 
das ändert nichts an Ihrem zeitweise redli­
chen Bemühen, für eine sinnvolle Wehrpolitik 
einzutreten. Es ist eine Frage Ihrer persönli­
chen Eignung. Und ein Mann, der, wie ich 
glaube, zuwenig Augenmaß hat, dem es an 
dem erforderlichen politischen Instinkt fehlt, 

der soll seine politische Position in vielen 
anderen Bereichen haben, aber er soll nicht 
Verteidigungsminister dieser Republik sein. 
In dieser Funktion kann er nämlich eines 
Tages vor die Aufgabe gestellt werden, binnen 
zwei Stunden, so wie Sie es im Falle Reder 
tun mußten, zu entscheiden, ob dieses Land 
verteidigt werden soll oder nicht. 

Ich möchte das nicht - wir tun damit der 
Sicherheit dieses Landes keinen guten Dienst 
- in dem Bewußtsein tun, daß ein Mann an 
der Spitze steht, der offensichtlich dieser sei­
ner möglichen Aufgabe nicht gewachsen ist. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Das ist ganz zentral 
natürlich auch eine Frage, die an Sie zu rich~ 
ten ist: Ist Ihnen bewußt, daß der Verteidi­
gungsminister offensichtlich nicht in der Lage 
ist, derartige sensible Situationen von sich 
aus zu bewältigen? 

Sie haben einmal gesagt, als Sie auf sein 
Verhalten angesprochen wurden: Es war eine 
autonome Entscheidung des Verteidigungsmi­
nisters, über die ich. vorher nicht informiert 
war. 

Ja Herr Bundeskanzler, das ist ja geradezu 
ein Armutszeugnis in Ihrer Funktion als 
Regierungschef. In dieser wesentlichen Frage 
sind Sie offensichtlich nicht nur von einem, 
sondern sogar von zwei Ressortministern, 
vom Verteidigungsminister und vom Außen­
minister , nicht informiert worden. Das müßte 
Sie doch nachdenklich stimmen. 

Und, meine Damen und Herren, was an die­
sem Falle so nachdenklich stimmt, ja gera­
dezu erschütternd ist, Herr Verteidigungsmi­
nister: In jedem anderen Land mit der Form 
einer westlichen Demokratie wäre es wahr­
scheinlich eine Usance, daß der Verteidi­
gungsminister von sich aus geht. Das ist ein 
Zeichen einer politischen Kultur. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Es ist ja nicht nur Ihr Fehlverhalten im 
Falle Reder selbst gewesen, sondern ich war 
ein bißchen erschüttert, als ich Ihre ersten 
Rechtfertigungsversuche danach gehört habe, 
als Sie gesagt haben, Sie seien nicht als 
Regierungsmitglied dort gewesen, und das 
Bundesheer sei nur aus technischen Gründen 
eingeschaltet worden. 

Ja Herr Verteidigungsminister , was bedeu­
tet das? Bedeutet das, daß ein FPÖ-Politiker 
das Bundesheer sozusagen aus technischen 
Gründen mitnimmt? Das läßt sich nicht tren-
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nen, bitte! Sie sind als Verteidigungsminister 
dieser Republik dort gewesen und haben das 
Bundesheer für diesen Fall benützt! Das ist 
völlig klar. 

Und Herr Bundeskanzler, ich würde Ihnen 
raten, daß Sie manches in dem Bericht, den 
Sie heute dem Parlament vorgetragen haben, 
noch einmal kritisch nachprüfen lassen. Viel­
leicht würden Sie draufkommen, daß das Mit­
tagessen in der Martinek-Kaserne nicht eine 
Versorgung in der Heeressanitätsstation war, 
sondern ein gepflegtes, organisiertes Mahl in 
der Bibliothek. Das ist eine Kleinigkeit, aber 
eine kleine Facette, die dafür spricht, wie man 
versucht, jetzt in diesem Bericht die Dinge 
herunterzuspielen. 

Meine Damen und Herren! Dieser Vorfall 
um Walter Reder ist aber nicht nur ein Fall 
Frischenschlager , sondern er ist - und das 
möchte ich hier am Schluß dieser Debatte 
noch einmal mit aller Deutlichkeit sagen -
ein Fall der Freiheitlichen Partei Österreichs. 

Wenn man glauben konnte, daß hier viel­
leicht manche Mißverständnisse aufgeklärt 
werden, so ist es geradezu erschütternd, am 
Schluß dieser Debatte feststellen zu müssen, 
daß der Hauptredner der Freiheitlichen Par­
tei heute in dieser Diskussion den Satz gesagt 
hat: Wir Freiheitlichen brauchen uns von 
nichts distanzieren. 

Herr Dr. Steger! Ist das wirklich Ihre ein­
zige Erkenntnis? Verzeihen Sie, ich bin es 
leid, mich mit Ihren Reden auseinanderzuset­
zen. (Abg. Dr. S te ger: Sie zitieren es ohne­
hin falsch!) Das habe ich mitgeschrieben! Seit­
dem Sie in der Regierung sind, ist das Wort 
"Mißverständnis" geradezu zum inflationären 
Gebrauch geworden. Es gibt nur mehr Miß­
verständnisse! (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Der geistige und politische Gehalt Ihrer 
heutigen Ausführungen spricht für sich 
selbst, ich will mich damit nicht auseinander­
setzen. 

Nur, Herr Abgeordneter Dr. Steger, eine 
Bitte darf ich an Sie richten: Wenn Sie noch 
jemals von diesem Pult reden, verwenden Sie 
nicht das Wort "Glaubwürdigkeit", auch nicht 
in dem Zusammenhang, daß Sie jemandem 
anderen den Mangel an Glaubwürdigkeit vor­
werfen. Denn wenn jemand die Tatsache, daß 
er heute von diesem Pult reden darf, nur dem 
Umstand verdankt, daß er ein schriftlich dem 
Wähler gegebenes Versprechen, sein Mandat 
zurückzulegen, nicht eingehalten hat, dann 
soll er über alles reden, von mir aus auch über 

die Glaubwürdigkeit, aber nicht von diesem 
Pult aus, Herr Vizekanzler! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Was mich persönlich mehr als unangenehm 
berührt, meine Damen und Herren, ist nicht 
das Verhalten einzelner FPÖ-Politiker, jetzt 
getrennt gesehen, sondern die Art und Weise, 
wie die Solidarisierung mit dem Verhalten 
des Verteidigungsministers erfolgte. Partei­
freunde bescheinigen ihm Mut, weil er Reder 
höchstpersönlich eingeholt hat. Die FPÖ Salz­
burg unterstützt ihn - nicht einfach, voll und 
ganz. Der sozialistische Landesparteiobma:nn 
Radlegger hat dafür den Begriff "Skandal" 
verwendet. Der Kärntner FPÖ-Landespar­
teiobmann - auch das wurde heute schon 
gesagt - bezeichnet die Haltung Frischen­
schlagers als vorbildlich. Frischenschlager 
habe einen Soldaten empfangen, der im Krieg 
für sein Vaterland Dienste geleistet hat. 

Meine Damen und Herren! Was mich nach­
denklich stimmt, ist diese Emphase, diese 
Euphorie, mit der diese Unterstützung erfolgt 
ist. Es ist nicht ein einfacher Versuch, sich 
mit jemandem politisch zu solidarisieren, 
damit er nicht allein dasteht. Dafür habe ich 
aus dem Gesichtspunkt und der Perspektive 
der Parteisolidarität sogar, sage ich Ihnen, 
ein gewisses Verständnis. Aber nicht für diese 
innere Anteilnahme, mit der diese Billigung 
erfolgt! (Beifall bei der ÖVP.) -

Nun kann man also hier sagen: Das sind 
Stellungnahmen von Parteiorganisationen, in 
diesen Parteiorganisationen sitzen halt noch 
die Ewiggestrigen, der Reinigungsprozeß hat 
nicht so weit durchgeschlagen. Das ist primär 
die Sache der Freiheitlichen Partei Öster­
reichs. 

Nicht mehr die Sache der Freiheitlichen 
Partei Österreichs ist es, meine Damen und 
Herren, wenn Repräsentanten dieser Repu­
blik in einer Art und Weise dazu Stellung neh­
men, die ich nicht mehr billigen kann. 

Mir ist es einfach nicht egal, wenn es in die­
ser Regierung einen Justizminister gibt, der 
in schon charakteristischer juristischer 
Leichtfertigkeit die Sache löst, indem er sagt, 
das Landesverteidigungsministerium war 
zuständig, der hin und wieder durch seine -
wie mir scheint - krausen Ideen die Pro­
grammdiskussion der FPÖ überhaupt völlig 
auf die Spitze treibt. 

Und mir ist es auch nicht egal, wie Sie sich, 
Herr Präsident Stix - das muß ich sagen, bei 
aller persönlichen Wertschätzung, die ich 

78. Sitzung NR XVI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 44

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVI. GP - 78. Sitzung - L Feber 1985 6999 

Dr. Neisser 

immer für Sie gehabt habe -, in diesem Fall 
verhalten haben. Sie sind für mich persönlich 
nicht Chef der Tiroler FPÖ, sondern Präsi­
dent des österreichischen Nationalrates. Sie 
repräsentieren dieses Parlament. Ich bin 
davon nur ein HundertdreiundachtzigsteI, 
aber ich bin nicht mehr und nicht weniger 
wert als die anderen 182, die hier in diesem 
Saal sitzen. 

Herr Präsident! Ich habe Anspruch darauf, 
daß dieses Parlament durch Sie in einer Art 
und Weise repräsentiert wird, wie ich es gei­
stig billigen kann. Und ich hätte mir von 
Ihnen in dieser Sache - ich möchte das als 
Wunsch für die Zukunft sehr deutlich sagen 
- viel mehr Augenmaß und Verantwortungs­
bewußtsein für Ihre Staatsfunktion 
gewünscht. (Beifall bei der ÖVP.) 

"Wir Freiheitlichen haben uns von nichts zu 
distanzieren". - Herr Dr. Steger, Sie haben 
heute wieder das große. Plädoyer der Libera­
len in Österreich gehalten. Ich habe das schon 
zweimal in diesem Haus gesagt und ich sage 
es wieder: Ich bedaure es, daß es in Österreich 
einen echten Liberalismus nicht gibt. Die poli­
tische Landschaft brauchte ihn, das gebe ich 
Ihnen zu. Aber verzeihen Sie: Sie sind für 
mich nicht der Repräsentant! 

Und daß Sie das selbst erkennen, bitte, das 
beweist Ihnen Ihr Parteifreund Frischen­
schlager . Ich darf Ihnen aus einer Publikation 
von ihm einen Satz vorlesen. Frischenschla­
ger und Reiter haben im vergangenen Jahr 
ein Buch publiziert "Liberalismus in Europa" . 
Und da kommt beim Kapitel "Die Zukunft der 
liberalen Parteien" der Satz vor: 

"Um sich der Zukunftschancen liberaler 
Parteien bewußt zu werden, kann in Anbe-

. tracht des offenkundigen transnationalen 
Liberalismusbedarfes die Unterstellung 
gewagt werden,· daß überall dort, wo eine libe­
rale Partei in ihrer Existenz bedroht ist, eige­
nes Verschulden der jeweiligen Führungs­
kräfte vorliegen dürfte." 

Das ist eine bemerkenswerte Selbster­
kenntnis und offensichtlich eine Prophetie 
über Ihre eigene weitere zukünftige Entwick­
lung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber 
die heutige Debatte nicht vorübergehen las­
sen, ohne mich mit dem mehrfach gehörten 
Argument auseinanderzusetzen, Sie können 
unserem Antrag nicht. zustimmen, denn das 
Ganze sei ein taktisches Manöver der ÖVP. 

Nun, daß es nur so taktisch ist, das glaube 
ich Ihnen einfach nicht. Ich glaube es Ihnen 
nicht, Herr Dr. Schranz, daß Sie das aus takti­
schen Gründen heute ablehnen müssen. Das 
muß ja für. Sie eine Gewissensfrage sein! Sie 
waren ja einer der ersten in Ihrer Partei, der 
sofort reagiert hat und gesagt hat: Das ist 
keine humanitäre Vorgangsweise des Mini­
sters, sondern das ist eine provokante politi­
sche Demonstration! 

Die Frau Abgeordnete Offenbeck war 
sprachlos. Mir tut es leid, daß sie heute nicht 
da ist; ich würde von ihr annehmen, daß sie 
unserem Antrag zustimmen würde - wenn 
sie nicht stimmlos wäre dadurch, daß sie nicht 
da ist. 

Meine Damen und Herren! Ich will nicht die 
anderen Repräsentanten der Sozialistischen 
Partei zitieren, den Wiener Bürgermeister, 
der das als Politshow qualifiziert hat. 

Herr Bundeskanzler! Sie sollten auch ein 
bißehen mehr nachdenken über das, was Ihr 
Finanzminister in einem Zeitungsinterview 
gesagt hat und was Sie nachdenklich stim­
men sollte, als er gemeint hat, die Reaktionen 
der internationalen Finanzwelt seien deshalb 
bedenklich, weil wir dort bisher einen erst­
klassigen Ruf hatten. Und er würde den Kol­
legen Frischenschlager einladen, sich einmal 
die wirtschafts- und sozialpolitischen Auswir­
kungen seiner Aktion gründlich zu überlegen. 

Ich möchte aber hier noch einmal alle jene 
Abgeordneten aufrufen und an sie persönlich 
appellieren, die in einer unmißverständlichen 
Weise erklärt haben, daß das Verhalten Fri­
schenschlagers untragbar ist. 

Herr Abgeordneter Nowotny! In der ,,Arbei­
ter-Zeitung" war ein Leserbrief von Ihnen zu 
lesen, in dem Sie gemeint haben, Sie schämen 
sich für einen Verteidigungsminister , der 
durch sein Verhalten im Fall Reder dem 
Ansehen der Republik Österreich und auch 
dem der Bundesrepublik schwersten Schaden 
zugefügt hat. 

Das ist unsere Argumentation, Herr Profes­
sor Nowotny! Und es wäre eigentlich, wenn 
Sie Ihr Abstimmungsverhalten mit Ihrer 
Überzeugung übereinstimmen, selbstver­
ständlich, daß Sie heute mit uns mitstimmen. 

Auch der Ing. Nedwed hat in einer ersten 
Reaktion gesagt, das Ganze sei ein negativer 
Beitrag zum bevorstehenden 40. Jahrestag 
der Befreiung Österreichs von der Nazi-Herr­
schaft. (Zwischenruf bei der SPÖ.) Und er hat 
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gleich gesagt, daß die Proteste aller demokra­
tischen Kräfte, Herr Collega, aus welcher Par­
teirichtung immer sie kommen, eine ~rnste 
Warnung an Frischenschlager sein sollten. 

Und in unserer Runde sitzt der Abgeord­
nete Guggenberger, der wortwörtlich gesagt 
hat: Im Moment kann ich mir schwer vorstel­
len, für Frischenschlager zu stimmen, aber es 
gibt Zwänge. Wenn ich für ihn stimme, weiß· 
man, daß ich mich dem Druck gebeugt habe. 

Meine Damen und Herren! Das kann ja für 
Sie keine Situation sein, die Sie zur Kenntnis 
nehmen! (Zwischenruf bei der SPÖ.) 

Herr Kollege Cap! Ich muß mich heute doch 
ein bißehen auch mit Ihrer Rede auseinander­
setzen. Sie waren auch einer der ersten, die 
sofort protestiert und gesagt haben, die von 
Frischenschlager zur Schau gestellte Gesin­
nung ist mit dem Amt eines Ministers nicht 
vereinbar. Ich verstehe schon, daß es Ihnen 
offensichtlich nicht über die Leber laufen 
kann, daß Sie einem Antrag der Österreichi­
schen Volkspartei Ihre Zustimmung geben. 
Nur: Daß Sie heute aufstehen und nein dazu 
sagen, das ist keine Antwort, Herr Abgeord-
neter Cap! . 

Ich möchte Ihnen ganz deutlich etwas 
sagen: Ihre heutige Rede war eines der ent­
täuschendsten Dinge, die ich in diesem Haus 
von Ihnen jemals erlebt habe. (Zustimmung 
bei der ÖVP.) 

Sie werfen uns ein taktisches Spiel vor. 
Ihre Rede heute war gen au das klassische 
Beispiel eines taktischen Spiels! Wenn 
jemand in der eigenen Partei sich nicht 
durchsetzt, mit seinem eigenen Gewissen 
nicht fertig wird, muß er den politischen Geg­
ner angreifen und ihm alles mögliche unter­
stellen. Das ist politische Taktik, Herr Kollege 
Cap! (Zwischenruf.) 

Ich bitte Sie, in Zukunft einmal in einer 
Rede eine gewisse Aufklärung über Ihre letz­
ten Sätze zu geben, die Sie heute in diesem 
Haus gesagt haben. Der letzte Satz war: Das 
darf nicht sein! - Herr Abgeordneter Cap: 
Was darf nicht sein? Es darf nicht sein, daß 
die Opposition in diesem Haus einen Miß­
trauensantrag stellt? (Abg. Dr. Z i t tm a y r : 
Genau!) Es darf nicht sein, daß die Opposition 
in diesem Haus eine Diskussion verlangt, die 
wir nicht nur Österreich, sondern auch der 
internationalen Welt schuldig sind? Herr 
Abgeordneter Cap, Sie haben schon aufzuklä­
ren, mit welchem Parlamentsverständnis Sie 

in diesem Haus sitzen! (Lebhafter Beifall bei 
der ÖVP.) 

Wie Sie Ihren 62 000 Vorzugsstimmen Ihr 
Verhalten hier im Haus erklären, das ist Ihre 
Sache. Aber ich möchte Sie schon bitten, in 
Zukunft in Ihren Äußerungen, die ja manch­
mal an Präzision nichts zu wünschen übrig­
lassen, auch dann deutlich zu werden, wenn 
es um eine Grundposition des parlamentari­
schen Systems und der Funktion dieses Parla­
ments hier geht. 

Ihre Beteuerung, daß in Ihrer Partei 90 
Antifaschisten sitzen: Ich will sie zur Kennt­
nis nehmen. Ich hoffe, daß in diesem Haus 
nur Antifaschisten sitzen! Das ist meine Hoff­
nung. 

Aber das sind alles verbale Ausflüchte, 
Herr Kollege Cap. Wenn Sie wirklich Mut hät­
ten - allerdings nicht den, den Ihnen Ihr 
Klubobmann verordnet hat, indem er gesagt 
hat, Mut zu haben heißt, sich der einheitli­
chen Linie zu unterwerfen -, so würden Sie 
heute mit uns stimmen, und wir werden uns 
Ihr Abstimmungsverhalten genau anschauen. 

Und es muß doch eine persönliche Frage für 
die Frau Kollegin Ederer, für den Kollegen 
Konecny, für Sie, Herr Cap, und wie Sie alle 
hier heißen, sein, hier heute einfach der Par­
teiräson zu folgen und mitzutun. Sie hätten 
hier die Chance - und ich sage Ihnen, ich 
habe es am Anfang deshalb gesagt: Es ist für 
mich ein Problem und eine Diskussion, die 
mich persönlich ganz berührt! -, auch einmal 
zu zeigen, daß Parlamentarismus mehr ist als 
ein Verhalten nach vorgegebenen politischen 
Zwängen und Regeln! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Peinlichkeit 
Ihrer Situation wird Ihnen nicht erspart blei­
ben. Herr Klubobmann Wille, Sie haben ver­
sucht, die Leute zu beruhigen, Sie haben ver­
sucht, sie auf eine bestimmte Linie zu brin­
gen. Die Koalition ist gerettet - das ist Ihr 
momentanes Hosianna -, wobei ich mich bei 
Ihrer Argumentation in manchem gefragt 
habe: Kann das wirklich Ihr Standpunkt sein? 
Sie waren insofern offen, als Sie als einer der 
wenigen in der Partei gesagt haben: Wir muß­
ten das machen, weil wir die Koalition erhal­
ten haben wollen! - Als man Sie gefragt hat, 
warum der Minister Lacina zurücktreten 
wollte, haben Sie im Pressedienst Ihrer Partei 
erklärt, Sie verstünden seine Haltung nicht, 
weil man doch koalitionsfähig sein müsse. Ja 
wenn das, Herr Klubobmann Wille, die ober­
ste Maxime Ihres politischen Verhaltens ist, 
dann wird vieles anders ausschauen! Unsere 
ist es nicht. (Beifall bei der ÖVP.) 
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Ich habe auch Ihren Satz nicht verstanden, 
daß nicht diejenigen die größten Helden sind, 
die mit ihrer eigenen Meinung Politik 
machen, sondern es gehört auch Mut dazu, 
sich einzuordnen. Herr Klubobmann Wille! 
Ich bin hier völlig gegenteiliger Auffassung. 
Vielleicht gehört auch Mut zum Einordnen, 
das mag schon sein, es hängt immer von der 
Brutalität des Zugriffs einer Partei ab, aber es 
gehört sicher mehr Mut dazu, eine indivi­
duelle persönliche Meinung in einer Partei zu 
vertreten und durchzusetzen. 

Ich verstehe auch viele andere Stimmen 
aus dem Kreis Ihrer Partei nicht. Ich habe 
gestern gelesen, daß der Landeshauptmann 
Wagner etwa gemeint hat, es kann doch nicht 
so sein, daß ein SS-Sturmbannführer die 
Regierung im 40. Jahr der Zweiten Republik 
nach Hause schickt, damit würden wir uns in 
der ganzen Welt lächerlich machen. - Der 
Landeshauptmann Wagner hat hier ein bissei 
überzogen. Es war ja eigentlich nicht die 
Rede davon, daß die ganze Regierung nach 
Haus geschickt wird (Abg. Graf: Aber das 
wäre nicht schlecht!), sondern es ging im 
wesentlichen darum, daß der Herr Verteidi­
gungsminister dieser Republik sein Amt 
zurücklegt. (Abg. G ra f: Alle! Alle zurück! 
Neuwahlen!) Und ich frage mich wirklich: 
Machen wir uns hier vor der Welt lächerlich? 
Ist es nicht viel gefährlicher, daß durch Ihr 
Beharren, durch Ihre Borniertheit unser 
Ansehen in der internationalen Gemeinschaft 
noch viel mehr gefährdet wird? (Beifall bei 
der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ. -
Abg. Ben ya: Borniertheit? Borniertheit? -
Zwischenruf des Abg. Dr. Sc h ra n z.) Herr 
Präsident Benya! Das 40. Jahr der Zweiten 
Republik hätte sich einen anderen Anfang 
verdient, als es durch Ihr Verhalten signali­
siert wird! (Beifall bei· der ÖVP. - Abg. 
Dr. Sc h ra n z: "Borniertheit" zurückneh­
men! - Abg. Ben ya : "Borniertheit" haben 
Sie gesagt!) Herr Präsident, ich möchte das 
zur Klarstellung sagen: Ich habe den Begriff 
der Borniertheit nicht in jenem Sinn verwen­
det, daß ich Ihnen ein persönlich verwerfli­
ches Verhalten unterstellt habe (Zwischenruf 
des Abg. Dr. G rad e ne g ger), sondern Bor­
niertheit nur, weil Sie sich unseren Argumen­
ten nicht aufgeschlossen gezeigt haben. (Zwi­
schenrufe.) Bitte um Entschuldigung, wenn 
das in einem anderen Sinn verstanden wurde, 
Herr Zentralsekretär. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Bundeskanzler! Ich stelle mir über­
haupt die Frage, wie Sie noch weiterregieren 
werden. Angeblich haben sechs Minister ihr 
Amt zurücklegen wollen. Was wird das für 
eine Regierungsatmosphäre sein, wenn Sie 

jetzt eine Mannschaft betreuen müssen, bei 
der offensichtlich der Großteil eigentlich gar 
nicht mehr drinnen sein will? (Zwischenruf 
bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Machen Sie es 
sich in dieser Situation nicht so einfach zu 
sagen, der heutige Mißtrauensantrag sei ein 
Gag der Opposition. (Rufe bei der SPÖ: Nein?) 
Seien Sie froh, daß dieses Parlament und 
diese Opposition es ermöglicht, eine Diskus­
sion vor den Augen der Öffentlichkeit zu füh­
ren, die geführt werden muß, weil dieser Fall 
Frischenschlager nicht mit einer Einigung 
und einer Erklärung innerhalb der Regierung 
erledigt werden kann. Das sind wir auch 
unserem Ansehen im Ausland schuldig. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Mag sein, daß 
dieses heutige Ereignis die Götterdämmerung 
der rot-blauen Koalition ist. (Abg. G r a f: 
Keine Götter in der Koalition, aber sonst 
stimmt es!) Mag sein, Herr Bundeskanzler, 
daß damit auch untrennbar Ihr persönliches 
Schicksal verbunden ist. Vielleicht ist die 
Dauer dieser Koalitionsregierung nur mehr 
kurz. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Die Folgen 
Ihres Verhaltens werden wir allerdings noch 
lange zu spüren bekommen. (Anhaltender 
Beifall bei der ÖVP.j 15.39 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Kohlmaier und Genossen 
betreffend Versagen des Vertrauens gegen­
über dem Bundesminister für Landesverteidi­
gung gemäß Artikel 74 Abs.1 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes. ' 

Zu einem solchen Beschluß des Nationalra­
tes ist gemäß § 82 Abs. 2 Z 4 der Geschäftsord­
nung die Anwesenheit der Hälfte der Abge­
ordneten erforderlich. Ich stelle daher die 
Anwesenheit dieser verfassungsmäßig vorge­
sehenen Anzahl der Abgeordneten fest. 

Es ist namentliche Abstimmung verlangt 
worden. Da dieses Verlangen von 25 Abgeord­
neten gestellt wurde, ist die namentliche 
Abstimmung durchzuführen. 

Die Stimmzettel, die zu benützen sind, tra­
gen den Namen des Abgeordneten und die 
Bezeichnung "Ja" beziehungsweise "Nein". 

Gemäß der Geschäftsordnung werden die 
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Abgeordneten namentlich zur Hinterlegung 
des Stimmzettels in der bereitgestellten Urne 
aufgerufen. 

Zwischendurch gebe ich noch bekannt: 
Gemäß § 49 Abs. 2 teile ich mit, daß Herr 
Abgeordneter Grabher-Meyer auf der Fahrt 
hierher nicht rechtzeitig im Hause eintreffen 
dürfte. Er wird daher beim Namensaufruf 
nicht anwesend sein. 

Ich ersuche jene Abgeordneten, die für den 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Kohlmaier und Genossen betreffend Versa­
gen des Vertrauens gegenüber dem Bundes­
minister für Landesverteidigung stimmen, 
,,Ja"-Stimmzettel, jene, die dagegen stimmen, 
"Nein"-Stimmzettel in die Urne zu werfen. 

Ich bitte nunmehr den Herrn Schriftführer, 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, mit dem 
Namensaufruf zu beginnen. Der Herr Abge­
ordnete Dkfm. Dr. Keimel wird ihn später 
dabei ablösen. - (Über Namensaufruf durch 
die Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Lei t n er 
und Dr. K e i me 1 legen die Abgeordneten 
die Stimmzettel in die Urne.) 

Die Stimmenabgabe ist beendet. 

Die hiefür bestimmten Bediensteten des 
Hauses werden nunmehr unter Aufsicht der 
Schriftführer die Stimmenzählung vorneh­
men. 

Die Sitzung wird zu diesem Zweck für 
eInIge Minuten unterbrochen. (Die Beamten 
nehmen die Stimmenzählung vor.) 

Ich nehme die unterbrochene Sitzung wie­
der auf und gebe das Abstimmungsergebnis 
bekannt. Abgegebene Stimmen: 178, davon 
"Ja"-Stimmen: 80, "Nein"-Stimmen: 98. 

Der Entschließungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Kohlmaier und Genossen ist somit 
a bgelehn t. 

Mit "Ja" stimmten die Abgeordneten 

Auer 
Bayr 
Bergmann 
Bergsmann 
Blenk 
Brandstätter 
Burgstaller 

. Derfler 
Deutschmann 
Dittrich 
Ermacora 

Ettmayer 
Fachleutner 
Feurstein 
Flicker 
Frizberg 
Gassner 
Gorton 
Graf 
Graff 
Gurtner 
Hafner 
Heinzinger 
Helbich 
Hietl 
Höchtl 
Hofer 
Hosp Maria 
Huber Hubert 
Hubinek Marga 
Karas 
Keimel 
Keller 
Khol 
Kirchknopf 
Kohlmaier 
König 
Koppensteiner 
Kowald 
Kraft 
Lafer 
Landgraf 
Lanner 
Leitner 
Lichal 
Löffler 
Lußmann 
Manndorff 
Minkowitsch 
Mock 
Möst Maria Elisabeth 
Neisser 
Neumann 
Paulitsch 
PischI 
Pranckh 
Puntigam 
Rabl-Stadler Helga 
Sallinger 
Schäffer 
Schüssel 
Schuster 
Schwarzenberger 
Schwimmer 
Staudinger 
Steidl 
Steinbauer 
Stein er 
Stocker Franz 
Stummvoll 
Taus 
Tichy-Schreder Ingrid 
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Türtscher 
Vetter 
Vonwald 
Westreicher 
Wieser Helga 
Wimmersberger 
Wolf Johann 
Zittmayr 

Mit "Nein 11 stimmten die Abgeordneten 

Benya 
Brennsteiner 
Brunner Wanda 
Cap 
Dietrich 
Dobesberger Edith 
Ederer Brigitte 
Eigruber 
Elmecker 
Fauland 
Fertl 
Fister 
Gärtner 
Gmoser 
Gossi 
Grabner Arnold 
Grabner Heinz 
Gradenegger 
Gradischnik 
Gugerbauer 
Guggenberger 
Haigermoser 
Heindl 
Hesele 
Hesoun 
Hieden Belga 
Hintermayer 
Hobl 
Hochmair 
Hofmann 
Höll 
Huber Alois 
Jankowitsch 
Kabas 
Kapaun 
Karl Elfriede 
Keppelmüller 
Köck 
Kokail 
Konecny. 
Kräutl 
Kuba 
Leithenmayr 
Lenzi 
Ludwig 
Marsch 
Matzenauer 
Mühlbacher 
Nedwed 
Neuwirth 

Nowotny 
Nürnberger 
Parnigoni 
Partik-Pable Helene 
Peck 
Peter 
Pfeifer 
Pöder 
Pasch 
Praher Adelheid 
Preiß 
Probst 
Rechberger 
Reicht 
Reinhart 
Remplbauer 
Renner 
Resch 
ResseI 
Rieder 
Roppert 
Ruhaltinger 
Sam wald 
Schemer 
Scheucher 
Schieder 
Schober 
Scholger 
Schranz 
Seel 
Steger 
Stippel 
Stix 
Stocker Helmuth 
Strache 
Teschl 
Tieber 
Tirnthal 
Tonn 
Traxler Gabrielle 
Tychtl 
Veleta 
Veselsky 
Weinberger 
Wille 
Windsteig 
Wolf Helmut 
Zipser Ella 

Präsident Mag. Minkowitsch: Die Tagesord­
nung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Anfragen 1116/ J und 1117/J einge­
bracht worden sind. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates, 
die für Mittwoch, den 20. Feber 1985, um 
11 Uhr in Aussicht genommen ist, wird durch 
schriftliche Benachrichtigung einberufen wer­
den. 
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7004 Nationalrat XVI. GP - 78. Sitzung - 1. Feber 1985 

Präsident Mag. Minkowitsch 

In dieser Sitzung wird eine Fragestunde 
stattfinden. 

Die heutige Sitzung ist ge s chI 0 S sen. 

Schluß der Sitzung: 16 Uhr 02 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0182 5 
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